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Einzelnexemplare a 10 kr. im Redactionslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderath. 


Sitzung des Gemeinderathes. 
Freitag, den 2. September 1892, ½5 Uhr Nachmittags. 


Otenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 23. Auguſt 1892 

unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Ich habe die Ehre, mitzutheilen, daßs Herr Gem.-Rath 
Simon ſein Ausbleiben von der heutigen Sitzung wegen Un- 
wohlſeins entſchuldigt. 

2. Herr Gem.⸗Rath Dr. Uhl theilt mit, dajs er durch 
Unwohlſein verhindert wurde, nach Wien zu reiſen. Es wurde 
demſelben ein 14tägiger Urlaub bis incluſive 3. September be⸗ 
willigt. — Wird zur Kenntnis genommen. 

3. Herr Gem.⸗Rath Johann Winter entſchuldigt, da er 
in dringenden Geſchäften verreiſen muſste, ſein Ausbleiben von 
den nächſten drei Sitzungen. — Zur Kenntnis. 

4. Von der k. k. n.⸗ ö. Statthalterei iſt folgende Zuſchrift 
eingelangt: 

„Laut Note des k. k. Handelsgerichtes in Wien, vom 5. Auguſt 
1892, 3. 116271, hat der am 11. Juli 1892 in Wien verſtorbene 
Herr Johann Gögl, protokollierter Kaufmann, in ſeinem am 
19. Juli 1892 kundgemachten Teſtamente, ddto. Wien, 26. Juni 
1887, folgende Anordnungen getroffen: 
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Den meinen Namen tragenden Fonds der bei der n.⸗ö. Handels⸗ 
und Gewerbekammer beſtehenden und von dieſer verwalteten Kron— 
prinz⸗Stiftung vermache ich in der Erwartung, dafs dieſe Stiftung 
auch ferne gewiſſenhaft verwaltet werde, den Betrag von 20.000 fl., 
ſchreibe: zwanzigtauſend Gulden ö. W. und verfüge ferner, dass der 
Betrag von 30.000 fl., ſchreibe: dreißigtauſend Gulden ö. W., dem 
Herrn Bürgermeiſter der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
in dieſer Richtung einer meinen Namen tragenden, den Intereſſen 
der Handel- und Gewerbetreibenden in Wien gewidmeten Stiftung 
im Einvernehmen mit dem löblichen Gemeinderathe der Stadt 
Wien und mit der n.⸗ö. Handels- und Gewerbekammer beſorge. 
Die Verwaltung dieſer Stiftung möge von der Commune Wien 
gepflogen werden.“ — Wird der Dank votiert. 

5. Vom k. k. Notar Franz Fürſt iſt folgendes Schreiben 
eingelangt: 

„Euer Hochwohlgeboren! 

Die am 19. Auguſt 1892 zu Hietzing, Auhofſtraße Nr. 4 
verſtorbene, in Wien I., Opernring Nr. 15 wohnhaft geweſene 
Frau Amalie Gräfin Vecsey von Hainaecskzs hat in 
ihrem am 20. Auguſt 1892 beim löblichen k. k. ſtädtiſch⸗delegirten 
Bezirksgerichte Innere Stadt, I. Bezirk, in Wien kundgemachten 
Teſtamente, ddto. Hietzing 18. Auguſt 1892, im § 12 nachſtehende 
letztwillige Verfügung getroffen. 

„Ss 12. Der ſtädtiſchen Feuerwehr in Wien, I., Am Hof 
„Nr. 10 vermache ich den Barbetrag von zwanzigtauſend Gulden 
„ö. W. mit der Beſtimmung, daj3 mit dieſem Capitale eine meinen 
„Namen führende Stiftung gegründet und die Intereſſen hievon zur 
„Unterſtützung der im Dienſte verunglückten Mitglieder dieſer Feuer⸗ 

Wird der Dank votiert. 

6. Weiters iſt eine Zuſchrift der k. k. Statthalterei eingelangt, 
welche lautet: 

„In Ausführung eines Beſchluſſes des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien haben Euer Hochwohl— 
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geboren mit der Eingabe vom 9. Juli 1892, Z. 107494/XV an 
das hohe k. k. Handelsminiſterium das Anſuchen geſtellt, dass die 
vor dem 15. Juli l. J. auf den Linien der k. k. öſterreichiſchen 
Staatsbahnen beſtandenen Kohlentarife im Intereſſe der Kohlen— 
approviſionierung Wiens aufrechterhalten werden mögen. 

Mit dem Erlaſſe vom 11. Auguſt 1892, Z. 34160, hat das 
hohe k. k. Handelsminiſterium anher eröffnet, dafs die über dieſes 
Anſuchen eingeleiteten Erhebungen mit Beſtimmtheit entnehmen 
laſſen, daſs die bekanntlich aus zwingenden Rückſichten unvermeidlich 
gewordene, und mit 15. Juli l. J. inkraft getretene partielle Tarif— 
erhöhung bei den k. k. Staatsbahnen auf die Approviſionierung 
Wiens mit Mineralkohle einen Einfluss nicht ausüben kann, indem 
ſelbſt bezüglich der minimen Quantitäten böhmiſcher Braunkohle, 
welche am Franz Joſef⸗Bahnhofe ankommen (1252 t), für die 
hiebei überhaupt in Betracht kommenden Diſtanzen: 


Brüx— Wierrn 476 km 
Dux — Giptitz Wien 492 „ 
Mor 456 „ 
Pie we we ta 350 „ 


eine Erhöhung der bisherigen Tarife thatſächlich nicht ſtattge— 
funden hat. 

Ebenſowenig kann die für Diſtanzen bis zu 80 km einge— 
tretene Erhöhung der Manipulationsgebür auf die Approviſionierung 
Wiens von nachtheiligem Einfluſſe ſein, weil Kohlenwerke, welche 
für obigen Zweck in Betracht kommen könnten, in der bezeichneten 
Diſtanz von Wien nicht vorhanden ſind. Endlich beſitzt die ge— 
troffene Beſtimmung, dafs die für eine Diſtanz von 750 km ſich 
jeweilig ergebenden Einheitsſätze künftighin als Minimaltaxen zu 
gelten haben, für die Verſorgung Wiens mit Kohle gleichfalls keine 
Bedeutung. Wenn demnach auch die in obiger Hinſicht geäußerten 
Beſorgniſſe unbegründet find, jo hat das hohe k. k. Handels— 
miniſterium anderſeits dafür Vorſorge getroffen, dafs für die Appro- 
viſionierung Wiens mit Kohle demnächſt eine Erleichterung, und 
zwar inſoferne eintrete, als ſeitens der Kaiſer Ferdinands-Nordbahn 
über Anregung des hohen k. k. Handelsminiſteriums das Zuge⸗ 
ſtändnis gemacht worden iſt, die gegenwärtig ſpeciell für den Kohlen- 
verkehr nach Wien-Nordbahnhof beſtehende Frachtermäßigung im 
Betrage von 2 kr. per 100 kg auch auf allen übrigen im neuen 
Wiener Gemeindegebiete gelegenen Bahnſtationen Anwendung finden 
zu laſſen, und dürfte dieſe Maßnahme vorausſichtlich mit 1. Sep⸗ 
tember l. J. zur Durchführung gelangen. 

Hievon ſetze ich Euer Hochwohlgeboren infolge des oben be— 
zogenen Erlaſſes des hohen k. k. Handelsminiſteriums zur weiteren 
Veranlaſſung in die Kenntnis. 

Wien, am 21. Auguſt 1892.“ 

Zur Kenntnis. 

7. Weiters iſt eingelangt ein Erlaſs des Herrn Statthalters, 
welcher lautet (liest): „Mit Beziehung auf die Berichte vom 
21. Mai und 3. Juni 1892“ — ich bemerke dazu, daßs dieſe 
Berichte ſich beziehen auf eine Eingabe des Bürgermeiſters, welche 
derſelbe infolge verſchiedener im Gemeinderathe gegebener An— 
regungen an den Statthalter gerichtet hat, in welchen Berichten 
ausgeführt wird, dass die Fortſetzung der Tramway von der 
Währinger Hauptſtraße nach Pötzleinsdorf im Wunſche der Bevölke— 
rung gelegen ſei und der Herr Statthalter ſeinen vollen Einfluss 
zur Durchführung dieſer Linie verwenden möge — (liest): „mit 
dem Beifügen zurückzuſtellen, daſs zwar bisher die Sicherſtellung 
des Baues der fraglichen Pferdebahnlinie nicht ermöglicht werden 
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konnte, daſs das hohe k. k. Handelsminiſterium aber nicht unter— 
laſſen wird, bei gegebenem Anlaſſe in geeigneter Weiſe auf die 
Wiener Tramway-Geſellſchaft in Abſicht auf die fragliche Ver— 
längerung ihrer Währingerlinie mit allem Nachdrucke einzuwirken.“ 

S. Mit Bezug auf eine in einem öffentlichen Blatte erſchienene 
Mittheilung, wonach ein von einem Hitzſchlage getroffener Arbeiter, 
ein Begleiter eines Kohlenwagens, durch längere Zeit nach ſeinem 
Ableben offen auf der Straße liegen geblieben iſt, und dals erſt nach 
einigen Stunden die Abfuhr der Leiche erfolgt iſt, habe ich veranlaſst, 
daſs Erhebungen gepflogen werden, um klarzuſtellen, ob die Organe 
der Gemeinde an dieſem Vorfalle irgend ein Verſchulden trifft. 
Aus dem Berichte erlaube ich mir Folgendes zu verleſen (liest): 

„Am Samstag den 20. Auguſt, um 6 / Uhr abends, wurde die 
Wiener freiwillige Rettungs-Geſellſchaft telephoniſch nach dem III. Be- 
zirk, Poſthorngaſſe 5, gerufen. Die Sanitätsmänner fanden bei 
dem bezeichneten Hauſe auf der Straße den Kohlenablader Joſef 
Plotzar, 37 Jahre alt, Wälliſchgaſſe 35 wohnhaft, auf einem 
gewöhnlichen Laſtwagen liegen und conſtatierten, daſs der Genannte 
bereits eine Leiche und infolge der herrſchenden Hitze einer Herz— 
lähmung erlegen ſei. Die Sanitätsmänner fuhren in die Station 
am Stubenring zurück und verſtändigten ſohin das k. k. Polizei— 
Commiſſariat Landſtraße von dem Vorfalle, wo dieſe Meldung 
um 3/,7 Uhr abends eintraf. Zur Bewachung der Leiche blieb ein 
Sicherheitswachmann zurück. 

Die weiteren Erhebungen ſeitens des k. k. Polizei-Commiſſariates 
Landſtraße über den eingetretenen Tod, dann die Identität des 
Verſtorbenen, beziehungsweiſe die Agnoſcierung desſelben durch 
fein herbeigeholtes Eheweib nahmen die Zeit von ¼7 Uhr bis 
9 Uhr in Anſpruch. j 

Um 9 Uhr abends wurden die am Schanzl, I. Bezirk, kaſer— 
nierten Sanitätsdiener telegraphiſch zur Abholung der Leiche 
berufen. 

Die Sanitätsdiener erſchienen mit einer Tragbahre um / 10 Uhr 
und übergaben um ¼ 11 die Leiche im k. k. allgemeinen Kranken⸗ 
hauſe.“ N 
Nach dieſem erhobenen Sachverhalte fällt ben Sanitätsdienern 
an der verzögerten Abtransportierung der Leiche kein Verſchulden 
zur Laſt. Angezeigt wäre es geweſen, nach Entfernung der Sanitäts- 


männer der freiwilligen Rettungs-Geſellſchaft die Leiche in die nächſt— 


gelegene Sicherheitswachſtube, Ungargaſſe 10, ſchaffen zu laſſen 
und von dort die Abtransportierung der Leiche durch die ſtädtiſchen 
Sanitätsdiener in das allgemeine Krankenhaus zu bewerkttelligen. 

Die obenangedeuteten Erhebungen hätten nach Bergung der 
Leiche gepflogen werden köunen. Im übrigen wird noch bemerkt, 
daſs zufolge Genehmigung des Gemeinderathes vom 4. Jänner 
1884, Z. 76, jenen Perſonen, welche ſich bei der Bergung ſolcher 
Leichen verwenden laſſen, wie Dienſtmänner, Hausbeſorger, auch 
Sicherheitswachmänner, die geleiſtete Hilfe entlohnt und eine etwaige 
Auslage vergütet wird. 

9. Weiters erlaube ich mir mitzutheilen, dafs der auch in 
den öffentlichen Blättern vielfach beſprochene Unglücksfall im ſtädt. 
Bade zum Gegenſtande eingehender Erhebungen gemacht worden 
iſt, und geſtatte ich mir den von dem leitenden Beamten, einem 
Ingenieur des Bauamtes, abgegebenen Bericht zur Kenntnis zu 
bringen. (Liest:) 5 

„Das ſtädtiſche Donaubad war Sonntag den 21. d. M. von 
rund 5500 Badenden beſucht und es war in den ſpäteren Nachmittags- 
ſtunden der Menſchenandrang in der genannten Anſtalt ein ſolcher, 
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daſs ſchon um ½5 Uhr die Caſſen auf eine Stunde geſchloſſen 
werden muſsten, weil ſämmtliche Badeabtheilungen überfüllt waren. 

Zu dieſer Zeit ereignete ſich im Schwimmbaſſin ein bedauer⸗ 
licher Unglücksfall, der ſeit dem 17jährigen Beſtande des Bades, 
während welcher Zeit mehr als 1,200.000 Perſonen die Anſtalt 
beſuchten, zum zweitenmale vorkam. 

Ein Gaſt des Schwimmbaſſins wurde vom Baſſinaufſeher 
J. Grabner aufgefordert, das Baſſin zu verlaſſen, da der 
genannte Baſſinaufſeher bemerkte, dajs der betreffende Badegaſt 
der Schwimmkunſt nicht genügend mächtig ſei. 

Letzterer leiſtete dieſer Aufforderung inſoferne Folge, dajs er 
unter unfreundlichem Proteſt und der Behauptung, er ſei in Baden 
ein Preisſchwimmer, aus dem Waſſer ſtieg und ſich auf den 
ſchwimmenden Gang begab. 

Kaum hatte der Aufſeher ſich einige Schritte entfernt, als er 
Hilferufe hörte und ihm bekanntgegeben wurde, dafs der bean— 
ſtandete Badegaſt abermals ins Waſſer gegangen und ſofort in 
allernächſter Nähe zweier ſeiner Bekannten oder Verwandten in 
den Wellen jo ſchnell verſchwunden ſei, daßs ihn die Nächſtſtehenden 
nicht mehr erfaſſen konnten. 

Der Baſſinaufſeher Grabner, der Schwimmeiſter Dworcaf, 
ein als Badegaſt anweſender tüchtiger Taucher und andere gute 
Schwimmer machten ſofort alle möglichen Rettungsverſuche, jedoch 
ohne Erfolg. | 

Es wurde an der Unglücksſtelle und in deren Umgebung, 
ſchließlich in einem großen Theile des Schwimmbaſſins der Grund 
ſondiert, ohne eine Spur des Verſchwundenen zu entdecken. 

Unterdeſſen hatte die ſogleich verſtändigte Polizeibehörde die 
Schließung des Schwimmbaſſins bis zur Auffindung des Ver— 
unglückten verfügt, welchem Auftrage ſeitens der Betriebsleitung 
des Bades Folge gegeben und außerdem die Waſſerſtrömung im 
Badebaſſin durch Sperrung der Zufluſsſchleuſe behoben wurde. 

Die weiter fortgeſetzten Sondierungen und Abſtreifungen des 
großen Schwimmbaſſins führten Montag den 22. d. M. früh 
9 Uhr zur Bergung der Leiche, nachdem das Baſſin mittelſt 
Kette abgeſtreift worden war. 

Darauf wurde der ganze Baſſininhalt von circa 30.000 ms 
Waſſer nach Offnung der Schleuſen fünfmal erneuert, und erſt 
dann iſt das Schwimmbaſſin wieder zur Benützung geöffnet worden. 

Die von der Sicherheitsbehörde in umfaſſendſter Weiſe 
gepflogenen Erhebungen durch Einvernahme der Augenzeugen und 
Privatbetheiligten werden beſtätigen, daſs der Unglücksfall nur 
durch perſönlichen Leichtſinn und Eigenſinn entſtanden iſt. 

Von hieramts mufs betont werden, dajS derartige Unglücks— 
fälle auch nicht vermieden werden könnten, wenn das Aufſichts— 
perſonale im Schwimmbaſſin bis ins Unmögliche vermehrt würde.“ 

Hierüber wurde von dem Magiſtrate mit dem Betriebsleiter 
des ſtädtiſchen Bades ein Protokoll aufgenommen, aus welchem ich 
Folgendes zur Kenntnis bringe. (Liest:) 

„Zur Aufſicht im ſtädtiſchen Donaubad und zwar im Schwimm- 
baſſin beſtehen drei Schwimmeiſter, wovon jedoch nur zwei den 
Unterricht ertheilen, während der dritte, dermalen Johann Grabner, 
nur damit betraut iſt, die Schwimmenden fortwährend zu beobachten. 

Mit Rückſicht auf die ſeit den letzten zehn bis zwölf Tagen 
ſtattgehabte ſtärkere Frequenz an Nachmittagen, iſt ſeither gegen 
beſonderen Taglohn ein zweiter ſogenannter Aufpaſſer, ein Schiff 
mann aus Erdberg, Ernſt Hofer mit Namen, beſtellt, jo dafs 
auf jeder Baſſinſeite ein Schwimmeiſter und ein Aufpaſſer beſtellt 
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iſt. Dies war auch Sonntag den 21. d. M. der Fall. Der Schwimm— 
meiſter Franz Dworak, ein ſehr tüchtiger und verläſslicher 
Mann, hatte ſoeben zur Zeit des Unglücksfalles einen lernenden 
Knaben an der Stange. 

Im Augenblicke des Unglücksfalles, nach 4 ¾ Uhr nach— 
mittags, war ich nicht im Badersum, ſondern kam eben von der 
Kanzlei in die Caſſa, wo mir die Meldung gemacht wurde, worauf 
ich mich an die Stelle des Unglücksfalles begab und zunächſt wahr— 
nahm, dass Franz Dworak unangelleidet ſich im Waſſer befand, 
um nach dem Verunglückten zu tauchen, während auch zugleich ein 
Badegaſt daran war, unterzutauchen. Ich habe weder von den 
noch zahlreich anweſenden Badegäſten irgend eine Bemerkung gehört, 
Dworak habe ſich geweigert, dem Untergegangenen beizuſpringen, 
noch weiß ich etwas davon, dafs ſich eine Erbitterung gegen den 
genannten Schwimmeiſter ergeben habe. Ich werde jedoch diesfalls 
noch Erhebungen ſpeciell pflegen und über das Reſultat ſofort 
berichten. 

Die Bergungsarbeiten beſtanden am Sonntag im Suchen 
durch Taucher und Sondieren mittelſt Stangen, doch waren dieſe 
Verſuche am Sonntage vergeblich und ſelbſt der Herr Polizei— 
commiſſär war bei einbrechender Dunkelheit mit Rückſicht auf die 
ſichtliche Erſchöpfung des Perſonales mit der Siſtierung der 
Bergungsarbeiten einverſtanden, welch letztere wahrſcheinlich des— 
halb am genannten Tage vergeblich waren, weil durch die ſtarke 
Bewegung des mit Schwimmenden angefüllten Waſſers der Körper 
vielleicht ſchon während des Unterſinkens von der Unglücksſtelle 
weiter weggetrieben wurde. Erſt am anderen Morgen war es 
möglich, die Bergungsarbeiten in größerem Umfange und mittelſt 
Schleifketten, zu deren Handhabung erfahrene Schiffleute noth— 
wendig und am Sonntage abends nicht zu beſchaffen waren, vor— 
zunehmen. Erſt nach dreimaliger Abſtreifung mittelſt Kette und 
Anker iſt es gelungen, den Körper zu erfaſſen. 

Wie ſchwer die Aufſicht über das oft leichtſinnige Bade— 
publicum zu üben und wie das Aufſichtsperſonal beſtrebt iſt, ſeiner 
Pflicht nachzukommen, geht daraus hervor, daſs in dem Momente 
des Unglückes zugleich am entgegengeſetzten Ende ein Untergehender, 
des Schwimmens Unkundiger, gerettet, ja, daſs am letzten Samstage 
allein wenigſtens ſechs Perſonen aus dem Waſſer geholt, reſpective 
gerettet werden mussten, und daſs ich ſelbſt nahe daran war, die 
Suche nach einem Schwimmer zu veranlaſſen, welcher infolge 
Kunſtfertigkeit übermäßig lange unter Waſſer geblieben war. 

Jeder nicht ſchon bekannte Badegaſt wird beim Eintritte in 
den Baderaum, ſowie auch extra vom Badediener gefragt, ob er 
des Schwimmens kundig ſei und hiedurch entſprechend gewarnt. 

Ich meinerſeits glaube mit Beſtimmtheit angeben zu können, 
daſs weder bezüglich des Eintrittes des Unglücksfalles noch be— 
züglich der Rettung oder auch Bergung, ſowie auch nicht bezüglich 
der Rettungsvorkehrungen im allgemeinen, welch letztere bei der 
Eröffnungscommiſſion am 28. Mai d. J. neuerlich revidiert und 
auch von der Polizei anſtandslos befunden wurden, irgend jemandem 
vom Betriebs-, Aufſichts⸗ und ärztlichen Perſonal ein Verſchulden 
beigemeſſen werden kann.“ 

Ich bemerke dazu, daſßs die Erhebungen noch nicht abge— 
ſchloſſen ſind und fortgeſetzt werden. ö 

10. In die Commiſſion zur Bemeſſung der Militärtaxe wurden 
die Mitglieder ſeitens des Gemeinderathes gewählt. Nachdem nun 
mehrere der Gewählten die auf ſie gefallene Wahl ablehnten, wird 


es nöthig ſein, um dem Geſetze entſprechen zu können, Ergän— 
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zungswahlen vorzunehmen. Für dieſelben wird der nächſte 


Freitag anberaumt. 
Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Einläufe zu verleſen. 


11. Schriftführer Gem.-»RNath Janotta: Herr Gem.⸗Rath 
Schlögl überreicht eine Petition der Alpinen Geſellſchaft 
„Krummholz“ in Wien um Bewilligung zu einer Steiganlage am 
Schneeberg. 


Dieſelbe lautet: 

Hochlöblicher Gemeinderath! 

Die ergebenſt gefertigte Alpine Geſellſchaft „Krummholz“ in Wien erlaubt 
ſich hiermit, bei einem hochlöblichen Gemeinderathe der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien um Erlaubnis zur Wiederherrichtung, Markierung und Ber- 
ſicherung eines Steiges im Gemeinde⸗Eigenthum der Stadt Wien, am Schnee⸗ 
berg in Niederöſterreich, und zwar von den ſogenannten Baumgartnerhäuſern 
bis zum Ochſenboden ergebenſt zu petitionieren, und ſtützt ihr Anſuchen auf 
nachfolgende Gründe: 

1. Wird dieſer Steig (die Länge desſelben beträgt ungefähr eine Stunde) 
ſchon ſeit Jahren begangen und iſt auch auf der vom öſterreichiſchen Touriſten⸗ 
club herausgegebenen Karte des Schneeberges eingezeichnet. 

2. Iſt derſelbe markiert, jedoch derzeit verfallen und wegen gänzlichem 
Mangel an Verſicherungen in ziemlich gefährlichem Zuſtande. 

3. Will deshalb die gefertigte Alpine Geſellſchaft „Krummholz“ in Wien 
den Steig nach Anbringung eines regelrechten Weges, ſowie durch Anbringung 
von Wegtafeln und Verſicherungen auch für minder geübte Touriſten gut 
gangbar geſtalten. 

Da nun die Herrichtung dieſes Steiges nur zur Sicherheit und im Inter⸗ 
eſſe der Touriſten, welche den Schneeberg auf dieſem Wege beſteigen, geſchehen 
ſoll, ſo hofft die ergebenſt gefertigte Geſellſchaft auf eine gütige Bewilligung 
ihrer Petition und zeichnet ergebenſt die 

Alpine Geſellſchaft „Krummholz“ in Wien. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Dieſe Petition wird als 

Antrag der geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung unterzogen 


werden. 


Schriftführer Gem.-Nath Januotta (liest): 
12. Interpellation des Gem.-Nathes Dr. Klotzberg: 


Mit Ende des Jahres 1891 war der Bau des ſtädtiſchen Volksbades, 
IX., Wieſengaſſe 17, unter Dach gebracht, und heute am 23. Auguſt 1892 iſt 
das Volksbad, welches namentlich der armen, arbeitenden Claſſe des IX. Bezirkes 
zur Erquickung und Stärkung des Körpers, insbeſondere in den heißen Tagen, 
dienen ſoll, noch nicht eröffnet. 

Ich richte an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die nachfolgende 
Anfrage: | 


1. Iſt dem Herrn Bürgermeiſter bekannt, daſs, 
trotzdem der Bau des Volksbades im IX. Bezirke ſchon 
Ende December v. J. unter Dach gebracht war, das 
Bad bis zum heutigen Tag noch nicht eröffnet iſt? 

2. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, den Auftrag 
zu ertheilen, daſs das Bad ſofort ſeiner Beſtimmung 
übergeben wird? 


Vice-Nürgermeiſter Dr. Nichter: Ich habe darauf Fol⸗ 
gendes zu erwidern: Der Vollendungstermin für das erwähnte 
Volksbad im IX. Bezirke war in den Bedingniſſen mit 1. Auguſt 
1892 feſtgeſetzt. Dieſer Termin wurde eingehalten und es hat am 
5. Auguſt die Qualitätsſchluſscollaudierung ſtattgefunden; der 
Benützungsconſens wurde am 8. Auguſt ertheilt. Das Bad konnte 
jedoch nicht eröffnet werden, weil noch kein Perſonale für dasſelbe 
beſtellt war. Bekanntlich hat der Gemeinderath erſt in der letzten 
Sitzung die betreffenden Normen genehmigt. Nachdem aber der 
Gemeinderath mit Beſchlufs vom 19. Auguſt die Syſtemiſierung 
des erforderlichen Perſonales genehmigt hat, wird der Vorſchlag 
über die Beſetzung der Bademeiſterſtelle an den Stadtrath erſtattet. 
Das iſt mittlerweile geſchehen. Das Bad wird ſofort eröffnet, 
ſobald die Beſtellung erfolgt iſt. (Gem.-Rath Dr. Klotzberg: 
Sie bekommen's zum Chriſtkindl! — Heiterkeit.) 


Schriftführer Gem.-Nath Janotta (liest): | 

13. Interpellation des Gem.⸗Nathes Tagleicht: 

Der Belegraum des ſtädtiſchen Lagerhauſes wird bei der ſchon jetzt vor— 
handenen ſtarken Inanſpruchnahme für die geſteigerte nächſte Getreidecampagne 
nicht ausreichen, und es beſteht die Eventualität, daſs der durch die neue 
Ernte bedingte Güterandrang dort nicht eingelagert werden kann. 

Da dieſer Zuſtand geeignet iſt, den Getreideverkehr und den Getreide— 
handel von Wien abzulenken, beziehungsweiſe die Intereſſen des ſtädtiſchen 
Lagerhauſes zu ſchädigen, beehre ich mich, den geehrten Herrn Bürgermeiſter 
zu fragen: 


1. Wie gedenkt derſelbe dieſer Eventualität zu 
begegnen? 
2. Iſt derſelbe geneigt, dem Gemeinderathe ge— 


eignete Vorlagen für die Vergrößerung des ſtädtiſchen 
Lagerhauſes ehebaldigſt zu erjtatten ? 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet. 

Schriftführer Gem.-Nath Janotta (liest): 

14. Interpellation der Gem.-Näthe Gregorig und 
Burſcht: 


In einem hieſigen Blatte iſt die Nachricht enthalten, es ſei in der Sitzung 
des Ausſchuſſes vom Bezirke Rudolfsheim ein Schriftſtück zur Verleſung ge— 
langt des Inhaltes: (Wir eitieren wörtlich.) 

„Der Bürgermeiſter Schreiner von Baden habe im Auftrage der 
Bezirkshauptmannſchaft von Baden an den Bürgermeiſter der Stadt Wien, 
Dr. Joh. Prix, ein Schreiben gerichtet, worin derſelbe erſucht wird, die 
Armenräthe auzuweiſen, bei Befürwortung von Freiplätzen im 
Curorte. Baden ſtrengere Nachſchau zu halten, indem hauptſäch⸗ 
lich aus dem II. Wiener Gemeindebezirk Leute mit Anweiſungen 
auf Freiplätze kommen, welche in Baden ſelbſt dann ein luxuriöſes 
Leben führen und auf Koſten der Stadt Baden armen mittel- 
loſen Kranken den Curgebrauch abſtehlen.“ 

Wir beehren uns daher, an den Bürgermeiſter die Anfrage zu ſtellen: 


Iſt ein Schreiben vorgenannten Inhaltes wirklich 


an den Herru Bürgermeiſter eingelangt? 


Wenn ja, ſtellen wir an den Herrn Bürgermeiſter 
das Erſuchen, dieſes Schreiben dem Gemeinderathe 
vollinhaltlich mitzutheilen. 

Ferner: Iſt es richtig, daſs die von der Commune 
Wien zu vergebenden Freiplätze in Baden über Vor— 
ſchlag des Armenarztes und Bezirks-Ausſchuſſes durch 
den Stadtrath verliehen werden? N 

Endlich ſtellen wir an den Herrn Bürgermeiſter 
das ergebene Anſuchen, derſelbe wolle die Liſte aller 
jener Perſonen, welche von Seite der Commune Wien 
im Jahre 1892 Freiplätze in Baden erhielten, unter 
genauer Angaben von Namen, Beſchäftigung und 
Wohnort jedem Mitgliede des Gemeinderathes ſchrift— 
lich mittheilen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet. 

Schriftführer Gem.-Nath Janotta (liest): 


15. Antrag der Gem.-Näthe Stiaßny und Kreindl: 

Der einen großen Theil des XIX. Wiener Gemeindebezirkes durchziehende 
Krotenbach iſt — wie dies ſeit langer Zeit conſtatiert wird — die Urſache 
zahlreicher Übelſtände und ſanitärer Gefahren für die angrenzenden Stadttheile. 
Während er nach langer Trockenheit waſſerarm iſt, führt er nach Gewitterregen 
oder bei anhaltenden Niederſchlägen große Waſſermengen mit ſich, welche jedoch 
wieder raſch ablaufen und nach kurzer Zeit das Bett nahezu trockenlegen. Von 
den au ſeinen Ufern gelegenen Wohnhäuſern werden die Schmutzwäſſer, von 
mehreren derſelben ſogar die Hauscanäle direct in das Bachgerinne geleitet, 
jo daſs bei niederem Waſſerſtande die Sinkſtoffe entlang des Bachbettes abge— 
lagert werden. 

Der hiedurch verurſachte widerwärtige Geruch iſt aber nicht nur eine Be— 
läſtigung für ausgedehnte Bezirkstheile, ſondern er bringt, insbeſondere in der 
heißen Jahreszeit, janitäre Gefahren mit ſich, deren ſofortige Behebung Pflicht 
der Gemeindevertretung iſt. | 

Insbeſondere leidet durch die übelriechenden Ausdünſtungen das am 
Krotenbach gelegene Rudolfinerhaus, namentlich die dem Bache zunächſt gelegenen 
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Krankenpavillons J. und II. Claſſe, deren Fenſter aus den beigeführten Gründen 
häufig gar nicht geöffnet werden können. Hiedurch werden aber die Wohlthaten 
dieſer ausgezeichneten Humanitätsanſtalt empfindlich beeinträchtigt. Ebenſo 
leiden die Beſucher der Volksſchule von Unter-Döbling, die des nied.⸗öſterr. 
Landes⸗Taubſtummen⸗Inſtitutes und die ſämmtlichen Anwohner entlang des 
Baches unter den erwähnten Webelftänden, 

| Die Gefertigen beantragen zur zeitweiligen, beziehungsweiſe gänzlichen 
Beſeitigung jener Unzukömmlichkeiten: 

1. Die ſofortige Vornahme einer Desinfection des 
Bachgerinnes und die entſprechende Wiederholung dieſer 
Desinfection für die Dauer der warmen Jahreszeit. 

2. Herſtellung einer Cunette in der Bachſohle, 
welche Arbeit jedoch nach jedesmaliger Zerſtörung der— 
ſelben durch Hochwaſſer wieder hergeſtellt werden muſs. 

3. Zur gänzlichen Beſeitigung der mehrerwähnten 
übelſtände die vollſtändige Einwölbung des Kroten— 
baches entlang der bewohnten Ufer desſelben. 

Dieſe Arbeit iſt von fo großer Wichtigkeit, dafs die— 
ſelbe, unabhängig von der Koſtenziffer, im Intereſſe 
des geſammten Bezirkes im nächſten Baujahre in An— 
griff genommen werden ſoll. 

Mit Rückſicht auf die Gefährdung des öffentlichen Geſundheitszuſtandes 
und da die Gefahr im Verzuge iſt, beantragen die Gefertigten gleichzeitig: 


Der löbliche Stadtrath wolle über dieſe Angele— 
genheit innerhalb acht Tagen berichten. 

16. Eventual⸗Antrag der Gem.-Näthe Burſcht und 
Gregorig: 

Das Erſchleichen von Curfreiplätzen in Baden ſeitens bemittelter Perſonen 
aus Wien wird in ſolch ſchwunghafter Weiſe betrieben, daſs ſich die k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft Baden gezwungen ſah, gegen dieſen Unfug einzuſchreiten, 
und an den Herrn Bürgermeiſter von Wien durch den Herrn Bürgermeiſter 
von Baden ein Schreiben erließ, mit dem Erſuchen, es mögen die Organe der 
communalen Verwaltung, als Armenräthe ꝛc., zu einer correcten Amtsführung 
aufgefordert werden. | | | REN 

Um es den einzelnen Gemeinderäthen zu ermöglichen, ſich die perſönliche 
Überzeugung verſchaffen zu können, ob die ſchweren Beſchuldigungen, welche hier 
gegen Gemeindefunctionäre erhoben werden, auch auf Richtigkeit fußen, ſtellen 
die Gefertigten den Antrag: 

Der Gemeinderath beſchließe: | 

Die Liſte aller jener Perſonen, welche von Seite 
der Commune Wien im Jahre 1892 in Baden Frei— 
plätze erhielten, iſt unter genauer Angabe der Namen, 
Beſchäftigung und Wohnort der Betheilten jedem 
Mitgliede des Gemeinderathes ſchriftlich bekannt zu 
geben. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Anträge werden 
der geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung unter 
zogen werden. 

Zum Referate bitte ich den Herrn Gem.-Rath Rückauf. 

17. Referent Gem.- Rath Nückauf: Z. 4558, Beilage 
Nr. 132. Ich habe die Ehre, über ein Geſuch des Weinbauvereins für 
Unter⸗ und Ober-Sievering zu berichten, welcher um Überlaſſung 
eines Gemeindegrundes in Unter-Sievering im Ausmaße von 
1502 Oe eingefommen ift. Der Weinbauverein für den XVII. und 
XVIII. Bezirk hat bereits für zehn Jahre derartige Gemeinde— 
gründe zur Anlegung von Verſuchsweingärten mit amerikaniſchen 
Reben, die dann unentgeltlich an die Mitglieder vertheilt werden, 
erhalten. Nachdem der Gemeinderath in ähnlichen Fällen denſelben 
Beſchluſs gefasst hat, beantragt der Stadtrath in dieſem Falle 
Folgendes (liest): 

„1. Die Gemeinde Wien verpachtet an den ge— 
nannten Verein den von der Cataſtral-Parcelle Nr. 591, 
Acker in Unter: Sievering per 1502 , durch den 
derzeitigen Pächter Eduard Spieß nicht zu einem 
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Lagerplatze in Anſpruch genommenen Theil per circa 
1200 Ge um den Beſtandzins von 10 fl. ö. W. 
vom 1. October 1892 an auf zehn auf einander 
folgende Jahre unter der Bedingung, dajs der Pacht— 
grund ausſchließlich nur zur Anlage eines Verſuchs— 
weingartens behufs Zucht von amerikaniſchen Reben 
im Sinne des Vereinsſtatutes verwendet werde. 

2. Die Statuten des Vereines ſind dahin abzu— 


ändern, daſs keinem Weingartenbeſitzer in den be: 
ſtandenen Gemeinden Unter- und Ober-Sievering, 
wenn er den Pflichten eines Vereinsmitgliedes nach— 


kommt, die Aufnahme in den Verein verweigert oder 
die Mitgliedſchaft entzogen werden darf; daſs ferner 
der Verein die in ſeinem Mutterweingarten produ— 
cierten Reben nur ohne Entgelt an ſeine Mitglieder 
abgeben darf. 

3. Die Gemeinde Wien iſt bei 
dieſer Bedingungen berechtigt, das 
ſofort ohne Kündigung aufzulöſen. 

4. Der Verein übernimmt die etwa von dem bis— 
herigen Pächter Eduard Spieß anläfslih der früheren 
Auflöſung des Beſtandverhältniſſes rückſichtlich des für 


Nichteinhaltung 
Pachtverhältnis 


den Verſuchsweingarten in Anſpruch genommenen 
Grundtheiles etwa geſtellten Schadenerſatzforderungen 
zur alleinigen Austragung mit demſelben und ver— 


pflichtet ſich, die Gemeinde Wien rüchſichtlich folder 
Forderungen vollkommen klag- und ſchadlos zu halten. 

5. Der von Eduard Spieß an die Gemeinde Wien 
für Pachtung der Cataſtral-Parcelle Nr. 591 in 
Unter -Sievering zu leiſtende Beſtandzins von 110 fl. 
ö. W. per Jahr iſt vom 1. October 1892 um den 
Betrag zu reducieren, welcher dem Ausmaße des an 
den Weinbauverein abgetretenen Pachtgrundtheiles. 
entſpricht.“ 

Ich bitte um Genehmigung dieſer Anträge, nachdem, wie ich 
ſchon erwähnt habe, anderen Vereinen in ähnlichen Fällen Grund— 
ſtücke für geringe Beträge auf zehn Jahre verpachtet wurden. 

Gem.-Nath Steiner: Meine geehrten Herren! Was bis 
jetzt der Stadtrath beantragt und der löbliche Gemeinderath be— 
ſchloſſen hat im Intereſſe der weinbautreibenden Bevölkerung, muss 
dankend hervorgehoben werden. Heute iſt wieder ein Antrag des 
Stadtrathes da, wo der weinbautreibenden Bevölkerung Unter- 
Sieverings, die ſich gewiss in einer traprigen wirtſchaftlichen Lage be— 
findet, ein Grund im Ausmaße von 1200 m? um einen Preis von jähr⸗ 
lich 12 fl. verpachtet wird, was gewiſs nur ein pro forma-Preis ge— 
nannt werden kann. Dats die Anpflanzung von beſonderer Wichtig— 
keit iſt, brauche ich nicht zu betonen, denn das Rebenmaterial, 
welches von Seite des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes und 
des Acker bauminiſteriums der weinbautreibenden Bevölkerung zur 
Verfügung geſtellt wird, iſt nie dasjenige, welches widerſtands⸗ 
fähig, und nie dasjenige, als was es ſeitens des Ackerbau— 
miniſteriums an die weinbautreibende Bevölkerung abgegeben 
wird. Es ſind viele Varietäten amerikaniſcher Reben, aber nur 
einige find widerſtandsfähig. Ich will die Sorten hier nicht. auf- 
zählen, aber ich habe mir ſelbſt hier vom Ackerbauminiſterium, 
Solonis gekauft und als ſolche bezahlt. Als ich dieſelbe angepflanzt 
hatte und jetzt das Laub kommt, ſehe ich, dafs dieſelbe wieder 
nicht Solonis iſt, ſondern eine Varietät derſelben, welche nicht 
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widerſtandsfähig iſt. Nun, meine Herren, das heißt den Weinbau 
auf amerikaniſcher Unterlage ſeitens des Ackerbauminiſteriums dis⸗ 
ereditieren. Die Weinbautreibenden Wiens ſollten vielleicht die 
erſten ſein, welche gut gezogenes Material erhalten, und ich danke 
daher nochmals dem Stadtrathe für das Wohlwollen, welches er 
den Weinbautreibenden in dieſer Richtung entgegenbringt. (Beifall.) 


Zu Punkt 2 erlaube ich mir aber eine Abänderung zu be— 
antragen. Der Herr Referent hat erwähnt, die Statuten des 
Vereines ſeien dahin abzuändern, dass keinem Weinbaubeſitzer in 
den beſtandenen Gemeinden Unter- und Ober-Sievering, inſolange 
er ſeinen Verpflichtungen als Mitglied nachkommt, die Aufnahme 
in den Verein verweigert werden darf. Nun, meine Herren, da 
müſste der Betreffende ja ſchon Mitglied fein. 

Ich habe ſelbſt bei der Begründung des Vereines vor un— 
gefähr zwei Jahren mitgeholfen, und damals wurde vereinbart, 
daſs jeder Weingartenbeſitzer im Verhältnis feines Grundbeſitzes 
per Viertel oder Achtel 5 fl. Einlage bezahlt, und wenn er 
vier oder fünf Viertel hat, natürlich für jedes 5 fl., und er 
bekommt dann in demſelben Verhältniſſe ſeinen Antheil an den 
Reben, welche unentgeltlich an die Mitglieder abgegeben werden, 
weil ſelbſtverſtändlich der größere Grundbeſitzer mehr braucht als 


der kleinere. Nun kommen aber auch neue Mitglieder, und darunter 


ſind auch vermögliche Leute aus Grinzing oder Sievering, die ſich 
aber bei der Gründung des Vereines ablehnend verhalten haben 
und die den Verein aus ihren Mitteln ganz gut hätten unterſtützen 
können, die aber, weil fie jetzt ſehen, daſs der Weinbau auf 
amerikaniſcher Grundlage reconſtruiert werden kann, einfach bei— 
treten wollen und dadurch dasjenige, was die früher eingetretenen 
Mitglieder und die Gründer des Vereines gezahlt haben, erſparen 
würden. 

Deshalb erlaube ich mir die Abänderung zu beantragen, daje 
es heißen ſoll: Die Statuten des Vereines ſind dahin abzuändern, 
daſs keinem Weingartenbeſitzer in den beſtandenen Gemeinden 
Unter⸗ und Ober⸗Sievering, wenn er den bereits geleiſteten Ver— 
pflichtungen der Vereinsmitglieder nachkommt, die Aufnahme in 
den Verein verweigert oder die Mitgliedſchaft entzogen werden 
darf. Ich bitte, dieſen Abänderungs⸗Antrag anzunehmen, denn er 
iſt im Intereſſe der Mitglieder gelegen, welche den Verein begründet 
haben. 


Referent: Meine Herren! Es iſt richtig, dass dieſer 
Paſſus hier nicht präeiſe ſtiliſiert iſt und abgeändert werden 
kann, denn „inſolange er ſeine Pflichten erfüllt“ kann man bei 
jemandem nicht ſagen, der noch nicht Mitglied iſt. Es ſollte alſo 
heißen: „Es ſoll keinem Weingartenbeſitzer in den beſtandenen 
Gemeinden Ober- und Unter-Sievering die Aufnahme verweigert 
und, inſolange er ſeinen Verpflichtungen nachkommt, die Mitglied— 
ſchaft nicht entzogen werden.“ 

Ich glaube, dieſe Stiliſierung iſt die richtigſte. 


Gem.-Nath Gregorig: Meine Herren! Ich glaube, der 
Herr Referent befindet ſich in einem Irrthume. Die Sache verhält 
ſich nämlich ſo: Diejenigen, die ſchon Mitglieder ſind, haben be— 
deutende Laſten getragen; jetzt fällt es plötzlich einem neuen, der 
ſich bisher ablehnend verhalten hat, ein, Mitglied zu werden, er 
zahlt ſeinen Beitrag, und dann könnte man ihm die Aufnahme 
nicht verweigern und müſste ihm dasſelbe Rebenmaterial geben 
wie den übrigen Mitgliedern. Dem kann ich nicht zuſtimmen und 
daher mufs dies dahin abgeändert werden, daßs Neueintretende 
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ſämmtliche Zahlungen nachzuleiſten haben, die die älteren Mit⸗ 
glieder bis jetzt geleiſtet haben. 

Gem.-Nath Matthies: Ja, meine Herren, ich glaube, das 
geht doch etwas zu weit; wenn wir einen Verein ſubventionieren, 
ſo haben wir uns in ſeine Statuten nicht einzumengen. So hat 
es der Gemeinderath bisher gehalten und der Herr Referent hat 
auch bemerkt, dafs dieſer Verein in Sievering dieſelbe Begünſtigung 
ſeitens der Gemeinde wie die anderen Vereine erhält. Damit 
können wir zufrieden ſein, aber in die Vereinsſtatuten mengen 
wir uns nicht ein, und ich bitte Sie, den Neferenten-Antrag an⸗ 
zunehmen. 

Gem.-Nath Steiner: Es handelt ſich nur um Folgendes: 
Geſtatten Sie mir ein Beiſpiel. Ich mufste ſelbſt bei Gründung 
des Weinbauvereines Grinzing 30 fl. als Einlagecapital bezahlen, 
damit der Weingarten überhaupt gepflegt werden konnte, und das 
musste jedes Mitglied im Verhältnis zu feinem Beſitze thun. Wie 
kommt jetzt derjenige, der heute dem Vereine beitritt, dazu, nächſtes 
Jahr den Fruchtgenuſs zu haben und nichts bezahlt zu haben? 
Das iſt nicht recht; es ſollen die Leute nachzahlen und ſie be— 
kommen ſoviele Antheile, wie jedes Mitglied, welches früher dem 
Vereine angehört hat. (Widerſpruch.) 

Mit Erlaubnis des geehrten Herrn Vorſitzenden möchte ich 
eine Bitte an die Herren Landtagsabgeordneten ohne Unterſchied 
der Partei richten. Es ſcheint Uſus zu ſein beim gegenwärtigen 
Herrn Landescultur-Referenten, daſs die Weinbautreibenden im 
Gemeindegebiete von Wien übergangen werden. Ich habe hier 
eine Zuſchrift des Herrn Grafen Gatterburg als Landes— 
eultur⸗-Referent, worin die weinbautreibenden Vereine, welche um 
eine Subvention beim n.⸗ö. Landesausſchuſſe angeſucht haben, 
einfach abgewieſen werden, und zwar iſt die Zuſchrift in ziemlich 
ironiſchem Stile gehalten, analog dem Stile des Herrn Statt— 
halters an den Gemeinderath. Es wird bemerkt, dafs fie nächſtes 
Jahr es wieder verſuchen können einzuſchreiten. Nun, ich glaube, 
daſs bei der großen Steuerleiſtung, welche die Gemeinde Wien zu 


den ſämmtlichen Landesumlagen leiſtet, denn doch nicht einſeitig 


von Seite des n.⸗ö. Landesausſchuſſes vorgegangen werden kann, 
ſondern dafs die Weinbautreibenden innerhalb des Gemeindegebietes 
von Wien auch Anfpruch auf Unterſtützung haben fo wie die Wein⸗ 
bautreibenden, welche auf dem flachen Lande ſind. Ich würde daher 
die Herren Landtagsabgeordneten bitten, wenn dieſer Credit von 
25.000 fl., welcher vom n.⸗ö. Landtag bewilligt wurde, zur Debatte 
gelangt, dafür zu ſorgen, dass auch auf die Weinbautreibenden 
innerhalb des Gemeindegebietes von Wien Rückſicht genommen 
werde. (Beifall.) 

Gem.-Nath Gregorig: Ich glaube, daſs College Matthies 
den Nagel auf den Kopf getroffen hat mit ſeiner Bemerkung. Er 
ſagt, wir ſollen uns in die Statuten gar nicht einmiſchen, und ich 
glaube, das iſt das einzig Richtige und deshalb beantrage ich die 
Eliminierung des Abſatzes 2 des Referates. Uns kümmern die 
inneren Verhältniſſe des Vereines gar nicht. Wir geben für ſo viele 
Vereine Unterſtützungen aus und fragen nicht, was damit geſchieht. 
Warum wollen wir uns im einzelnen Falle hineinmiſchen? Ich bitte 
alſo, meinem Antrage zuzuſtimmen und den Abſatz 2 fallen zu 
laſſen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Halten Herr Gemeinde— 
rath den früheren Antrag nicht aufrecht? 

Gem.-Nath Gregorig: Den ziehe ich zurück. 
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Gem.-Nath Dr. Nechanski: Es beſteht ein kleines Miſs⸗ 
verſtändnis. Es ſind offenbar Fälle vorgekommen — das geht aus 
den Verhandlungen hervor und aus den Hinweiſen auf die einzelnen 
Fälle — wo Weinbergbeſitzern der Eintritt in den Verein ver— 
weigert worden iſt. Der Grund hievon ſcheint der zu ſein, welchen 
Herr College Steiner angedeutet hat; man hat geſagt, die jetzt 
eintretenden Weinbergbeſitzer haben nicht dieſe Einzahlungen ge— 
leiſtet, welche ſeinerzeit die Gründer des Vereines geleiſtet haben. 
Nun wünſcht der Gemeinderath, dafs der Verein, welcher von ihm 
ſo unterſtützt wird, daſs ſelbſt College Steiner ſich genöthigt 
geſehen hat, den Dank auszuſprechen, in die Statuten keine Sperre 
hineinſetze, ſondern daſs jeder Weinbergbeſitzer eintreten könne. 
Daran ſoll ihn niemand hindern. Daran hindert ſie auch nicht 
dieſe Bedingung des Gemeinderathes. Der Gemeinderath ſagt nur, 
den Weinbergbeſitzern ſoll der Eintritt nicht verweigert werden, 
wenn die Weinbergbeſitzer die Bedingungen erfüllen wollen, welche 
nach den Vereinsſtatuten vorgeſchrieben ſind. Wenn in den Statuten 
ſteht, daſs die Weinbergbeſitzer dieſe Nachzahlung leiſten müſſen, 
fo hindert das nicht, aber unter dieſer Vorausſetzung mufs den 
Weinbergbeſitzern der Eintritt geſtattet werden. Das iſt der Sinn 
der Bedingung, welche der Stadtrath im Sinne gehabt hat. Die 
Geſchichte kann ſich alſo in voller Harmonie und zur Zufriedenheit 
nach jeder Richtung auflöſen. Der Gemeinderath kann darauf 
dringen, dafs dieſe Bedingung geſtellt werde. Er kann dieſen Abſatz 
annehmen, das hindert gar nicht, daſs die Vereinsmitglieder ihre 
Statuten dahin abändern, das fie jagen: Jeder, der in den Verein 
eintreten will, muſs nach Größe feines Beſitzes den Eintrittsbeitrag 
zahlen. Das geht alſo, und damit, glaube ich, iſt allen Wünſchen 
Rechnung getragen, auch dem des Gem.-Rathes Matthies: dafs 
wir uns in die Vereinsſtatuten nicht allzuſehr einmengen. Das 
thun wir eigentlich nicht, ſondern wir wollen principiell die Be— 
dingung aufſtellen, es ſolle den Weingartenbeſitzern nicht unter 
irgend einem Vorwande der Eintritt in den Verein verweigert 
werden. Ich würde daher beantragen, daſss der Antrag, ſowie er 
vom Stadtrathe geſtellt wird, angenommen werde, jedoch mit der 
ſtiliſtiſchen Abänderung, über welche eigentlich ein Antrag noch 
nicht beſteht. Es ſoll offenbar heißen: 

„2. Die Statuten des Vereines ſind dahin abzu— 
ändern, daſs keinem Weingartenbeſitzer in den be— 
ſtandenen Gemeinden Unter- und Ober-Sievering die 
Aufnahme in den Verein verweigert und, inſolange er den 
Pflichten eines Vereinsmitgliedes nachkommt, die Mit— 
gliedſchaft entzogen werden darf.“ 


Ich beantrage daher, daſs der Abſatz 2 in dieſer Faſſung 


angenommen werde. 

Referent (zum Schlufsworte): Meine Herren, ich mußs den 
Antrag aufrechterhalten, und zwar mit Rückſicht auf die Daten, die 
mir zur Verfügung ſtehen. In Ober- und Unter-Sievering ſind 
circa 200 Weingartenbeſitzer, und im April dieſes Jahres waren 
31 davon Mitglieder dieſes Vereines. Es iſt naturgemäß, dafs 
der Magiſtratsreferent und ebenſo der Stadtrath darauf ſehen mufs, 
daſs das allgemeine Intereſſe hochgehalten werde und dajs es 
allen Weingartenbeſitzern zugute komme, daſßs fie alſo alle in 
den Beſitz von amerikaniſchen Reben unentgeltlich kommen. Mit 
Rückſicht darauf hat der magiſtratiſche Referent und der Stadtrath 
den Antrag geſtellt, man möge dieſe Statutenänderung hinein⸗ 
nehmen, damit keinem Weingartenbeſitzer die Aufnahme als Mitglied 
verweigert werden könne. Ich mußs alſo mit Ausnahme dieſer 
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ſtiliſtiſchen Anderung den Antrag des Stadtrathes aufrechterhalten, 
das heißt: „Die Statuten des Vereines ſind dahin abzuändern, 
daſs keinem Weingartenbeſitzer in den beſtandenen Gemeinden 
Unter⸗ und Ober-Sievering die Aufnahme in den Verein ver⸗ 
weigert und, inſolange er den Pflichten einer Vereinsmitgliedes 
nachkommt, die Mitgliedſchaft entzogen werden darf.“ Ich halte 
den Antrag aufrecht im allgemeinen Intereſſe der dortigen Wein— 
bautreibenden. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Zu Punkt 2 liegt 
zunächſt ein Antrag des Herrn Gem.-Rathes Gregorig vor, 
nach welchem dieſer Punkt ganz zu entfallen hätte, das läßt ſich 
nur dadurch zum Ausdruck bringen, dajs poſitiv abgeſtimmt wird. 

Nach dem Autrage des Herrn Gem.-Rathes Steiner 
wären die Worte: „Inſolange er den Pflichten eines Vereins- 
mitgliedes nachkommt“ wegzulaſſen und an deren Stelle zu ſetzen: 
„Wenn er Beiträge in genau ſolcher Höhe geleiſtet 
hat, welche diejenigen Vereins mitglieder, welche dem 
Verein bereits angehören, ſchon geleiſtet haben.“ Ich 
erſuche jenene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. Angenommen.) 

Nun erſuche ich jene Herren, welche mit den übrigen Be— 
ſtimmungen des Punktes 2 einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. Angenommen.) 

Die übrigen Punkte, gegen welche eine Einwendung nicht 
erhoben wurde, erkläre ich für angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 


1. Die Gemeinde Wien verpachtet an den 


ge: 


nannten Verein den von der Cataſtral-Parcelle 
Nr. 591, Acker in Uäẽter-Sievering per 1502 U, 
durch den derzeitigen Pächter Eduard Spieß nicht 


zu einem Lagerplatze in Anſpruch genommenen Theil 
per circa 12000° um den Beſtandzins von 10 fl. 
ö. W. October 1892 an auf zehn auf 
einander folgende Jahre unter der Bedingung, dals 
der Pachtgrund ausſchließlich nur zur Anlage eines 
Verſuchsweingartens behufs Zucht von amerikaniſchen 
Neben im Sinne des Vereinsſtatutes verwendet werde. 

2. Die Statuten des Vereines ſind dahin abzu— 
ändern, daſs keinem Weingartenbeſitzer in den be— 
ſtandenen Gemeinden Unter- und Ober-Sievering, 
wenn er Beiträge in genau ſolcher Höhe ge— 
leiſtet hat, welche diejenigen Vereins mitglieder, 
welche dem Vereine bereits angehören, ſchon 
geleiſtet haben, die Aufnahme in den Verein ver— 
weigert oder die Mitgliedſchaft entzogen werden darf; 
daſs ferner der Verein die in ſeinem Mutterwein— 
garten producierten Reben nur ohne Entgelt an ſeine 
Mitglieder abgeben darf. 

3. Die Gemeinde Wien iſt bei Nichteinhaltung 
dieſer Bedingungen berechtigt, das Pachtverhältnis 
ſofort ohne Kündigung aufzulöſen. 

4. Der Verein übernimmt die 
bisherigen Pächter Eduard Spieß 


vom 1. 


etwa von dem 


anläſslich der 
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früheren Auflöſung des Beſtandverhältniſſes rück— 
ſichtlich des für den Verſuchsweingarten in Anſpruch 
genommenen Grundtheiles etwa geſtellten Schaden— 
erjaßforderungen zur alleinigen Austragung mit 
demſelben und verpflichtet ſich, die Gemeinde Wien 
rückſichtlich ſolcher Forderungen vollkommen 
und ſchadlos zu halten. 


5. Der von Eduard Spieß an die Gemeinde 
Wien für Pachtung der Cataſtral-Parcelle Nr. 591 
in Unter-Sievering zu leiſtende Beſtandzins von 
110 fl. ö. W. per Jahr iſt vom 1. October 1892 
um den Betrag zu reducieren, welcher dem Ausmaße 
des an den Weinbauverein Pacht⸗ 
grundtheiles entſpricht. 


18. Referent Gem.⸗Rath Nückauf: Zahl 7467. Die 
Congregation der Barmherzigen Schweſtern in Gumpendorf bittet 
um eine Subvention. Das ſegensreiche Wirken dieſer Congregation 
it jo allgemein bekannt, dafs ich nicht alle Daten zu bringen 
brauche. Ich erlaube mir nur zu erwähnen, dajs im Jahre 1890 
2051 Kranke unentgeltlich verpflegt und 7840 Kranke ambulatoriſch 
behandelt wurden. Außerdem wurden viele hundert Arme mit 
Mittagskoſt betheilt, 142 Waiſenmädchen erhalten und an 1130 
Kinder unentgeltlich der Unterricht ertheilt. Der Magiſtratsreferent 
hat wie im vergangenen Jahre 100 fl. beantragt. Der Stadtrath 
iſt aber weiter gegangen, und zwar mit Rückicht auf das außer— 
ordentlich humanitäre Wirken dieſer Congregation und beantragt 
200 fl. Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 


Gem.-Nath Frauenberger: Ich erlaube mir, an den Herrn 
Referenten die Anfrage zu richten, um welchen Betrag die Con— 
gregation der Barmherzigen Schweſtern in Gumpendorf an— 
geſucht hat. 


Referent: In dem Geſuche heißt es: Ein dem Wirken ent- 
ſprechender Betrag und der Herr Referent des Magiſtrates ſagt, 
es mögen mindeſtens wieder 100 fl. bewilligt werden. Das Wort 
„mindeſtens“ iſt unterſtrichen. Der Stadtrath hat mit Rückſicht 
darauf, dafs die Daten zur Hand waren und ich darüber referiert 
habe, ſich beſtimmt gefunden, den Betrag auf 200 fl. zu erhöhen. 
Dieſen Antrag unterbreite ich den Herren und bitte, ihn zu ge— 
nehmigen. 


BDice-Bürgermeifler Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Der Antrag iſt angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, der Congregation 
der Barmherzigen Schweſtern zu Gumpendorf eine 
Subvention 200 fl. pro 1892 zu bewilligen. 


19. Referent Gem.⸗Rath Wurm: Zahl 5095, Beilage 157. 
Es handelt ſich um die Adaptierung des Turnſaales in der Neubaugaſſe 
Nr. 25 für Zwecke des Steueramtes für den VI. und VII. Bezirk. Als 
ich die Ehre hatte, über die Zerlegung des Steueramtes zu referieren, 
hat ſchon der Gemeinderath im Principe beſchloſſen, daſs dieſer 
Turnſaal für die Zwecke des dortigen Steueramtes adaptiert werde. 
Das Stadtbauamt hat nun zwei Alternativ-Projecte ausgearbeitet. 
Eines, welches ſich darauf beſchränkt, dieſen Turnſaal zu adaptieren, 
und ein zweites Project, wonach noch ein kleiner Anbau geſchaffen 


klag⸗ 


abgetretenen 


von 
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wird, um einige Conceptsbeamte und einen Canalaufſeher unter— 
zubringen. 

Ich habe damals ſchon hervorgehoben, daſs das magiſtratiſche 
Bezirksamt in dieſem Gebäude jo enge untergebracht iſt, und dafs 
wiederholt Beſchränkungen vorgekommen ſind, ſo dajs eine Ver— 
größerung der Amtslocalitäten dringend geboten iſt. Nun iſt auch 
aus anderen Gründen der Zubau wünſchenswert, es ſind nämlich 


gewiſſe Conceptsbeamte beſtändig in Verbindung mit der Steuer— 


amts⸗Abtheilung. Würde dieſer Zubau nicht gemacht werden, ſo 
müſste ich beantragen, dafs zwiſchen dem Hauptgebäude und der 
Steueramts⸗Abtheilung ein Gang hergeſtellt werde, weil dieſe 


Beamten ſoviel in der Abtheilung zu thun haben, daj8 man nicht 


verlangen könnte, dass fie über den freien Hof gehen. 

Die Koſten für dieſen vergrößerten Zubau, welcher mit der 
Alternative B bezeichnet iſt, belaufen ſich nach den Berechnungen 
des Stadtbauamtes auf 8863 fl. incluſive Möblierung. Nun hat 
ſich nach einigen Verhandlungen herausgeſtellt, daſs es möglich 
ſein wird, bezüglich der Möbel beträchtliche Erſparungen dadurch 
zu erzielen, dafs man Möbel, welche im hieſigen Steueramte und 
in anderen Gebäuden der Gemeinde untergebracht ſind, hier zur 
Verwendung bringt. Dadurch kann ein Erſparnis von 960 fl. 
erzielt werden, fo das die Koſten für die vergrößerte Anlage ſich 
auf 7923 fl. ſtellen. Nachdem dieſe Auslagen vollkommen gevecht- 
fertigt ſind und der Bau dringend iſt, bitte ich, dieſen Betrag zu 
bewilligen. Selbſtverſtändlich iſt er nicht bedeckt, da zur Zeit, als 
beſchloſſen wurde, das Steueramt zu zerlegen, das Budget ſchon 
längſt votiert war. Es iſt nothwendig, dieſe Poſten theils bei 
Rubrik XII, theils bei Rubrik IV zu bedecken, nachdem es ſich 
um die Erhaltung von Gebäuden und die Neubeſchaffung von 
Einrichtungsſtücken handelt. 

Der Stadtrath ſtellt folgende Anträge (liest): 

„1. Das vom Stadtbauamte verfaſste Project B 
über die Adaptierung und Einrichtung des Turnſaales 
im ſtädtiſchen Hauſe Or.-Nr. 25 Neubaugaſſe, VII. Be: 


zirk, für die Steueramtsabtheilung beim magiſtratiſchen 
Bezirksamte für den VI. und VII. Bezirk und über 
einen kleinen Zuban für jonjtige Amtszwecke, mit deu 
Geſammtkoſten per 7923 fl. 94 kr., wovon auf die 
baulichen Herſtellungen 6622 fl. 94 kr., auf die nicht 
aus vorhandenen Vorräthen entnehmbare Amtsein— 
richtung und auf die Caſſenlieferung 1301 fl. ent— 
fallen, wird genehmigt. 

2. Der Betrag per 6622 fl. 94 kr. tft bei 
Rubrik XII 4 d „Erhaltung und Reparatur der ge— 
miſchten Häuſer“, der Betrag per 1501 fl. bei 


Rubrik IV 24 „Neubeſchaffung von Möbelu und Ein— 
richtungsſtücken für die magiſtratiſchen Bezirksämter“ 
zu verrechnen und werden hiefür die erforderlichen 
Zuſchuſscredite in der Höhe des Erforderniſſes be- 
willigt.“ 

Punkt 3 handelt von der Vergebung der Arbeit; dieſe iſt ſchon 
ſelbſtändig vom Stadtrathe erledigt. 

Ich bitte um die Annahme der Punkte 1 und 2. 

Gem.-⸗Nath Herrdegen: Ich möchte mir nur erlauben, die 
Anfrage an den Herrn Referenten zu ſtellen, ob dieſer Antrag 
darauf hinausläuft, dass die magiſtratiſchen Bezirksämter für den 
VI. und VII. Bezirk auch in der Folge vereinigt bleiben ſollen 
und ob es dann nothwendig iſt, dieſen Zubau jetzt zu machen. 
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Die Erfahrung hat ja gelehrt, daſs das magiſtratiſche Bezirksamt 
für dieſe beiden Bezirke derart untergebracht iſt und an einem 
ſolchen Raummangel leidet, dass man mit aller Beſtimmtheit 
annehmen kann, dafs eine Anderung unbedingt wird platzgreifen 
müſſen, und zwar in der nächſten Zeit, alſo, wie wir glauben, 
vielleicht mit Beginn des nächſten Jahres. Es wirft ſich nun die 
Frage auf, ob dieſer Betrag von 7923 fl. nicht erſpart werden 
kann, oder ob eine Veranlaſſung vorliegt, dafs ſelbſt für den Fall, 


als eine Trennung des magiſtratiſchen Bezirksamtes vom VI. Bezirke 


erfolgt, dieſer Zubau eine Nothwendigkeit für das zurückbleibende 
Bezirksamt für den VII. Bezirk ſein wird. 

Ich würde den Herrn Referenten bitten, dieſe Frage zu 
beantworten. 

Referent: Ich habe ſchon damals, wie ich das Referat 
über die Steuerämter erſtattet habe, bemerkt, dass die Steuerämter 
in jenen Bezirken, wo combinierte magiſtratiſche Bezirksämter 
beſtehen, getrennt angelegt werden, jo daßs, wenn die Bezirks— 
ämter getrennt werden, auch die Steuerämter getrennt werden. Ich 
habe infolge deſſen ſchon damals in Ausſicht genommen, dajs jeden⸗ 
falls auch eine Trennung der Bezirksämter für den VI. und VII. 
Bezirk ſeinerzeit ſtattfinden werde. Allein, dieſe Trennung wird 
nicht ſo raſch durchzuführen ſein, wie es wünſchenswert wäre, 
weil im VI. Bezirke keine entſprechenden Localitäten vorhanden ſind 
und dieſe erſt geſchuffen werden müſſen. Es wird jedenfalls noch 
einige Zeit dauern, bis dieſe ſehr wünſchenswerte Trennung durch- 
geführt wird. Es iſt nicht möglich, daßs während dieſer Zeit die 
beklagenswerten Zuſtände, welche gegenwärtig exiſtieren, fortdauern; 
eine theilweiſe Abhilfe mufs geſchaffen werden dadurch, daſs die ent- 
ſprechenden Localitäten zugebaut werden. 

Der Turnſaal als ſolcher iſt für gar keine Amtszwecke zu 
benützen, weil er eine ſehr beſchränkte Heizbarkeit hat; er hat 
nämlich eine Bohlenconſtruction, welche unmittelbar am Dachſtuhle 
angebracht iſt und unmittelbar für Amtszwecke nicht benützt werden 
kann; außerdem iſt die Feuerſich erheit eine geringe. 

Wenn aus dieſem Turnſaal eine Amtslocalität geſchaffen 
werden ſoll, muſs man die Decke jedenfalls herſtellen und dieſe 
Herſtellung verurſacht die Hauptausgabe und iſt jedenfalls noth⸗ 
wendig, wenn man den Turnſaal in irgend einer Weiſe verwenden 
wird. Es iſt nothwendig, dass die Adaptierung gemacht wird und 
es iſt ſehr wünſchenswert, fie jo zu machen, daſs, ſolange die 
Bezirksämter combiniert bleiben, die Amtshandlung in entſprechender 
Weiſe durchgeführt werden kann. Ich bitte, die Anträge des 
Stadtrathes anzunehmen. 

Gem.-Nath Vincenz Weſſely: Ich muß bitten, es nicht als 
Bezirksbergerei zu betrachten, wenn ich in dieſer Frage das Wort ergreife. 
Der Herr Referent hat gejagt, dafs an die Theilung des magi⸗ 
ſtratiſchen Bezirksamtes für den VI. und VII. Bezirk noch nicht 
gedacht werden kann (Referent: Gewifßs wird daran gedacht!), 
aber nicht ſobald, wie es wünſchenswert iſt, und zwar hat er als 
Grund angegeben, dajs kein Platz vorhanden ſei. Ich will ihm 
zu Hilfe kommen und ihn aufmerkſam machen, dafs gelegentlich der 
Creierung der magiſtratiſchen Bezirksämter ſchon darauf hingewieſen 
wurde, daſs im Bezirke Mariahilf ſich ein Haus befindet, welches 
zu einem magiſtratiſchen Bezirksamt ganz geeignet und ſogar 
Eigenthum der Gemeinde iſt; es iſt das nämlich das Stiftungs⸗ 
haus an der Ecke der Eßterhäzygaſſe und Gumpendorferſtraße. 
In allerletzter Zeit hat der Bezirksausſchuſs in Mariahilf den 
Beſchluſs gefaſst, an den Gemeinderath heranzutreten, dass der 
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Bezirk Mariahilf ein eigenes Bezirksamt bekomme und hat darauf 
hingewieſen, dafs auch ein Haus vorhanden ift, und dafs dieſes 
Haus, welches ich erwähnt habe, zu einem magiſtratiſchen Bezirks⸗ 
amte geeignet iſt. 

Ich muss den Anregungen des geehrten Herrn Collegen 
Herrdegen zuſtimmen, da ich der Meinung bin, daßs da viel⸗ 
leicht doch etwas erſpart werden könnte, wenn das Steueramt für 
die beiden Bezirke zuſammen und nicht für jeden ſeparat errichtet 
würde. Der Bezirk Mariahilf iſt doch wert, daſs er etwas berück⸗ 
ſichtigt werde. Er erfreut ſich ja ohnehin keiner beſonders großen 
Zuneigung des Gemeinderathes. Immer iſt er etwas ſtiefmütterlich 
behandelt worden und mich wundert es nur, daſs die zwei Stadt⸗ 
räthe für den VI. Bezirk bei Gelegenheit der Berathung dieſes 
Stückes ſich nicht ſehr ins Zeug gelegt haben, damit wir das, was 
uns gebührt, endlich einmal bekommen. (Beifall links.) 

Gem.- Rath Vaugoin: Noch ehe der verehrte Herr Vor— 
ſprecher die beiden Stadträthe des VI. Bezirkes apoſtrophiert hat, 
habe ich mir erlaubt, mich beim Herrn Schriftführer zum Worte 
zu melden. Es geſchieht alſo nicht etwa infolge dieſer Bemerkungen, 
ſondern ich habe es aus eigenem Antriebe gethan. Der Herr Vor⸗ 
redner mag vielleicht durch den Herrn Referenten doch etwas irre— 
geführt worden ſein. Die Frage ſteht aber nicht ſo. Der Herr 
Bürgermeiſter hat vor einigen Monaten im Stadtrathe die Er- 
klärung abgegeben — ich weiß nicht, ob ſie nicht auch hier im 
Gemeinderath abgegeben worden iſt, aber im Stadtrath iſt es 
ſicher geſchehen — daſs das Steueramt hier im Rathhauſe auf 
die Dauer nicht für ſämmtliche Bezirke belaſſen werden könne, 
ſondern dafs in jedem Bezirke ein Steueramt werde errichtet werden 
müſſen neben dem magiſtratiſchen Bezirksamt. Dafs aber die Ver⸗ 
hältniſſe in dem Gebäude am Neubau dermalen ſo unleidliche ſind, 
dass die Wirtſchaft nicht jo fortgehen kann, das iſt klar und führt 
eben dazu, daſs dieſe Adaptierungen vorgenommen werden. Mir 
iſt nicht unbekannt und ich bin ebenſo gut wie der Herr College 
von der Bezirksvertretung in Kenntnis geſetzt worden, wie die 
Beſchlüſſe gefaſst worden ſind, daſs ein Vorſchlag an den Ge⸗ 
meinderath gemacht werden ſoll, daſs das Haus an der Ecke der 
Eßterhäzygaſſe und Gumpendorferſtraße, welches ein Stiftungshaus 
iſt und von der Gemeinde für ein magiſtratiſches Bezirksamt ver: 
wendet werden kann, adaptiert werden ſoll. 

Nun wird der Antrag zur Verhandlung kommen; deshalb 
brauchen wir doch nicht die Adaptierungen aufzuhalten. 

Ich möchte alſo bitten, nicht den Stadträthen Vorwürfe zu 
machen, als ob ſie für den VI. Bezirk nichts thun wollen. Wir 
arbeiten doch im Stadtrathe; aber wir können doch nicht früher 
ein magiſtratiſches Bezirksamt beantragen, ehe von der Bezirks⸗ 
vertretung ein ſolcher Vorſchlag gemacht wird. Die Eingabe iſt 
noch nicht im Stadtrathe, wenn auch der Bezirksvorſtand eine Ein⸗ 
gabe ſchon gemacht hat. Wenn ſie kommen wird, werden die zwei 
Herren ſchon ihre Schuldigkeit thun, auch die anderen Herren 
im Gemeinderathe werden fie thun. Aber früher lässt ſich nichts 
machen. Der Bezirksausſchuſs hat ſich vielzuviel Zeit gelaſſen, das 
muſs gejagt werden. Wenn man ein magiſtratiſches Bezirksamt 
im Bezirke verlangt, ſo iſt die Bezirksvertretung die geeignete 
Körperſchaft, um einen ſolchen Vorſchlag an den Gemeinderath zu 
erſtatten. Das iſt erſt in letzter Zeit geſchehen. Wenn die Sache 
kommen wird, werden wir dafür eintreten. 

Gem.⸗Rath Frauenberger: Meine Herren! Ich will dem 
Vertreter des VI. Bezirkes gewiss nicht entgegentreten in dem Streben, 
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ein eigenes Bezirksamt in dieſem Bezirke zu errichten. Allein ich 
mus darauf hinweiſen, dass die Zeit, derartige Forderungen zu 
ſtellen, jetzt gewiſs nicht gegeben und dies nicht am Platze iſt. 
Wir müſſen doch zuerſt abwarten, wie die magiſtratiſchen Bezirks⸗ 
ämter überhaupt arbeiten werden, namentlich, was ſie koſten, und ob es 
möglich iſt, weiter derartige Bezirksämter zu errichten, vielleicht iſt 
es ſogar nothwendig, die magiſtratiſchen Bezirkämter zu verringern. 
(Widerſpruch und Gelächter links.) Ich kenne die Koſten nicht, dafs 
aber die Verwaltungskoſten in Wien ungeheuer ſein werden, das 
glaube ich, wird jeder von Ihnen wiſſen. Ich möchte aber noch 
darauf hinweiſen, dass es ſpeciell ganz unthunlich wäre, ſofort an 
die Errichtung eines magiſtratiſchen Bezirksamtes in Mariahilf zu 
ſchreiten, weil die Bezirke Mariahilf und Neubau nur durch die 
Mariahilferſtraße getrennt ſind und weil das magiſtratiſche Bezirksamt 
am Anfang der Neubaugaſſe ſteht und ich mußs aufrichtig jagen, 
ich als Bewohner und Vertreter des VII. Bezirkes hätte gar nichts 
dagegen, wenn das magiſtratiſche Bezirksamt im VI. Bezirke wäre. 

Ich mußs ſagen, eine ſolche Entfernung iſt gar keine Ent⸗ 
fernung zu nennen, und ein anderer Grund für ein neues Bezirks⸗ 
amt im VI. Bezirke kann unmöglich vorliegen. Ich glaube alſo, 
daſs die Herren ſich beruhigen und ihre diesfälligen Wünſche, wenn 
es auch dem St.⸗R. Vaugoin unangenehm iſt, noch um ein 
Jahr zurückhalten ſollten. | 

Gem.⸗Rath Herrdegen: Die bisherigen Ausführungen, 
ſpeciell was der letzte Herr Vorredner gejagt hat, geben mir Anlaſs 
zu weiteren Bemerkungen. Der unmittelbare Herr Vorredner hat 
Ausführungen gemacht, welche dahin zu deuten wären, dass die 
Mariahilfer Gemeinderäthe wieder nur vom Standpunkte der 
Bezirksbergerei aus für die Errichtung des magiſtratiſchen Bezirks⸗ 
amtes im VI. Bezirke eintreten. Nun, das iſt nicht der Fall, und 
ich kann Ihnen mit aller Beſtimmtheit ſagen, und die Herren, 
die ſchon einmal in das Bezirksamt Neubau gegangen ſind, werden 
davon überzeugt fein, daſs die Raumverhältniſſe dort ſolche find, 
daſs der Parteienverkehr außerordentlich erſchwert iſt. Dies wird 
ſich beſonders im Winter fühlbar machen, denn es gibt dort Warte⸗ 
räume, welche nicht einmal das Ausmaß eines kleinen Cabinetes 
haben, für ein Amt, wo ein außerordentlich ſtarker Parteienverkehr 
ſtattfindet. Es iſt ſchon ſehr viel Raumflickerei in dem Gebäude 
vorgenommen worden, was gewißs nicht im Intereſſe des Dienſtes 
iſt und auch vom ökonomiſchen Standpunkte nicht gutgeheißen 
werden kann. Das kann ich mit aller Beſtimmtheit jagen, dass 
dieſes Amt in dieſem Gebäude für beide Bezirke nicht zuſammen⸗ 
gelegt bleiben kann. Wir können uns damit nicht zufriedengeben, 
und auch die Bevölkerung nicht, daſs man uns einfach auf eine 
ſpätere Zeit vertröſtet; die Übelſtände find jetzt ſchon nachgewieſen 
und ſehr weitgehend, und der Herr Referent könnte die Freund⸗ 
lichkeit haben, uns zu ſagen, was eigentlich der Leiter des Amtes 
hierüber berichtet. Er wird dann gewißs alles beſtätigen müſſen, 
was ich geſagt habe. 

Die Trennung iſt alſo nothwendig, und ich habe mir ſchon 
erlaubt, den Herrn Referenten zu fragen, ob dieſe Adaptierungen 
und dieſer Zubau auch dann nothwendig ſind, wenn die Trennung 
durchgeführt wird. Dieſe Frage hat der Herr Referent nicht präciſe 
beantwortet; ich wollte aber damit warten, weil ich wuſste, dafs 
noch andere Herren in dieſer Angelegenheit das Wort ergreifen 


werden. Wenn geſagt wird, dafs wir ſparen ſollen, und dafs bezüglich. 


dieſer Bezirksämter auch das ökonomiſche Moment gewürdigt werden 
müſſe, ſo habe ich darauf Folgendes zu bemerken: Die Decen⸗ 
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traliſierung der Verwaltung iſt im Principe ausgeſprochen; dieſes 
Princip iſt doch wohl erwogen worden, und da darf man bei der 
Durchführung desſelben nicht ſtehen bleiben. Es kann höchſtens die 
Frage ſein, ob das plötzlich oder nach und nach geſchehen ſoll, je 
nachdem ſich die Verhältniſſe in den einzelnen Bezirken geſtalten. 
Hinſichtlich Mariahilf und Neubau haben wir aber bereits die 
Erfahrung, daſss es fo nicht geht; darüber iſt nur eine Stimme 
in der Beamtenſchaft, es läſst ſich dort nicht mehr arbeiten, und 
es wird noch viel ſchlimmer werden, wenn die Winterſaiſon kommt. 
Bei Durchführung eines Principes kann man ſich nicht allein 
darauf verlegen, zu jagen, wir müſſen ſparen; das Sparen muss 
auch am richtigen Platze angewendet werden. Zunächſt mujs die 
Verwaltung gut ſein, und wenn ſie gut iſt und die Bevölkerung 
zufriedenſtellt, wird man gewiſs auch das Moment des Sparens 
nicht außerachtlaſſen. 

Ich möchte alſo den Herrn Referenten bitten, mir meine 
Frage präciſe zu beantworten, ob dieſer Zubau auch dann noth- 
wendig iſt, wenn die Trennung der Bezirksämter VI und VII 
erfolgt. 

Trotzdem möchte ich das eine bemerken, dajs ich zwar ſehr 
verſucht wäre, für die Errichtung eines magiſtratiſchen Bezirks⸗ 
amtes im VI. Bezirke noch weitere Umſtände geltend zu machen; 
ich glaube aber, es gehört nicht zu der heute in Verhandlung 
ſtehenden Frage und enthalte mich daher weiterer Ausführungen. 

Nur noch eines. Ich muſs wieder eine Frage an den Herrn 
Referenten richten, und zwar ob das Steueramt für den VI. Bezirk 
im Gemeindehauſe untergebracht werden kann. Wir haben im 
VI. Bezirk ein Gemeindehaus, welches ſehr viel Geld gekoſtet hat 
und eigentlich gar nicht benützt werden kann. Wir haben viele 
leere Räume und ſelbſt Wohnungen dort leerſtehen. Ich will mir 
kein Urtheil anmaßen, ob das mit Rückſicht auf die Geſchäfts⸗ 
ordnung durchführbar wäre, würde aber den Herrn Referenten 
dankbar ſein, wenn er mir diesbezüglich Aufſchlüſſe geben möchte. 

Referent: Ich will die Anfrage des Herrn Vorredners vorerſt 
damit beantworten, dass es unbedingt nöthig iſt, daſs das Steuer- 
amt in jenem Gebäude untergebracht werde, wo ſich das magiſtra⸗ 
tiſche Bezirksamt befindet. Ich habe früher bereits ausgeführt, dafs 
der Zubau deshalb wünſchenswert wäre, weil einige Concepts⸗ 
beamte, welche im beſtändigen Contacte mit dem Steueramte ſich 
befinden, unmittelbar neben dem Steueramte untergebracht ſind. 
Wenn man das Steueramt in ein anderes Haus oder in einen 
anderen Bezirk verlegen wollte, jo wäre das mit ſoviel Unbequem⸗ 
lichleiten und Unzukömmlichkeiten verbunden, jo dajs es unmöglich 
iſt, darauf einzugehen. Was die Adaptierung des Saales anbelangt, 
ſo iſt dieſe unter allen Umſtänden nothwendig. Ein Turnſaal, wo 
keine Schule iſt und welcher unbenützt iſt, kann nicht weiter beſtehen. 
Um ihn zu verwenden, mujS eine Decke eingebaut werden und in 
dieſem Einbaue der Decke iſt eben die Hauptauslage gelegen; 
wenn man Wohnungen oder Kanzleien darin macht, mußs der 
Saal jo conſtruiert werden, dass er heizbar ift und auch Feuer⸗ 
ſicherheit bekommt. Dass der kleinere Zubau gemacht wird, iſt 
nothwendig, um die Amisthätigfeit in einer Weiſe abzuwickeln, 
wie es nothwendig iſt, da einige Conceptsbeamte unmittelbar neben 
dem Steueramt untergebracht ſind. Bei der Local⸗Augenſcheins⸗ 
Commiſſion haben ſich ſowohl der Bezirksvorſteher, als auch der 
Leiter des magiſtratiſchen Bezirksamtes, ſowie alle Commiſſions⸗ 
mitglieder einſtimmig für die Nothwendigkeit dieſer Adaptierung 
ausgeſprochen. Wenn auch, ſobald es thunlich iſt, die Bezirksämter 
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getrennt werden, muss doch dieſe Adaptierung vorgenommen werden; 
denn man kann bis dahin den jetzigen Zuſtand nicht belaſſen. Das 
Steueramt mußs untergebracht werden, und ich glaube, es lässt 
ſich kein anderer Ausweg finden, als die Adaptierung in der vor⸗ 
geſchlagenen Weiſe auszuführen. 


Gem.-»Nath Taubler: Ich glaube, meine Herren, daſss 
die Herren Vorredner, wenigſtens der größte Theil derſelben, ſich 
von der Angelegenheit zu weit entfernt haben und dass die Amts⸗ 
theilung im VI. und VII. Bezirke mehr beſprochen wurde, als die 
Angelegenheit ſelbſt, um die es ſich heute handelt. Wenn draußen 
das Steueramt errichtet wird, ſo iſt überhaupt im ganzen Gebäude 
kein anderer Platz vorhanden, als dieſer Turnſaal. Es iſt ſchon 
von einem Vorredner erwähnt worden, daj3 in den alten Amts⸗ 
räumen die Beamten factiſch aufeinander ſitzen und keinen Platz 
zum Amtieren haben. In den Localitäten des Bezirksamtes kann 
das Steueramt nicht untergebracht werden. Es iſt daher im Hauſe 
nur ein Platz, und dieſer Platz iſt dieſer Turnſaal. Ob der VI. 
und VII. Bezirk getrennt werden, dieſe Adaptierung muss unter 
allen Umſtänden vorgenommen werden, weil das Steueramt für 
den VII. Bezirk allein dort unterzubringen iſt. Ich bitte, die Anträge 
des Referenten zu genehmigen. Ich habe die Überzeugung, dass 
auch den Wünſchen des VI. Bezirkes Rechnung getragen und die 
Trennung der Amtsgeſchäfte des VI. und VII. Bezirkes in nicht 
ferner Zeit ſtattfinden wird; aber trotzdem iſt es nothwendig, dass 
das Steueramt für den VII. Bezirk in dieſen Räumen errichtet 
werde, weil in den anderen Räumen des Bezirksamtes überhaupt 
kein Platz für ein Steueramt vorhanden iſt. 


Gem.⸗Nath Dr. Vogler: Ich möchte nur auf die An⸗ 
frage des Herrn Gem.⸗Rathes Herrdegen, ob dieſer Zubau auch 
nothwendig iſt, wenn die Trennung der magiſtratiſchen Bezirks⸗ 
ämter erfolgt, bemerken, daſs derſelbe nach meiner Überzeugung 
auch dann nothwendig ſein wird. Das magiſtratiſche Bezirksamt 
für den VI. und VII. Bezirk iſt dermalen derart angelegt, dajs 
auch, wenn das Amt für den VI. Bezirk abgetrennt wird, noch 
immer der Raum kaum für das Bezirksamt des VII. Bezirkes 
hinreichen wird. Es iſt mit vollem Rechte darauf hingewieſen 
worden, dass eigentlich gar kein Warteraum für die Parteien 
beſteht. Die Räume, wo heute die Caſſa untergebracht iſt, befinden 
ſich in einem gräſslichen Zuſtande; dort können die Parteien 
namentlich zu jenen Zeiten, wo häufig Zahlungen vorkommen, 
ſich gar nicht rühren. Das iſt ein Zuſtand, der für die Dauer 
unhaltbar iſt. Es iſt infolge deſſen unter allen Umſtänden noth⸗ 
wendig, Raum zu ſchaffen; wenn auch das Bezirksamt für den 
VI. Bezirk, was jedenfalls wünſchenswert iſt, abgetrennt wird, fo 
wird man noch immer Raum brauchen und die hier beantragte 
Erweiterung wird noch immer nothwendig ſein. Sie iſt auch aus 
andern Gründen nothwendig. 


Wenn Sie dieſen Zubau nicht bewilligen, ſteht nämlich die 


Sache fo, dass die Conceptsbeamten, wenn fie in dieſem Steuer⸗ 


amte verkehren wollen und anderſeits die Steuerbeamten, wenn ſie 
mit den Conceptsamte verkehren wollen, immer über den Hof 
gehen müſſen. 

Das iſt für die Dauer auch ein unhaltbarer Zuſtand, und es 
iſt bereits davon die Rede, daſs da ein Gang angelegt werden 
ſoll, das käme aber viel theuerer zu ſtehen, als wenn Sie dieſen 
Zubau concedieren, der gleichzeitig Raum für zwei Concepts⸗ 
beamte ſchafft. N 
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Es iſt noch ein Umſtand zu erwähnen. Die Aborte ſind 


derart angebracht, daſs es ſchwer möglich iſt, ohne. dieſen Zubau 


allen in dieſer Richtung beſtehenden Bedürfniſſen gerecht zu werden. 
Es ſollen nämlich die Steuercommiſſäre in einem Locale unter⸗ 
gebracht werden, welches an einer Seite des Hofes gelegen iſt, und 
die Steuercommiſſäre haben Amtsſtunden, wo das eigentliche Caſſa⸗ 
locale des Steueramtes geſperrt iſt. Nun haben aber die Steuer⸗ 
commiſſäre und das Steueramt zuſammen gemeinſchaftliche Aborte. 
Da man nun für eine gehörige Abſperrung des Caſſalocales Vor⸗ 
ſorge treffen muſs und es nicht thunlich iſt, daſs die Schlüſſel zu 
demſelben vielleicht den Steuercommiſſären überantwortet würden, 
ſo kann der Fall eintreten, daſs die Steuercommiſſäre eventuell in 
dem ganzen Gebäude keine Aborte haben und weiß Gott wohin 
gehen müssten. Allen dieſen Übelſtänden wird abgeholfen, wenn 
Sie dieſen Zubau bewilligen. Ich glaube daher, die Anfrage des 
Herrn Collegen Herrdegen dahin beantworten zu können, dass 
wenigſtens nach meiner Überzeugung unter allen Umſtänden dieſer 
Zubau erfolgen ſoll, da er nach jeder Beziehung den Bedürfniſſen 
entſpricht. Darum bitte ich, den Referenten⸗Antrag anzunehmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Debatte iſt ge: 

geſchloſſen, der Herr Referent hat das Schlufswort. 

Referent (zum Schluſsworte): Ich möchte nur bemerken, 

daſs es ſich heute nur um die Detailausführung eines bereits ge⸗ 
faſsten Gemeinderaths⸗Beſchluſſes handelt. Es iſt ja beſchloſſen 
worden, es ſollen vorläufig die Steuerämter für den VI. und 
VII. Bezirk zuſammengelegt und dort untergebracht werden. Wenn 
Sie das wollen, jo iſt es nothwendig, daſs der Vorſchlag ange— 
nommen werde. Dafs dies für die ſpätere Zeit nicht zu viel iſt, 
habe ich ſchon betont und der letzte Herr Redner hat es weiter 
ausgeführt. Ich bitte um Annahme dieſes Antrages. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 

Angenommen. 
Es wurde daher beſchloſſen: 
1. Das vom Stadtbauamte verfajste Project B 
über die Adaptierung und Einrichtung des Turn— 
ſaales im ſtädtiſchen Haufe Or.-Nr. 25 Neubaugaſſe, 
VII. Bezirk, für die Steueramtsabtheilung beim 
magiſtratiſchen Bezirksamte für den VI. und VII. Bezirk 
und über einen kleinen Zubau für ſonſtige Amts- 
zwecke, mit den Geſammtkoſten per 7923 fl. 94 kr., 
wovon auf die baulichen Herſtellungen 6622 fl. 94 kr., 
auf die nicht aus vorhandenen Vorräthen ent— 
nehmbare Amtseinrichtung und auf die Caſſen— 
lieferung 1301 fl. entfallen, wird genehmigt. 

2. Der Betrag per 6622 fl. 94 kr. iſt bei 
Rubrik XII 4 d „Erhaltung und Reparatur der ge⸗ 
miſchten Häuſer“, der Betrag per 1301 fl. bei 
Rubrik IV 24 „Neubeſchaffung von Möbeln und 
Einrichtungsſtücken für die magiſtratiſchen Bezirks— 
ämter“ zu verrechnen und werden hiefür die erfor— 
derlichen Zuſchuf ſscredite in der Höhe des Erfor- 
derniſſes bewilligt. 

20. Referent Gem. Nat Ritt. v. Goldſchmidt: Zahl 5068, 


Beilage 154. Es handelt ſich hier um die Beſtimmung von Bau⸗ 
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linien im III. Bezirke, und zwar um eine ziemlich wichtige 
Verkehrsader in der Strecke zwiſchen der Landſtraßer Hauptſtraße 
und der Straße „Am Kanal“, nämlich um die Hafengaſſe. Die 
dortigen Baulinien wurden zuletzt im Jahre 1867 beſtimmt, und 
zwar in der Strecke der Hafengaſſe zwiſchen dem Rennwege und 
der Straße „Am Kanal“. Dort ſind auch verhältnismäßig neuere 
Objecte entſtanden und nur das einzige Object Nr. 15 Hafengaſſe 
iſt noch in der alten Baulinie weithin; Damals wurden die 
Baulinien für eine Straßenbreite von 5° gegeben und es ſtellen 
daher das Bauamt und der Magiſtrat zunächſt den Antrag, dajs 
in dieſer Strecke der Hafengaſſe, ich wiederhole es, in der Strecke 
zwiſchen dem Rennwege und der Straße „Am Kanal“, die Breite 
von 5", reſpective 11˙38 m beibehalten und dass dementſprechend 
die Baulinie für das Haus Nr. 15 hinausgegeben werde. 

Anlaſs zur heutigen Beſtimmung dieſer Baulinie iſt das 
Einſchreiten eines Hausbeſitzers in der Strecke zwiſchen der Klimſch— 
gaſſe und dem Rennweg, u. zw. des Beſitzers des Hauſes Nr. 10 
in der Hafengaſſe. Es hat ſich da die Frage ergeben, ob die 
Breite von 5“ beibehalten werden ſoll, und das Bauamt iſt der 
Meinung, dafs das nicht ſein ſoll. Die Häuſer in der Strecke 
Rennweg —Klimſchgaſſe datieren aus den Jahren 1824, 1825, 
1826 u. ſ. w., eine Verbreiterung iſt entſchieden nothwendig, und 
deshalb beantragt das Bauamt eine Breite von 8°, reſpective 
15°17 m. Dieſe Breite fol auch über die Klimſchgaſſe hinaus, in 
dem Fragmente Klimſchgaſſe bis Landſtraße Hauptſtraße fortgeſetzt 
werden. 

Die Herren, welche ſo gütig ſind, einen Blick auf den Plan 
zu werfen, werden bemerken, daſs in dieſer letzten Strecke zwiſchen 
Klimſchgaſſe und Landſtraße Hauptſtraße hauptſächlich die Gärten 
von Mauthner v. Markhof liegen, welche in den Objecten 
Nr. 140 und 138 Landſtraße Hauptſtraße ausmünden. Bei der 
Localcommiſſion haben ſich die Bezirksvertretung und die Polizei 
ebenfalls für das Project des Bauamtes ausgeſprochen. Wie aber 
vorauszuſehen war, haben die Hauseigentümer lebhafte Proteſte 
gegen dieſe Verbreiterung der Straße, reſpective Verſchmälerung 
ihrer Realitäten erhoben und petieren um die Beibehaltung der 
5 Klafter⸗Breite, denn ihre Häuſer würden um circa 2˙5 m in der 
Tiefe gekürzt werden, und es würde für ſie ein namhafter Schaden 
betreffs des noch zurückbleibenden Flächenreſtes reſultieren. Es hat 
infolge deſſen der Magiſtrat den Act an das Bauamt zurück⸗ 
geleitet und an dasſelbe die Frage gerichtet, ob es nicht möglich 
wäre, doch auch hier eine geringere Straßenbreite durchzuführen. 
Das Bauamt bleibt aber bei ſeiner Meinnng und iſt der Anſicht, 
daſs eine Breite von 15˙17 m aufrechterhalten werde, umſomehr 
als die Hafengaſſe noch jenſeits der Landſtraße Hauptſtraße ſich 
fortſetzt. 

Der Magiſtrat hat nun darüber beſchloſſen, daj3 den Anträgen 
des Bauamtes nicht entſprochen werden ſolle, ſondern dass der 
Umſtand zu berückſichtigen iſt, daſs jeder einzelne Hauseigenthümer 
namhaft geſchädigt werden würde, es wäre denn, daſs wir ſelbſt an die 
Einlöſung der Häuſer ſchreiten. Ganz in der Nähe — die Herren ſehen 
im Plane einen neu projectierten Straßenzug; es iſt jener Straßen⸗ 
zug, welcher an der Grenze der umzubauenden Rennweger Kaſerne 
eriftiert — iſt thatſächlich eine Straße mit 16 m Breite in Ausſicht 
genommen, und dieſe Straße dürfte von der Hafengaſſe, wie aus 
dem Plane hervorgeht, ungefähr 50 m entfernt ſein. Soweit der 
Magiſtrat. 


Der Stadtrath hat nun folgenden Beſchluſs gefasst, 
und ich bin ſo frei, Ihnen dieſen in Antrag zu bringen: 1. In der 
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erſten Strecke, zwiſchen der Straße „Am Canal“ und dem Rennweg 
werden die 5° beizubehalten fein und für das Haus Nr. 15 iſt 
die entſprechende Baulinie hinauszugeben. 2. In der Strecke zwiſchen 
Rennweg und Klimſchgaſſe ſoll die Breite von 11˙38 m auf 12 m 
abgerundet werden; das iſt bekanntlich die Minimalſtraßenbreite, 
wie ſie in unſerem Baugeſetze enthalten iſt. 3. In der dritten Strecke 
zwiſchen Klimſchgaſſe und Landſtraße Hauptſtraße möge in dieſem 
Moment eine Baulinie gar nicht beſtimmt werden, weil es immer- 
hin möglich iſt, daſs, wenn Zeit kommt, auch Rath kommt, und 
dass ſpäter vielleicht eine Verbreitung erreichbar wäre. Für den 
Moment iſt hierdurch nichts riskiert, da nicht anzunehmen iſt, dass die 
Mauthner'ſchen Realitäten in abſehbarer Zeit zur Parcellierung 
gelangen. 

Das ſind die Anträge, welche ich mir geſtatte, Ihnen zur 
Annahme zu empfehlen. 

Gem.-Nath Matthies: Wie aus der Vorlage hier erſichtlich 
iſt, handelt es ſich bloß um die Bewilligung der Baulinie für 
das Haus Nr. 15. Nun iſt mir allerdings bekannt, daſss die 
Häuſer Nr. 17 und 19 in der Hafengaſſe erſt in neuerer Zeit 
gebaut worden ſind. Es iſt das jedenfalls das allerſchmälſte, was 
wir in der Gaſſe bewilligen; Sie dürfen nicht vergeſſen, dafs ſich 
die Gaſſe hinter der Aſpangbahn befindet und dass die Zufuhr 
vom Rennweg zur Aſpangbahn durch dieſelbe führen würde, es 
wäre wohl wünſchenswert, dass die Gaſſe verbreitert wird. 
Nachdem die Häuſer bereits ſtehen, kann aber die Verbreiterung 
nicht empfohlen werden. Warum aber der Referent heute ſagt, 
daſs die Gaſſe, die heute noch gar nicht exiſtiert, nämlich zwiſchen 
der Hauptſtraße und Klimſchgaſſe ſchon mit der Breite von 12 m 
beſtimmt wird, ſehe ich nicht ein. (Gem.⸗Rath Dr. Lueg er: 
Es handelt ſich um das Haus Nr. 10, nicht um Nr. 15.) 

Referent: Damit wir nicht Zeit verlieren, bemerke ich 
ſofort Folgendes: Es handelt ſich nicht um die Beſtimmung 
der Baulinie in der Strecke zwiſchen Klimſchgaſſe und Landſtraßer 
Hauptſtraße, ſondern ich habe im Gegentheil namens des Stadt— 
rathes beantragt, dort die Baulinien nicht zu beſtimmen. Es handelt 
ſich um das Fragment zwiſchen Klimſchgaſſe und Rennweg. Dort 
hat der Beſitzer des Hauſes Nr. 10 um die Beſtimmung der Bau- 
linie angeſucht und dort ſoll eine Breite von 12 m gegeben werden. 

Gem.-Rath Wurm: Ich will nur darauf aufmerksam 
machen, daſs unmittelbar neben der Hafengaſſe einerſeits eine 
Straße projectiert iſt mit einer Breite von 16 m, andererſeits iſt 
etwas weiter gegen die Stadt die Steingaſſe, welche durchgehends 
8° breit iſt. Für den Verkehr iſt ganz gewiſs vorgeſorgt. Es 
wäre ſehr zu bedauern, wenn die Hafengaſſe, welche eine unter⸗ 
geordnete Gaſſe iſt, breiter würde, weil dann die Häuſer ſehr 
schwer zu verbauen wären und es ein großer ſanitärer übelſtand 
wäre, wenn fo ſeichte Häuſer gebaut werden müssten. Wo dies 
zu vermeiden iſt, muſs es vermieden werden. 

Gem.-Rath Dr. Tueger: Ich bin mit den Anträgen des 
Stadtrathes einverſtanden, weil es ſich um die Strecke Klimſch— 
gaſſe Rennweg handelt. Ich geſtehe ganz offen, dass die An⸗ 
ſchauung des Gem.⸗Rathes Matthies, dafs die Hafengaſſe in 
der Strecke Rennweg — Canal breiter ſein ſoll, vollſtändig richtig 
iſt; aber fie läst ſich nicht breiter machen. 

Eine Bitte hätte ich, nämlich, daſs die Pläne, welche. ge- 
zeichnet werden, gefälligſt nicht verkehrt gezeichnet werden; denn 
man mußs fie umdrehen, um ſich überhaupt in der Sache orien⸗ 
tieren zu können. Der Herr Referent wird mir zugeben, daßs ſich 
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z. B. die Artillerie-Kaſerne nicht unterhalb, ſondern oberhalb be⸗ 


findet; man mufs die Geſchichte umkehren, um ſich halbwegs ein 
Bild zu machen. Ich habe langmächtig ſtudiert, wo die Artillerie⸗ 
Kaſerne liegt, ich habe gedacht, vielleicht iſt mittlerweile eine neue 
Kaſerne gebaut worden; es iſt aber die alte, die oberhalb liegt, 
und ſie iſt im Plane verkehrt gezeichnet. Ich möchte alſo bitten, 
daßs ſolche Kleinigkeiten gefälligſt beobachtet werden, damit man ſich 
auskennt oder auch im Moment den Herrn Referenten verſteht. 


Gem.-Aath Hörmann: Nachdem die Hafengaſſe an den 


Bahnhof anſtößt, und geſagt worden iſt, dass fie zu klein iſt, be⸗ 


merke ich, dass rechts und links erſt vor zwei Jahren neue Häuſer 


gebaut worden ſind und die Straße dort vielleicht 10“ beträgt. 
In der Hafengaſſe vom Rennweg gegen die Landſtraße iſt es nicht 
möglich, weil die ganze Grundtiefe höchſtens 9“ beträgt. Wenn 
man alſo um 5 m hineinrückt, könnte man nicht einmal einen an⸗ 
ſtändigen Doppeltract bauen. Ich möchte alſo bitten, dem An⸗ 
trage mit 12 m Breite zuzuſtimmen, weil anderes nicht möglich iſt. 

Gem.⸗Nath Taubler: Wenn es ſich bei jenem Stück der 
Hafengaſſe, welches auf den Canal hinausgeht, nicht mehr ändern 
läſst, weil dort zwei Neubauten ſtehen, jo mufs ich doch jagen, 
daſs ich ganz der Anſchauung des Stadtbauamtes zuſtimme, daßs 
dieſe ziemlich lange Straße, welche von der Landſtraße bis zur 
Klimſchgaſſe geht, wo heute noch lauter alte Häuſer ſtehen, bis 
5° verbreitert wird. Denn zwiſchen 11˙37 m, welche 5“ aus⸗ 
machen, und 12 m iſt nahezu kein Unterſchied. Wenn Sie bedenken, 
dafs dort Neubauten aufgeführt werden und wahrſcheinlich drei 
bis vier Stock hohe Häuſer entſtehen werden, ſo werden die 
Straßen mit der Zeit wahre Schläuche bilden, ſie werden finſter 
und für die Bewohner ungeſund ſein, und dann wird man fragen, 
wie der Gemeinderath eine ſo ſchmale Gaſſe hat bewilligen können. 
Ich kann mich alſo nicht dafür entſcheiden, wenn es auch für die 
Hauseigenthümer vielleicht momentan ungünſtiger iſt, indem ſie 
2 m verlieren. In der Folge aber werden die Leute jagen, der 
Gemeinderath hätte die Straße mit einer Breite von 5“ nicht 
bewilligen ſollen. Ich werde alſo gegen den Antrag des Stadt⸗ 
rathes ſtimmen. 

Referent (zum Schlujswort): Ernſte Einwendungen gegen 
den Antrag des Stadtrathes ſind eigentlich nur von dem unmittel- 
baren Herrn Vorredner ausgeſprochen worden. Es läſst ſich nicht 
leugnen, dafs ſowohl die eine wie die andere Anſchauung Berechti⸗ 
gung hat, und ein Beweis dafür iſt, dafs das Stadtbauamt, 
entgegen der Anſchauung des Magiſtrates, obwohl nahezu alle 
Beſitzer der Häuſer Proteſt erhoben haben, bei ſeiner Meinung 
bleibt. 

Wenn wir uns gegenwärtig halten, welche koloſſalen Opfer 
die Stadt Wien Tag für Tag zu baulichen Zwecken, aus Verkehrs⸗ 
und Communications⸗Rückſichten zu bringen hat, wenn wir uns 
gegenwärtig halten, dafs ungefähr 50 m von der Hafengaſſe ent⸗ 
fernt eine hoffentlich bald entſtehende neue Straße Erſatz bieten 
wird, fo glaube ich, dass der Antrag des Stadtrathes ein Mittelding 
iſt zwiſchen dem, was das Ideal, und dem, was entſchieden nicht 
gut iſt. Wir werden in Wien wie bisher auch in Zukunft ſehr 
oft Dinge machen müſſen, die nicht vollkommen ſind. Das iſt 
hier ein ſolcher Fall. Ich glaube, der Stadtrath hat hier das 
Richtige getroffen, und bitte um Genehmigung des Antrages. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Mit Rückicht auf die 
geäußerte Anſchauung eines Herrn Reoͤners bringe ich die Anträge 
punktweiſe zur Abſtimmung. 


Baulinie. 
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Ich bitte die Herren, welche Punkt 1 und 3 annehmen wollen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. . 
Ich erſuche jetzt die Herren, welche dem Punkte 2 zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Gef ſchieht.) Angenommen... 
Es wurde daher beſchloſſen: 


1. Die für Nr. 17 und 19 Hafeugaſſe geneh— 
migte Baulinie werde auch über Nr. 15 verlängert, 


das iſt die Linie 1 kx bei der Straßenbreite von 
11.538 m; 
2. es werde für den Theil der Hafengaſſe vom 


Rennweg zur Klimſchgaſſe eine Verbreiterung von 
9.48 auf 12 m genehmigt und die beſtehende Straßen— 
achſe, von welcher die Baulinien nach dem Abſtande 
von 6m zu beiden Seiten ſich ergeben, beibehalten, 
beziehungsweiſe fortgeſetzt; 

3. die Baulinie in der Strecke Klimſch gaſſe — 
Landſtraße Hauptſtraße vorläufig nicht beſtimmt. 


21. Referent Gem.⸗Nath N. v. Goldſchmidt: Zahl 5069, 


Beilage Nr. 155. Hernals, Elterleinplatz —Kirchengaſſe. Der Be⸗ 


figer des Hauſes Schulgaſſe in Hernals, welche auf den Elterlein⸗ 
platz ausmündet, iſt um Beſtimmung der Baulinie eingeſchritten. 
Die Sache iſt außerordentlich einfach, denn an der Ecke dieſer 
Gaſſe iſt eine neuentſtandene Mädchenſchule, nämlich an der Ecke 
der Schulgaſſe und des Elterleinplatzes. Dort iſt die Baulinie 
gegeben. Alſo es wird lediglich der Antrag geſtellt, u die Baulinie, 
welche dort exiſtiert, verlängert werde. 

Bei dieſem Anlaſſe hat ſich auch die Frage ergeben, ob es 
entſprechend wäre, jene Gruppe, welche vom Elterleinplatze, der 
Kirchengaſſe, dem Kirchenplatz und der Schulgaſſe abgegrenzt wird, 
auch gleichzeitig mit Baulinien zu dotieren. Der Stadtrath hat 
ſich jedoch gegenwärtig gehalten, dafs wir vielleicht einmal in die 
glückliche Lage kommen werden, den Kirchenplatz in Hernals durch 
Demolierung der bezeichneten Häuſergruppe zu vergrößern. Heute 
ſind wir leider nicht in der Lage. Um uns die Möglichkeit offen 
zu halten, wenn unſere finanziellen Verhältniſſe es zugeben, einige 
größere Expropriationen vorzunehmen, wird nun der Ausweg ge- 
troffen, Ihnen zu beantragen, die Baulinien für die genannte 
Gruppe heute nicht zu beſtimmen. 


Der Antrag ift daher ein doppelter: 1. für das Haus Nr. 256 
wird die Baulinie in der Verlängerung der Front der Mädchen⸗ 
ſchule gegeben, und 2. von der Beſtimmung der Baulinien um 
die früher genannte Gruppe wird vorläufig Umgang genommen. 

Gem.-Rath Eigner: Meine Herren! Ich bin mit dem 
Antrage einverſtanden, möchte aber doch vom Herrn Referenten 
einen kleinen Aufſchlufs haben. Die Hernalſer Kirche wird in 
kürzeſter Zeit umgebaut und die neue Baulinie trifft dann in der 
Folge einen Garten, wo im Plane der Punkt A iſt. Wäre da 
nicht auch eine Beſtimmung nothwendig? Da ſollte doch auch mit 
dem Anrainer verhandelt werden. 


Referent: Wo iſt das? 


Gem. Nath Eigner: Das ift die Baulinie neben dem Hauſe 
Nr. 60 Stiftgaſſe. Dort grenzt hinten der Garten an die neue 
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Referent: Ich glaube, daßs die heutige Baulinienbeſtimmung 
dieſer Sache gar nicht präjudiciert. Das wird Sache einer ſpäteren 


Erwägung ſein. | 

Gem.-Rath Eigner: Ich glaube aber doch, daſs das Stadt. 
bauamt oder das Bezirksamt in dieſer Hinſicht Schritte machen 
wird, denn wenn die Kirche umgebaut wird, mufs auch dieſe Sache 
geregelt werden. 


an, da mußs doch etwas geſchehen. 


Gem. Nat Jedliéka: Meine Herren! Gegen den Antrag 
werden einen gemeinſchaftlichen Turnſaal erhalten, welcher durch die 


des Herrn Referenten habe ich keine Einwendung, ich möchte aber 
aufmerkſam machen, dass wir erſt vor kurzem die Baulinie fg in 


derſelben Gruppe beſtimmt haben, und heute ſollen wir über die 


Linien e h und e f befchließen, die zu derſelben Gruppe gehören. 
Ich glaube, es wäre am Platze geweſen, dieſe Arbeit unter einem 
zu machen, damit die Herren im Stadtrath und im Magiſtrat nicht 
unnütze Arbeit haben. Vor kaum ſechs Wochen haben wir die Linie 
fg beſchloſſen! Ich bin alſo dafür, dafs in Zukunft die Baulinien 
von ſolchen Gruppen dem Gemeinderathe unter einem Bee! 
werden. | 


Referent: Ich glaube, die Bemerkungen der beiden Herren 
Vorredner haben mit dem gegenwärtigen Antrage eigentlich nichts 
zu thun. (Gem.⸗Rath Eigner: Das iſt richtig!) Es wird den 
Herren Collegen freiſtehen, diesbezügliche Anträge zu ſtellen, welche 
gewiss ernſte Erwägung finden werden. Durch die heutige Vorlage 
wird denſelben aber in keiner Weiſe präjudiciert. Was ſpeciell den 
letzten Herrn Vorredner betrifft, fo iſt es richtig, dafs wir die eine 
Baulinie an der Kirchengaſſe erſt unlängſt beſtimmt haben, aber 
auch dadurch wurde dem heutigen Beſchluſſe nicht präjudiciert, denn 
die dortigen Häuſer ſind Eckhäuſer und können nicht umgebaut werden, 
wenn nicht die anſchließenden Baulinien fixiert werden. Der Stadt⸗ 
rath hat ſich aber bei nochmaliger Erwägung der Sache überzeugt, 
daſs es mehr im allgemeinen Intereſſe liegt, die Möglichkeit offen 
zu halten, dass dieſe Baugruppe vielleicht einmal eingelöst werde. 
Ich glaube alſo, dafs der Stadtrath thatſächlich das Richtige ge⸗ 
troffen hat. | 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte jene Herren, 
welche dem Referenten⸗Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, in Verlängerung 
der Front der Schule in der Schulgaſſe in Hernals 
die Baulinie A D zu genehmigen. Die anderen 
Baulinien F, E, H, G ſollen vorläufig nicht beſtimmt 
werden. 


22. Referent Gem.⸗Nath Schneiderhan: Ich habe die Ehre 
zu referieren zur Geſchäftszahl 4610, Beilage Nr. 139. Es handelt 
ſich um die Erweiterung der ſtädtiſchen Schule im XI. Bezirke 
Simmering und Ausgeſtaltung derſelben zu einer Doppel⸗Bürger⸗ 
ſchule für Mädchen und Knaben. Schon unter der früheren Ge— 
meinde Simmering wurden die Schullocalitäten als unzureichend 
erkannt und wurde ein Plan vom Bauamte ausgearbeitet, welcher 
vorliegt, der aber wegen ſeiner nicht ausreichenden Ausführung 
nicht die Zuſtimmung der Schulaufſicht erhalten hat. Es wurde 
nun ein größerer Plan vom Bauamte ausgearbeitet, welchen ich 
mir vorzulegen erlaube, welcher den Bedürfniſſen der Schul⸗ 
beſuchenden in aller Art Rechnung trägt. Es wird durch den Zu⸗ 


Der Garten ſtoßt an die Kirche an und hinten 
beim Haufe Nr. 58 Stiftgaſſe grenzt der Beſitz des Gſchwandner 
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bau erreicht, daſs eine Doppel⸗Bürgerſchule vollſtändig eingerichtet 
werden kann, welche noch außerdem einen Kindergarten mit ſeparatem 
Eingange, beſtehend aus zwei Spielzimmern und einem Zimmer 
| Die Mädchenſchule befteht aus 
einem Directionszimmer, einem Conferenzzimmer, 13 Lehrzimmern, 
einem Zeichenſaal, einem Arbeitsſaal, zwei Lehrmittelzimmern und 
einer Schuldienerwohnung. 

Die Knabenſchule beſteht aus einem Directionszimmer, einem 
Conferenzzimmer, 13 Lehrzimmern, zwei Zeichenſälen, zwei Lehr⸗ 
mittelzimmern und einer Schuldienerwohnung. Beide Schulen 


Communicationsgänge dieſer beiden Schulen in directer Verbin⸗ 
dung ſteht. Die Koſten für dieſen Bau ſammt den erforderlichen 
Adaptierungsarbeiten werden ſich nach den ſtädtiſchen Tarifpreiſen 
mit circa 88.000 fl. ö. W. beziffern oder mit Rüdficht auf das 
bei einer über die einzelnen Arbeitsleiſtungen einzuleitenden Offert⸗ 
ausſchreibung zu erwartende Offertergebnis auf rund 72.000 fl. 
zu ſtehen kommen. Dieſe vorbeſchriebene Projectjfizze wird dem 
Gemeinderathe zur Beſchluſsfaſſung vorgelegt. 

Es iſt im Laufe dieſes Jahres im Präliminare eine Poſt von 
20.000 fl. für dieſen Bau eingeſtellt und wird es nothwendig ſein, 
für die fehlende Summe im nächſtjährigen Budget Vorſorge zu 
treffen. Es wird daher ſeitens des Stadtrathes der Antrag geſtellt: 

„Der Erweiterungsbau der ſtädtiſchen Doppel-Volks— 
und Bürgerſchule im XI. Bezirke, Marktplatz, ſammt den 
für den öffentlichen Kindergarten in Simmering im 
XI. Bezirke projectierten Localitäten nach den vom 
Stadtbauamte verfassten Planſkizzen B werde genehmigt 
und die Inangriffnahme dieſes Baues noch in dieſem 
Jahre angeordnet. 

Für die reſtlichen Baukosten ſei im Präliminare 
pro 1893 der Betrag von circa 60.000 fl. einzuſtellen.“ 

Ich bitte um Ihre Genehmigung. 

Gem.-Nath Dr. Tinke: Ich bin im Principe mit der 
Erweiterung dieſes Schulgebäudes einverſtanden, weil es eine 
Nothwendigkeit iſt. Ich erlaube mir jedoch an den Herrn Referenten 
die Anfrage, wie es kommt, dajs der Koſtenpreis mit 88.000 fl., 
gar ſo hoch geſtellt iſt. Man muſßs doch Rückſicht nehmen auf die 
Koſten der früheren Schulbauten in Simmering. Das Schulgebäude 
am Marktplatze, welches durch beide Seitentracte erweitert werden 
ſoll und 20 Lehrzimmer gegenwärtig aufweist, hat ſammt Grund 
und Boden bloß 72.103 fl. gekoſtet. Eine andere Schule in der 
Meichelgaſſe, welche 10 Lehrzimmer enthält, hat 46.420 fl. gekoſtet, 
eine andere Schule in der Blumengaſſe mit 10 Lehrzimmern 
60.385 fl., eine Schule in der Geiſelberggaſſe, welche 12 Lehr⸗ 
zimmer enthält, 69.773 fl., alle ſammt Grund und Boden. Es iſt 
mir daher unbegreiflich, wie es kommt, dass nach dem Voranſchlage 
dieſe Koſten ſammt Adaptierungen ſo hoch zu ſtehen kommen, 
wobei noch der Grund gar nicht in Abſchlag gebracht iſt. Ich 
erlaube mir zunächſt die Anfrage an den Herrn Referenten, ob 
wenigſtens die innere Einrichtung ſchon in den Koſten inbegriffen iſt. 

Referent: Alles, was zum Baue erforderlich iſt, auch die 
innere Einrichtung. (Rufe: Das iſt nicht möglich! Gem.⸗Rath 
Dr. Lueg er: Aach die Schuldänke ?) Nein. (Ruße links: Nun 
alſo!) Ich bitte, die Herren wiſſen ja, dajs das Bauamt nur 
auf Grund der Tarife Voranſchläge verfaſst. Dieſe werden ja 
durch die Offertverhandlung bedeutend heruntergeſetzt. Es iſt alſo 
ganz natürlich, daſs der Bau hier mit einer ſo hohen Summe 
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eingeſtellt erſcheint, wenn die Tar ifſätze zugrunde genommen werden. 
Die Bauſachverſtändigen wiſſen ja, daſs die Preiſe bis zu 33 Percent 
nachgelaſſen werden. Um aber eine regelrechte Bedeckung im 
Budget zu erhalten, iſt es nothwendig, hier die Beträge nach den 
Tarifſätzen einzuſtellen. 

Gem.⸗Nath Dr. Linke (fortfahrend): Ich möchte mir nur 
eine Anregung bezüglich der Verwaltung der beſtehenden Schul⸗ 
gebäude erlauben. Es iſt ſchon unter der früher beſtandenen Ge- 
meindevertretung die Rede davon geweſen, dieſes Haus zu einem 
Rathhauſe zu adaptieren, weil alle anderen Vorortegemeinden 
bereits ſtattliche Gebäude für den Amtsſitz ihrer Thätigkeit beſitzen, 
unſere Gemeinde Simmering aber aus lauter Sparſamkeit zurück⸗ 
geblieben iſt. Der Marktplatz iſt beſonders dazu geeignet, als 
Bauſtelle für ein ſolches Gebäude zu dienen. Es wäre noch gegen⸗ 
wärtig möglich, durch die erforderlichen Adaptierungen dort ein 
Amtsgebäude herzuſtellen. Die Herſtellung eines ſolchen einheitlichen 
Amtsgebäudes für alle Zwecke iſt eine dringende Nothwendigkeit, 
denn die Adaptierungen des früher beſtandenen Gemeindehauſes in 
der Simmeringer Hauptſtraße ſind fo unvollkommen, das ohnehin 
ein weiterer Zubau wird ſtattfinden müſſen, abgeſehen davon, 
dafs das alte Gebäude geradezu baufällig iſt. Das Bezirksgericht 
muſste in einem Zinshauſe in der Dorfgaſſe untergebracht werden, und 
auch dieſe Localitäten ſind ungenügend, obſchon die Adaptierungen 
dort ſoviel Geld gekoſtet haben. Es wäre wünſchenswert, dafs 
man das Verſäumte nachhole, dajs man alle dieſe öffentlichen 
Anſtalten in einem einheitlichen Gebäude unterbringe. 

Ich erlaube mir den Antrag zu ſtellen, es ſei in Erwägung 
zu ziehen, ob es nicht beſſer wäre, die Schule auf dem Markt⸗ 
platze für ein Gemeindehaus zu adaptieren und die fehlenden Locali⸗ 
täten zu einer Volks⸗ und Bürgerſchule, inſoweit dieſelbe jetzt auf 
dem Marktplatze ſchon beſteht oder erweitert werden ſoll, in einem 
anderen neu aufzuführenden Gebäude herzuſtellen. Ich bitte, dieſen 
Antrag anzunehmen, eventuell dem Stadtrathe zur Begutachtung 
zu unterbreiten. 

Gem.-⸗Rath Dr. Tueger: Meine Herren! Ich kann zu dem 
letzten Antrage des Herrn Vorredners nicht ſprechen, weil ich die 
Verhältniſſe draußen zu wenig kenne. Es ſcheint mir aber dieſer 
Vorſchlag inſoferne wirklich beachtenswert, weil ich einſehe, dass 
es zweckmäßig iſt, ſämmtliche Anſtalten und Gerichtsbehörden in 
einem Hauſe unterzubringen und für die Schule ein neues Ge⸗ 
bäude zu errichten. Ich glaube, daſs der Stadtrath dieſen Vor⸗ 
ſchlag eventuell in Erwägung ziehen ſollte. 

Aber ich habe mir das Wort erbeten, um doch auf den 
koloſſalen Unterſchied hinzuweiſen, welcher zwiſchen den wirklichen 
und den projectierten Koſten beſteht. Wenn man bedenkt, dajs der 
Zubau 88.000 fl. koſten ſoll, jo muſs man ſagen, die Differenz 
iſt ſo bedeutend, daſs fie von uns nicht außeracht gelaſſen werden 
kann. Es mag ſein, dass der ſtädtiſche Tarif ſchuld an der Sache 
iſt, ich bezweifle das nicht im geringſten. Daraus folgt, daj3 der 
ſtädtiſche Tarif den jetzigen Verhältniſſen unter keiner Bedingung 
entſpricht, dafs er daher einer neuen Umarbeitung unterzogen 
werden mußs. 

Ich gehöre zu jenen unglücklichen Menſchen, die auch die 
Protokolle des Stadtrathes leſen und da habe ich gefunden, dafs 
unlängſt ein Nachlaſs von über 70 Percent bei den Rauchfang⸗ 
kehrer⸗Arbeiten ſtattgefunden hat. Wo ſolche Nachläſſe bewilligt 
werden, gibt es nur zwei Dinge, entweder iſt der ſtädtiſche Tarif 
wirklich unbrauchbar, oder der Betreffende, der einen ſolchen Nach⸗ 
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laſs bewilligt, iſt kein reeller Geſchäftsmann; ein drittes iſt nicht 
möglich. Wenn ich nun ſage, dass ſolche Differenzen vorkommen, 
ſo glaube ich wirklich, es ſollte ſich das Stadtbauamt die Mühe 
nicht verdrießen laſſen, eine Umarbeitung des ſtädtiſchen Tarifes 
zu machen. 

Ich glaube, es ſind ſeit der Zeit, wo der Tarif fertiggeſtellt 
worden iſt, ſolche Anderungen eingetreten, die dies unbedingt 
nothwendig machen. Ich empfehle das auch vom allgemeinen 
Standpunkte, weil der ſtädtiſche Tarif nicht bloß von uns zur 
Grundlage der Berathung genommen wird, ſondern auch Privaten 
zur Grundlage der Berathung dient und weil es zweckmäßig iſt, 
dajs eine ſolche Grundlage eine richtige iſt, nach welcher ſich auch 
ein Laie richten kann. Der Fachmann weiß, woran es fehlt. Ich 
würde daher bitten, dajs dieſe Anregung von Seite des geehrten 
Präſidiums in Betracht gezogen werde. 

Gem.-Nath Eigner: Ich will über das vorliegende Project 
nicht ſprechen, da dieſer Zubau nach meiner Meinung ſehr zweck 
mäßig iſt, die Aborte, die Beleuchtung u. ſ. w. ſehr gut ange⸗ 
bracht ſind. Es werden zwei Seitentracte gebaut, die zuſammen 
einen Doppeltract für ein Wohnhaus bilden würden. Wie theuer 
müjste jemand ein ſolches Haus, das acht Fenſter Gaſſenfront 
hat, bezahlen! Nicht einmal der Bau einer Schule würde, glaube 
ich, ſo hoch kommen, als die Koſten betragen, welche heute zur 
Ausſtattung eines ſolchen Privathauſes erforderlich wären. Wenn 
ich die Koſtenvoranſchläge des Stadtbauamtes anſehe, ſo weiß ich 
wirklich nicht, woran die Herren Ingenieure, welche dieſelben aus⸗ 
arbeiten, eigentlich denken. Man müßste in das Jahr 1873 
zurückgreifen, wo die Ziegel 40 fl. gekoſtet haben. Warum ſetzt 
man dann die Preiſe nicht ſo an, wie ſie den Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechen? Derjenige, der dann ein Offert einreicht, wird dann 
ſchon jagen, daſs er eine Aufzahlung will oder noch einen Nach— 
laſs gewährt. Es iſt geradezu lächerlich, wenn man ſieht, dafs 
bei allem, was vergeben wird, ein Nachlaſs von 45— 70% ftatt- 
findet. Man kann ja gleich die Sache ſo hoch ſtellen, als ſie 
koſtet; man braucht dazu den Tarif gar nicht. Der Tarif mufs, 
wie ſchon der Herr Gem.⸗Rath Dr. L ueger gejagt hat, umge⸗ 
ändert werden, da er heute nicht mehr anwendbar iſt. Wir wollen 
Preife, wie fie in der Natur find, und von Jahr zu Jahr. Der 
Tarif iſt ſo gemacht, als wenn der Bau der Verkehrsanlagen in 
voller Thätigkeit ſtünde, als wenn die Ziegel 30 fl. koſten würden, 
ein Maurer 3 fl., ein Taglöhner 1 fl. 50 kr. bekämen, während 
heute ein Taglöhner 80 bis 90 kr. täglich, ein Maurer 1 fl. 40 kr. 
bis 1 fl. 60 kr. bekommt. Ich erlaube mir daher, den Herrn 
Bürgermeiſter zu bitten, daſs der Tarif der Commune einer 
Anderung unterzogen werde, damit die Preiſe nicht ſo enorm 
ſeien, damit nicht hier ein Preis von 80.000 fl. angegeben ſtehe, 
wo die Vergebung vielleicht um 30 bis 40.000 fl. ſammt den Ein⸗ 
richtungskoſten erfolgt. Ich bitte Sie daher, in Zukunft etwas 
vorſichtiger zu ſein. 

Gem.-Rath Koch: Die frühere Gemeindevertretung von 
Simmering war durch den ungeheueren Zuzug der Kinder — 
Simmering iſt ein Fabriksort und, wie bekannt, ſind die Leute 
dort mit Kindern geſegnet — gezwungen, neue Schulen zu bauen; 
innerhalb zehn Jahren wurden vier neue Schulen gebaut. Die 
Schule, von der Herr Gem.⸗Rath Dr. Linke ſprach, war die erſte, 
die vor 25 Jahren gebaut wurde; dazumal mögen die Verhältniſſe 
billiger geweſen ſein, das iſt begreiflich; ob der Zubau wirklich 
88.000 fl. koſten wird, iſt noch nicht gewiſs; denn es wird ja eine 
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Offertverhandlung ſtattfinden, das hätte alſo Herrn Gem.⸗Rath 
Dr. Linke nicht veranlaſſen ſollen, jetzt dagegen zu ſprechen. Wir 
ſtreben es an, die Schule zu bekommen, denn wir wiſſen nicht, 
wie wir die Kinder unterbringen ſollen. Es iſt die größte Noth, 
die man ſich denken kann, und haben wir in der Volksſchule den 
Doppelunterricht, weil ſonſt der Andrang nicht bewältigt werden 
kann. Was die erwähnten Umänderungen betrifft, ſo gehören ſie 
nicht hieher. Das war ein frommer Wunſch der beſtandenen 
Gemeinde und das iſt auch nicht durchgedrungen; damals wurde 
der Antrag geſtellt, auf dem Platze der Bürgerſchule ein Rathhaus 
zu bauen; er, wurde aber zurückgewieſen und hätte auch keinen 
Zweck; denn die Kirche kommt hervor und das Rathhaus ſtünde 
rückwärts. Dass die Verhältniſſe des Bezirksamtes nicht glänzende 
ſind, will ich zugeben, aber das gehört nicht zum vorliegenden 
Gegenſtande. Ich möchte Sie alſo bitten, dem Referenten-Antrage 
zuzuſtimmen, damit wir vielleicht noch heuer dazu kommen, wenigſtens 
mit dem Baue beginnen zu können, um im nächſten Jahre die 
Kinder unterbringen zu können. 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Herr Gem.⸗Rath Dr. Linke 
hat den Antrag geſtellt, daſs die Schule am Marktplatze zur Auf— 
nahme des Bezirksausſchuſſes, des magiſtratiſchen Bezirksamtes, 
der Polizei und des Bezirksgerichtes und der anderen öffentlichen 
Amter in entſprechender Weiſe adaptiert und dass eine neue Schule 
von der erforderlichen Größe anderweitig erbaut werde. Heute 
ſehen wir das dringende Bedürfnis, dajs ſchon von der früheren 
Gemeinde Simmering anerkannt worden iſt, dafs die Schule 
erweitert werde. Die Kinder müſſen untergebracht werden, und 
nun ſoll man mit einem ſo großartigen Projecte kommen und 
ſagen, nicht nur dass die Schule nicht erweitert wird, ſondern wir 
nehmen den bisherigen Raum, der von der Schule benützt wird, 
weg, adaptieren ihn für andere Amter und bauen eine neue Schule. 
Wiſſen Sie, was das für einen Zeitraum erfordert? Um dies 
durchzuführen, braucht man 3 bis 5 Jahre, und was ſoll mittler— 
weile mit den Kindern geſchehen, deren Zahl anwächst? Dieſes Project 
des Gem.⸗Rathes Dr. Linke iſt auch vollkommen unpraktiſch. 
Die Gemeinde Simmering hatte ſich dem Staate gegenüber ver- 
pflichtet, die Localitäten für das Bezirksgericht beizuſtellen. Sie 
hatte geglaubt, dass dieſe Localitäten im Gemeindehauſe ſelbſt aus⸗ 
gemittelt werden könnten. 

Nun hat es ſich herausgeſtellt, dafs dies nicht der Fall iſt, 
denn ſolche Localitäten, wie ſie das Bezirksgericht gebraucht hat, 
hat es im Gemeindehauſe nicht gegeben. Infolge deſſen musste 
man für das Bezirksgericht andere Localitäten anweiſen, weil die 
Gemeinde Wien verpflichtet war, den von der Gemeinde Sim— 
mering geſchloſſenen Vertrag zu erfüllen. Es wurde nun dem 
Arar ein Haus in der Feldgaſſe angewieſen; dieſes Haus wurde 
zur Hälfte an die Polizei, zur Hälfte an das Bezirksgericht ver— 
mietet. Beide Mietverträge ſind auf die Dauer von zehn Jahren 
abgeſchloſſen. Nun ſollen wir die Mietverträge einfach annullieren 
und dieſe Amter in die beſtehende Schule hineinlegen; das iſt 
ganz und gar unpraktiſch. Wenn man dort ſchon ein großartiges 
Amtsgebäude haben will, in welchem alle Amter, der Bezirksaus⸗ 
ſchuſs, das magiſtratiſche Bezirksamt, die Polizei und das Bezirks⸗ 
gericht vereinigt ſind, ſo können wir dasſelbe ja auf dem Platze 
des gegenwärtigen Gemeindehauſes von Simmering bauen. Das 
Gemeindehaus hat einen ſehr großen Platz und an den Platz, der 
jetzt verbaut iſt, ſtoßt ein weiter, großer unverbauter Platz an, 


welcher gleichfalls der Gemeinde gehört, ſo daſs man dort ein 


—— 2 ———— ß — — — — — — . — 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 67, 26. Auguſt 1892. 


ganz koloſſales Amtsgebäude hinſtellen kann, wenn man will und 
wenn man das erforderliche Geld dazu hat. Ob der Gemeinde— 
rath das erforderliche Geld dazu bewilligen wird, iſt freilich eine 
andere Frage; aber jedenfalls möchte ich Sie bitten, heute dieſen 
Antrag abzulehnen, denn mit dem vorliegenden Referate hat er 


gar nichts zu thun. 


Die Schule müſſen Sie erweitern; das Project eines Amts⸗ 
hauſes kann ja vorbehalten bleiben, vermengen Sie es aber nicht 
mit der Schule und lehnen Sie den Antrag des Herrn Dr. Linke ab. 

Gem.-Rath Eigner: Ich möchte nur noch einige Worte 
ſagen. Der Herr Gem.-Rath Koch ſagt, daſs Herr Dr. Linke 
davon geſprochen hat; ja, das iſt aus einer anderen Zeit, wo das 
Material und alles billiger war. Ich muſs dem Herrn Gem.-Rath 
Koch gegenüber conſtatieren, daſs jetzt zum Bauen gerade die 
günſtigſte Zeit iſt, daſs alles am billigſten iſt. Ziegel koſten 15 %½ fl., 


Traverſen 10 bis 11 fl. So billig war es noch nie. Die Arbeits⸗ 


löhne ſind heruntergedrückt, Tiſchlerware, Schloſſerware, alles, was 
Sie machen wollen, koſtet ein Spottgeld. Das iſt heute ein reiner 
Ausverkauf. Man rennt Ihnen die Thüre ein. Bei dieſem Pro⸗ 


jecte iſt der Koſtenvoranſchlag um das doppelte zu hoch gegriffen. 


Nicht einmal eine Stiege braucht das Gebäude, denn die Stiege 
iſt im alten Gebäude, und denken Sie ſich, was eine Stiege koſtet. 
Sehr viel Geld. Sie müſſen doch in einem Schulhauſe einen 
guten Stein nehmen, keinen weichen, ſondern einen Kaiſerſtein oder 
Marmorſtein, und die Stiege mufs doch dauerhaft fein, wo täglich 
soviel Kinder hinauf- und hinuntergehen. Auch kann man fie nicht 
4 breit machen, ſondern fie muss 2m breit ſein, daſs die Kinder, 
wenn ſie in Gefahr kommen, ſich ſofort aus der Schule entfernen 
können. Ich glaube, die Stiege würde den Bau noch mehr ver— 
theuern. Der Preis iſt viel zu hoch. Ich ſtelle es viel billiger her. 
Ich habe Häuſer um 26.000 fl. verkauft ſammt dem Bauplatz. 
(Heiterkeit.) In Zukunft muſs man vorſichtiger ſein. Der Herr 
Bürgermeiſter wird in Zukunft es ſchon machen, daſs die Koſten⸗ 
voranſchläge der Natur und den Verhältniſſen genauer entſprechen, 
daſs man ein klares Bild hat und nicht fo im Nebel herumtappt. 

Gem.-Rath Dr. Linke (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Zur thatſächlichen Berichtigung bezüglich deſſen, was der Herr 
Gem⸗Rath Koch gejagt hat, mufs ich hervorheben, dafs die Schule 
am Marktplag allerdings vor 25 Jahren gebaut wurde. Aber in 
dem Preiſe von 72.103 fl. iſt die ungeheure Bauarea mitinbegriffen, 
und ſeit der Zeit ſind die Preiſe nicht jo herabgeſunken, dass der 
Contraſt gegen den jetzigen Koſtenvoranſchlag von 88.000 fl. gar 
ſo gleichgiltig hinzunehmen wäre. 

Ich mufs darauf hinweiſen, daj3 unter den erwähnten Schulen 
zwei vorkommen, welche in den letzten Jahren gebaut worden ſind, 
nämlich die Schule in der Geiſelbergſtraße, die vor zwei Jahren 
gebaut wurde und ſammt dem Baugrund 69.773 fl. gekoſtet hat, 
und jene in der Blumengaſſe, welche vor vier Jahren gebaut 
worden iſt und 60.385 fl. gekoſtet hat. 

Ich mufs weiter hervorheben, daſs ich durchaus nicht in jeder 
Beziehung gegen die Erweiterung der Schule am Marktplatze ge- 
ſprochen habe, ſondern nur meine Meinung und eine Idee aus⸗ 
geſprochen habe, das Stadtbauamt möge beurtheilen, ob es nicht 
vielleicht im Intereſſe der Wc Unterbringung scher. 
öffentlicher Amter wäre, die Schule am Marktplatz für dieſen 
Zweck zu adaptieren. Es würde auch keine bedeutende Verzögerung 
des Schulbaues eintreten, der ganze Gegenſtand ſteht ohnedem 


ſchon ſeit langer Zeit auf der Tagesordnung, und war es möglich, 
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ſo lange zu warten, ſo kann noch 14 Tage zugewartet werden, 
bis die Außerung des Stadtbauamtes erfolgt. 


Was die Bemerkung des Herrn St.⸗R. Dr. Vogler an⸗ 
belangt, daſs ein Schulbau fünf bis ſechs Jahre dauert, iſt das 
auch nicht richtig. Denn die Schulen, die bei uns beſtehen, wurden 
in ſehr kurzer Zeit, meiſtens in einem Jahre ausgeführt. Mittler⸗ 
weile iſt es möglich, dajs die Schule am Marktplatze benützt wird, 
bis die neue Schule eingerichtet iſt. Ich erlaube mir daher zu 
bitten, daſßs mein Antrag dem Stadtrathe, beziehungsweiſe dem 
Stadtbauamte zur Begutachtung übergeben werde, und daſs aus 
dieſem Grunde das heutige Referat auf etwa 14 Tage vertagt werde. 


Referent: Meine Herren! Was den Umfang des Baues 
betrifft, ſo iſt er doch nicht ſo klein, wie die Herren zu glauben 
ſcheinen. Es wird ein Neubau mit drei Etagen aufgeführt und in 
der ganzen Länge des Gebäudes zwei hofſeitige Mauern aufgeführt, 
welche künftig den Zugang bilden werden, denn bisher muſsten 
die Kinder in den ziemlich weit entlegenen Turnſaal im Freien 
gehen. Es werden auch zwei ſelbſtändige Abortanlagen mit je 
ſechs Aborten gebaut und außerdem ſind eine Menge Adaptierungen 
im alten Gebäude vorzunehmen. Was den Preis betrifft, ſo habe 
ich Schon erwähnt, das ich ſelbſt glaube, wir werden mit etlichen 
60.000 fl. auskommen. Bezüglich des Antrages Dr. Linke bemerke 
ich nur, dass bei dieſer Anſtalt ein ſehr ſchöner Turnſaal iſt, der 
ſeinem Zwecke ganz entzogen würde und ſich nicht leicht zu etwas 
anderem adaptieren ließe. 


Es dürfte dies auch wenigſtens 10.000 bis 15.000 fl. koſten. 
Ich halte alſo auch in dieſer Beziehung den Antrag Dr. Linke nicht 
für ganz zweckmäßig und bitte Sie daher, den Antrag des Stadt— 
rathes anzunehmen. 


Gem.-Nath Dr. Vogler (zur Berichtigung): Ich habe 
nicht, wie Herr Dr. Linke behauptet hat, geſagt, daſs der Bau 
dieſer neuen Schule vier bis fünf Jahre erfordern wird, ſondern 
ich habe erklärt, daſs die Durchführung des Projectes nach dem 
Antrage des Herrn Gem.-Rathes Dr. Linke drei bis fünf Jahre 
dauern würde, und da habe ich darauf Rückſicht genommen, dafs 
Verhandlungen mit zwei Miniſterien erfolgen müſſen, und dieſe 
Verhandlungen allein dauern vielleicht einige Jahre, bevor an den 
Bau geſchritten werden kann. Der Antrag des Herrn Dr. Linke 
ſetzt ja voraus, daſs in das Gebäude auch verſchiedene Amter 
kommen ſollen und dazu iſt die Zuſtimmung der verſchiedenen 
Miniſterien erforderlich. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Herr Gem.⸗Rath Dr. 
Linke hat einen Vertagungs⸗Antrag geſtellt, welcher dahin geht, 
dafs die Schule am Marktplatz zur Aufnahme des magiſtratiſchen 
Bezirksamtes, Bezirksausſchuſſes, des Bezirksgerichtes und der 
anderen öffentlichen Amter in entſprechender Weiſe adaptiert und 
daſs eine neue Schule von der erforderlichen Größe anderweitig 
erbaut werde. Wenn dieſer Antrag, reſpective ſeine Zuweiſung an 
den Stadtrath angenommen wird, ſo entfällt die Abſtimmung über 
den Referenten⸗Antrag und die Schule wird nicht gebaut. 


Ich bitte alſo jene Herren, welche einverſtanden find, dals 
der Antrag des Herrn Dr. Lin ke geſchäftsordnungsmäßig behandelt 
wird, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

Ich bitte nun jene Herren, welche dem Referenten⸗Antrage 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

Der ſtädtiſchen Doppel: 
Volks— XI. Bezirke, Markt⸗ 
platz, ſammt den für den öffentlichen Kindergarten 
in Simmering im XI. Bezirke projectierten Locali— 
täten nach den vom Stadtbauamte verfaſsten Plan— 
ſkizzen B werde genehmigt und die Inangriffnahme 
dieſes Baues noch in dieſem Jahre angeordnet. 

Für die reſtlichen Baukoſten ſei im Präliminare 
pro 1893 der Betrag von circa 60.000 fl. einzu— 
ſtellen. 


23. Referent Gem.-Rath Schneiderhan: Ich habe ferner 
die Ehre, zur Zahl 4878, Beilage 143 zu referieren. 

Das Stadtbauamt und das Feuerwehr-Commando geben be— 
kannt, daſs die Mannſchaft, welche den Telegraphendienſt beſorgt, 
unzureichend iſt, und bitten um Vermehrung desſelben. Vor der 
Vereinigung der Vororte waren 277 Feuermeldeſtellen und 
250.000 m Leitungsdraht, jetzt ſind 493 Feuermeldeſtellen und 
491.000 m Leitungsdraht, alſo nahezu das doppelte. Laut Ge⸗ 
meinderaths⸗Beſchluſs vom 6. April 1886 wird die Ausführung 
aller vorkommenden Reparaturen und Inſtallationsarbeiten an der 
ſtädtiſchen Telegraphenleitung durch das dem Feuerwehr-Commando 
unterſtehende Perſonale beſorgt. Wenn dies in Zukunft auch ge- 
ſchehen ſoll, ſo iſt eine Vermehrung der Mannſchaft nothwendig 
und mujs ein Telegraphiſt angeſtellt werden. 

Der Stadtrath erlaubt ſich demnach folgende Anträge zu 
ſtellen: | 

„1. Es fei eine neue Stelle für einen mit Decret 
anzuſtellenden Telegraphiſten mit dem Jahresgehalte 
von 700 fl. und dem 30percentigen Quartiergelde ſowie 
den übrigen normalmäßigen Bezügen und dem Titel 
„Telegraphiſt“ zu creieren. 

2. Es ſei die Vermehrung des Telegraphenperſo— 
nales um drei Hilfsarbeiter mit den Bezügen von 
Feuerwehrmännern L. Claſſe, ſomit die Vermehrung der 
Feuerwehrmänner J. Claſſe von 83 auf 86 Mann zu 
genehmigen. 

3. Es ſei für den Telegraphiſten und für jeden 
Hilfsarbeiter eine Arbeitszulage von 1 fl., reſpective 
von 50 kr. für jeden Tag ihrer Verwendung bei den 
Telegraphen-Reparaturs- und Erneuerungsarbeiten zu 
bewilligen.“ 

Ich bitte um die Annahme dieſer Anträge, damit der Dienſt 
in der Beziehung nicht geſchädigt werde. — Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

1. Es ſei eine neue Stelle für einen mit Decret 
anzuſtellenden Telegraphiſten mit dem Jahresgehalte 
von 700 fl. 
ſowie den übrigen normalmäßigen 
dem Titel „Telegraphiſt“ zu creieren. 

2. Es ſei die Vermehrung des Telegraphen— 
perſonales um drei Hilfsarbeiter mit den Bezügen 


von Feuerwehrmännern J. Claſſe, ſomit die Ver⸗ 
3 


Erweiterungsbau der 
und Bürgerſchule im 


und dem 30percentigen Quartiergelde 


Bezügen und 
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mehrung der Feuerwehrmänner J. Claſſe von 83 auf wir nicht an, in einem Seitentracte überhaupt nicht. Ich würde 


86 Mann zu genehmigen. 

3. Es ſei für den Telegraphiſten und für jeden 
Hilfsarbeiter eine Arbeitszulage von I fl., reſpec— 
tive von 50 kr. für jeden Tag ihrer Verwendung 
bei den Telegraphen-Reparaturs- und Ernenerungs— 
arbeiten zu bewilligen. 


24. Referent Gem.-Nath v. Götz: Zahl 2348, Beilage 
Nr. 105. Ich habe in der Sitzung vom 18. Juli die Ehre gehabt, 
über vorzunehmende Adaptierungs- und Renovierungsarbeiten im 
ehemaligen Gemeindehauſe in Hütteldorf zu referieren. Es wurde 
damals vom Gemeinderathe der Beſchluſs gefasst, es ſei der Act 
zu vertagen und die Vorlage von Plänen zu verlangen. Nun 
hat das Stadtbauamt die Pläne für das Gemeindehaus von Hütiel- 
dorf vorgelegt, in welche ich Einſicht zu nehmen bitte, und ich 
glaube nur bemerken zu follen, daſs bei den vorzunehmenden 
Adaptierungsarbeiten von Seite des Stadtbauamtes conſtatiert 
worden iſt, daßs in dem Vordertracte wie in dem Seitentracte ſich 
bei der Auswechslung von Mauern und bei den Adaptierungs⸗ 
arbeiten morſche Dippelbäume und Deckenconſtructionen ergeben 
haben, infolge deſſen das Stadtbauamt ſofort die Pölzung der 
ſämmtlichen Realitäten angeordnet hat. Es wurde infolge deſſen 
der Antrag geſtellt, es möge die vollſtändige Adaptierungs- und 
Renovierungsarbeit für das Hütteldorfer Gemeindehaus genehmigt 
werden. 

Es wurde ein Koſtenvoranſchlag vorgelegt, welcher den Betrag 
von 11.114 fl. 28 kr. ausweist, und das Stadtbauamt hat in 
dem Berichte angegeben, daf3 es keine genaue Berechnung vorzulegen 
in der Lage iſt, weil man erſt bei den vorzunehmenden Arbeiten 
werde erſehen können, welche Durchführungen abſolut nothwendig 
find. Infolge deſſen ſtellt der Stadtrath den Antrag: 

„Es ſei die Renovierung des ehemaligen Gemeinde— 
hauſes in Hütteldorf, Hauptſtraße Or.-Nr. 42 mit dem 
approximativen Koſtenbetrage von 11.000 fl. zu ge— 
nehmigen. Die Zimmermanns- und Schieferdeckerarbeiten 
ſind im Wege einer mit kürzeſtem Termine auszu— 
ſchreibenden Offertverhandlung, die übrigen Arbeiten 
an die Erſteher der currenten Arbeiten zu vergeben.“ 

Ich bitte, dieſem Antrage zuzuſtimmen. 

Gem.-Nath Eigner: Ich erlaube mir an den Herrn Re⸗ 
ferenten die Anfrage zu ſtellen, an wem die Wohnungen vermietet 
ſind, ob an Private und an Jahresparteien oder als Sommer— 
wohnungen? 

Referent: Nur an Jahresparteien. 

Gem.-Rath Eigner: Da müßs ich aber conſtatieren, dafs 
die Gemeinde Hütteldorf viel weiter weg gelegen iſt als der 
XVII. Bezirk. Ich finde hier aber in den Plänen Wohnungen mit 
zwei Zimmer, Vorzimmer, Küche, dazu noch in Seitentracten. 
Ich möchte den Herrn Referenten fragen, ob er glaubt, daßs ſich 
Parteien finden werden, welche das mieten. Ich glaube das nicht. 
Ich kann ſo etwas in Hernals nicht vermieten. 

Wer wird denn das mieten? Der Mann, der das Geld hat 
und ſich eine Wohnung mietet, will nicht in den Hof die Ausſicht 
haben, ſondern ins Freie. Ich glaube, dafs man bei dieſer Ver— 
bauung ſehr vorſichtig ſein und ziemlich kleine Wohnungen machen 
ſoll, höchſtens mit Zimmer und Küche, andere Wohnungen bringen 


die Zuſtimmung zur Adaptierung nicht geben, und ich glaube, wir 
ſollten das Haus verkaufen. Die Gemeinde würde dabei beſſer 
fahren. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht noch jemand 
das Wort. (Niemand meldet ſich.) Ich bitte die Herren, welche 
dem Referenten⸗Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei die Renovierung des ehemaligen Ge— 
meindehauſes in Hütteldorf, Hauptſtraße Or.-Nr. 42 
mit dem approximativen Koſtenbetrage von 11.000 fl. 
zu genehmigen. Die Zimmermanns- und Schiefer— 
deckerarbeiten ſind im Wege einer mit kürzeſtem 
Termine auszuſchreibenden Offertverhandlung, die 
übrigen Arbeiten Erſteher der currenten 
Arbeiten zu vergeben. 


25. Referent Gem.⸗Nath v. Götz: 4054. Beilage 123. 
Der Eigenthümer der Realität Gr undb.⸗Einl.⸗Z. 3 in Neuwaldegg, 
XVII. Bezirk, Or.⸗Nr. 49 Hauptſtraße iſt um die Bekanntgabe 
der Baulinie und des Niveaus eingeſchritten. 


Für die Hauptſtraße in Neuwaldegg und für die Verlängerung 
derſelben, welche die Parkſtraße bildet, iſt die Baulinie miniſteriell 
genehmigt, und zwar in der erſteren für, die Breite von 1517 m 
und für letztere von 1707 m. Für die Verbindung dieſer beiden 
Straßen und wo die Einmündung der Dognergaſſe in die nach 
Salmannsdorf und Pötzleinsdorf führenden Straßen ſtattfindet, 
hat eine Baulinienbeſtimmung nicht ſtattgefunden. 


Die Baulinienbeſtimmung für den Kreuzungspunkt von fünf 
Straßen mußs einer ſpäteren Löſung vorbehalten bleiben und dürfte 
eine ſolche bei der General-Baulinienbeſtimmung erfolgen. 


Es wird demnach vom Bauamt nur für die Realität Grundb.⸗ 
Einl. 3 allein die Baulinienbeſtimmung vorgeſchlagen. Zwiſchen 
den Realitäten Or.⸗Nr. 47 und 49 liegt ein Theil Fürſt Schwarzen⸗ 
berg'ſcher Park, wo eingangs ein Wagenaufſtellungsplatz iſt. 

Dieſer Aufſtellungsplatz ſoll nun nicht verkleinert, ſondern ver— 
größert werden, um auch den Zugang bequem zum Park zu geſtalten. 


an die 


In Berückſichtigung deſſen wird beantragt, die Baulinie in 
der Parkſtraße bis zum Schnittpunkt b mit der Verlängerung der 
Baulinie der Neuwaldegger Hauptſtraße zu verlängern, durch Con- 
ſtruierung des Trapez bc ed entjtehen für die drei ameinander- 
grenzenden Realitäten die Baulinien b c, c e und e d. Durch 
die Beſtimmung der drei Linien als Baulinie wird der Wagen— 
aufſtellungsplatz bedeutend vergrößert. Um jedoch einer künſtlichen 
Löſung nicht vorzugreifen, beantrage ich: 

„Die Baulinie für die Realität Einl.⸗Z. 3 in Neu— 
waldegg nach den im vorgelegten Plane mit ab und 
be bezeichneten Linien zu genehmigen, die übrigen 
Seiten des im Plane näher erſichtlichen Trapez, ſowie 
die Baulinie für die andere Seite der Neuwaldegger 
Hauptſtraße in suspens o zu laſſen.“ 

Vice Nürgermeiſter Dr. Nichter: Keine Einwendung? 
Angenommen. 
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Es wurde daher beſchloſſen: 

Die Baulinie für die Realität Einl.⸗Z. 3 in 
Neuwaldegg vorgelegten Plane 
a b und be bezeichneten Linien zu genehmigen, die 
des im Plane näher erſichtlichen 
die Baulinie für die andere Seite 
Hauptſtraße 


nach den im mit 
übrigen Seiten 
Trapez, 
der Neuwaldegger 
laſſen. 

26. Neferent Gem.⸗Nath v. Götz: 4524. Beilage 138, 
Die Baulinie für die Schulgaſſe in Baumgarten, XIII. Bezirk, 
wurde für die Strecke zwiſchen der Pachmanngaſſe und Berggaſſe 
mit Erlass des k. k. Bezirksgerichtes Sechshaus vom 7. Juni 1882 
genehmigt, zufolge ſpäteren Erlaſſes vom 29. März 1887 wurde 
die Baulinie zwiſchen der Pachmanngaſſe und Friedhofſtraße nach 
der im Plane erſichtlich gemachten Weiſe abgeändert; hiedurch iſt 
zwiſchen der Friedhofſtraße und Berggaſſe die Abänderung gleich- 
falls nöthig und ſchlägt der Stadtrath demnach vor: 

„Es werde die für die Schulgaſſe in Baumgarten 
in der Strecke zwiſchen der Friedhofſtraße und 
Berggaſſe min iſteriell genehmigte Baulinie auf 
gelaſſen; — die Baulinien für dieſen Straßentheil 
unter Beibehaltung der Straßenbreite von 11˙38 m 
ſeien nach den im Plane angegebenen Linien abed 
und efgh mit der Abkappung ei von I m Länge 
zu beſtimmen und es ſeien beiderſeits 4 m breite 
Vorgärten innerhalb der Baulinie anzubringen.“ 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es werde die für die Schulgaſſe in Baumgarten 
in der Strecke zwiſchen der Friedhofſtraße und Berg— 
gaſſe miniſteriell genehmigte Baulinie aufgelaſſen; 
— die Baulinien für dieſen Straßentheil unter Bei— 
behaltung der Straßenbreite von 11˙38 m ſeien nach 
den im Plane angegebenen Linien abe d und efgh 
mit der Abkappung ei von 5 m Länge zu beſtimmen 
und es ſeien beiderſeits A m breite Vorgärten inner— 
halb der Baulinie anzubringen. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Richter: Ich erlaube mir noch 
mitzutheilen, daſs am Freitag keine Plenarſitzung ſtattfindet. 

Die Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluss der Sitzung 7 Uhr 35 Min. abends.) 


Stadtrath. 


Hißungen des Otadtrathes. 
Mittwoch, den 31. Auguſt 1892, ½ 10 Uhr Vormittags. 
Donnerstag, den 1. September 1892, ½ 10 Uhr Vormittags. 
Freitag, den 2. September 1892, ½ 10 Uhr Vormittags. 


ſowie 
in suspenso zu 
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Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 18. Auguſt 1892. 


Vorſitzender: 2. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Anweſende: Dr. v. Billing, v. Neumann, 


Boſchan, Rückauf, 

v. Goldſchmidt, Schlechter, 

Dr. Grübl, Schneiderhan, 
Dr. Hackenberg, Dr. Stenzl, 
Kreindl, Vaugoin, ‚ 
Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Meißl, Witzelsberger. 


Beurlaubt: Bürgermeiſter Dr. Prix, Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Borſchke, St.⸗R. Dr. Huber, Matzen⸗ 
auer, Müller, Noske und Wurm. 

Schriftführer: Concepts⸗Adjunct H. Pfeiffer. 


Vice-Würgermeiſter Dr. Richter eröffnet die Sitzung. 
St.⸗R. Rückauf entſchuldigt ſein Ausbleiben von der Sitzung. 
(Zur Kenntnis.) 
St.-R. N. v. Goldſchmidt referiert über das Anſuchen des 
Wenzel Wloek um Ertheilung des Conſenſes zum Baue eines Wohn- 
hauſes auf Grundb.⸗Einl.⸗Z. 1241 in der Goldſchlagſtraße, Ecke 
der Illekgaſſe im XIV. Bezirk und beantragt, die vom magiſtratiſchen 
Bezirksamte für den XIV. und XV. Bezirk beantragte Baubewilligung 
gegen Einlöſung des zur Herſtellung von zwei Riſaliten beanſpruchten 
Straßengrundes mit der Geſammtfläche von 1˙3 m? um den Betrag 
von 15 fl. 60 kr. zu beſtätigen. Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Bewilligung von Gleichengeldern 
für den Schulbau II., Freudenau, Afpernallee und beantragt die 
Genehmigung dieſer Gleichengelder im Geſammtbetrage von 392 fl. 
Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des J. Zacherl um 
Conſens zu baulichen Herſtellungen im XIX. Bezirk Unter- Döbling und 
beantragt die Genehmigung der Herſtellung des beabſichtigten Riſalits 
mit 0˙32 m, ſowie die Compenſierung des erforderlichen Straßengrundes 
per 2:33 m? mit dem zur Straße abzutretenden Grunde per 50 m? 


unter den vom magiſtratiſchen Bezirksamte für den XIX. Bezirk bean⸗ 


tragten Modalitäten. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Joſefa Palm um 
Parcellierung der Realität Grundb.⸗Einl.⸗Z. 781 im XVI. Bezirk, 
Ottakringerſtraße und beantragt die Genehmigung der projectierten 
Parcellierung der Realität Nr. 81 Ottakring, Cat.⸗Parc. 995/2, 999, 
1000, 1001, 1002/1 Grundb.⸗Einl.⸗Z. 781 auf zwölf Bauſtellen 
unter den vom Magiſträte aufgeſtellten Bedingungen. 

St.-. Dr. Hackenberg referiert über die bei der Tracen- 
reviſion und politiſchen Begehung am 19. d. M. hinſichtlich einer von 
den Bauunternehmern R. v. Ritſchl und R. v. Tonello pro- 
jectierten, elektriſch zu betreibenden Localbahn vom Praterſtern bis nach 
Kagran abzugebenden Erklärung und beantragt, den Referenten zu 
ermächtigen, die Erklärung abzugeben, dafs die Gemeinde Wien die 
Bewilligung zur Straßenbenützung für die Herſtellung und zum Betriebe 
einer elektriſchen Localbahn vom Praterſtern nach Kagran nicht ertheilt. 

St.⸗R. Schlechter beantragt, zu erklären, es habe eine Beſchluſs⸗ 
faſſung des Gemeinderathes nicht ſtattgefunden und werde um Er— 
ſtreckung der Commiſſion auf 14 Tage erſucht. 

3 * 
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St.-R. Dr. v. Billing beantragt, der Referent werde ermächtigt, 
zu Protokoll zu geben, daſs, nachdem der Gemeinderath einen Befchlufs 
nicht gefaſst hat, ſich die Gemeinde nach Maßgabe der zu faſſenden 
Beſchlüſſe eine Nachtragserklärung vorbehält. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt zu erklären, die Gemeinde Wien 
iſt mit Rückſicht darauf, daſs ein Beſchluſs des Gemeinderathes noch 
nicht erfolgt iſt, derzeit nicht in der Lage, ihre Zuſtimmung zur bean— 
ſpruchten Straßenbenützung zu geben. 

Der Referent accommodiert ſich dem Antrage des St.-R. Dr. 
Lederer. 

Die St.⸗R. Dr. v. Billing und Schlechter ziehen ihre 
Anträge zurück. 

Der modificierte Referenten-Antrag wird ange— 
nommen. 

St.- N. Dr. Cederer referiert über das Anſuchen des Amts— 
dieners Franz Benedict um Erhöhung des Quartiergeldes und 
beantragt die Erhöhung des Quartiergeldes desſelben von jährlich 
80 fl., das iſt 17˙5 Percent ſeines Gehaltes per 456 fl. auf 120 fl. 
(circa 26 Percent des Gehaltes) vom Novembertermine 1892 an mit 


dem Beifügen, dafs dieſes Quartiergeld nur bis zur definitiven Regelung 


der Bezüge der Beamten und Diener der ehemaligen Vorortegemeinden 
Giltigkeit haben ſoll. 

St.⸗R. Dr. v. Bill ing beantragt die Erhöhung des Quartier— 
geldes auf 100 fl. und Gewährung einer Aushilfe von 20 fl. 

Der Antrag des St.-R. Dr. v. Billing, dem ſich der 
Referent accommodiert, wird angenommen. 

— Derſelbe referiert über die Entſcheidung der k. k. Bezirks— 
hauptmannſchaft Neunkirchen vom 21. Juli 1892, Z. 9485, über 
das Anſuchen des Anton Pichler um Gefällsausnützung am 
Stuppacher Werkcanale für eine Mahlmühle und beantragt die Kenntnis- 
nahme mit dem Beifügen, daſs bei dem Umſtande, als die Forderung 
der Gemeinde, mit welcher ſich der Conceſſionswerber einverſtanden 
erklärt hat, in dem Conceſſions-Decrete aufgenommen erſcheint, kein 
Anlafs vorliegt, gegen die vorliegende Entſcheidung der k. k. Bezirks- 
hauptmannſchaft den Recurs zu ergreifen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Bewilligung eines Zehrungsbeitrages 
für den Ingenieur-Adjuncten Joſef Pickniczek für die Zuweiſung 
der Inſpicierung der Arbeiten bei der Stockwerkaufſetzung auf das 
Gemeindehaus im II. Bezirke und beim Zubau eines Abortes in der 
Schule II., Glockengaſſe 2 und beantragt die Bewilligung eines 
Zehrungsbeitrages von täglich 2 fl. 50 kr. 

— derſelbe referiert über die Aufnahme des Kanzlei-Praktikanten 
Ferdinand Mayer als Markt-Commiſſariats-Praktikanten und be— 
antragt, zu genehmigen, dafs dem Markt-Commiſſariats-Aſpiranten 
Ferdinand Mayer, welcher in ſeiner Eigenſchaft als Kanzlei-Praktikant 
bereits ein Adjutum von jährlich 540 fl. bezieht, im Falle ſeiner Er— 


nennung zum Praktikanten des Markt-Commiſſariates das Adjutum 


von jährlich 540 fl. belaſſen werde. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Oberſthofmeiſter— 


amtes um unentgeltliche Waſſerüberlaſſung für die monumentalen 


Niſchenbrunnen im Anbau der Hofburg, Michaelerplatz I. Bezirk und 
beantragt, die Zuſicherung für die angeſuchte unentgeltliche Waſſer— 


überlaſſung unter den im Bauamtsbericht erörterten Bedingungen zu 
(Angenommen); 


ertheilen. 

— derſelbe referiert über das Anſucheu des Schiller-Vereines 
„Die Glocke“ um Subvention und beantragt, demſelben für das 
Jahr 1892 eine Subvention im bisherigen Betrage von 200 fl. zu 
gewähren. (Angenommen; an den Gemeinderath); 
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(Angenommen); 
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— derſelbe referiert über das Offertverhandlungs-Ergebnis für 
die Vergebung der Arbeiten hinſichtlich der Herausgabe des Ver— 
waltungsbexichtes und des ſtatiſtiſchen Jahrbuches pro 1891 bis 1893. 

Referent beantragt, die Buchdruckerarbeiten für den Ver— 
waltungsbericht pro 1889 bis 1891 und für die ſtatiſtiſchen Jahr— 
bücher pro 1891, 1892 und 1893 dem bisherigen Erſteher Paul 
Gerin, II., Circusgaſſe 13, zu den offerierten Einheitspreiſen und 
bei Verwendung von Papier nach beigebrachten Muſtern zu über— 
tragen. Die Buchbinderarbeiten für die bezeichneten Werke ſeien dem 
Buchbinder und Einbanddecken-Fabrikanten, Hermann Scheibe, 
III., Marxergaſſe 26, zu dem von ihm offerierten Preiſe zu über— 
tragen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Expensnote des Dr. Ed. Klein 
als Vertreter der Gemeinde Hietzing für die grundbücherliche Durch— 
führung der Regulierung der Lainzerſtraße in Hietzing und beantragt, 
den von Dr. Eduard Klein aufgerechneten Expenſentheilbetrag von 
850 fl. in den für die Grundabtretung vom Hauſe der Frau Roſa 
Baronin Redwitz in Hietzing Or.-Nr. 34, Einl.⸗Z. 246 ange⸗ 
forderten Expenſenbetrag per 130 fl. zu liquidieren und die Aus— 
zahlung dieſer beiden Beträge an Dr. Ed. Klein gegen deſſen 
claſſenmäßig geſtempelte Quittung zu bewilligen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Fanni Rubrom 
in Hietzing um eine Gnadengabe und beantragt, derſelben eine Gnaden— 
gabe jährlicher 240 fl. auf Lebenszeit aus dem Verſorgungsfonde und 
Bewilligung eines Zuſchuſscredites in dieſer Höhe pro 1892. 

St.⸗R. Boſchan beantragt die Ablehnung des Referenten— 
Antrages. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt die Bewilligung der Gnaden— 
gabe bloß für drei Jahre. 

Der Referenten-Antrag wird angenommen; an den Ge— 
meinderath. 

St.-N. Dr. v. Billing referiert über das Anſuchen der Valerie 
Grey-Stipek um Genehmigung der Auftheilung der von der 
Gemeinde Ottakring behufs eines Theaterbaues zugewieſenen 800 DI? 
des Goetheplatzes in zwei getrennte Flächen und beantragt, die 
Gemeinde Wien ertheilt in Hinblick auf §S 14 des Geſetzes vom 15. De— 
cember 1882, Nr. 68 L.-G.-Bl., wonach die Unterbringung 
von Reſtaurationslocalitäten in Theatergebäuden unbedingt ausgeſchloſſen 
iſt, ſomit Punkt 7 der zwiſchen der Gemeinde Ottakring und Valerie 
Grey-Stipek erweiterten Berfaufspunctationen vom 9. Auguſt 1890 
undurchführbar iſt, ihre Zuſtimmung, dafs der Bau des Theaters und 
des Caſinos nach der vorgelegten Situationsſkizze getrennt, und zwar 
derart ausgeführt werde, daſs für beide Gebäude zuſammen das im 
Punkte 1 der Punctationen fixierte Ausmaß von 800 U = 287760 m? 
eingehalten und von dieſer Erundfläche ein Theil von 600 m? für das 
Caſinogebäude an der Gablenzgaſſe und der Reſt für das Theater— 
gebäude an der Lerchenfelderſtraße unter den vom Magiſtrate geſtellten 
Bedingungen verwendet werde. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

St.-. Nitt. v. Neumann referiert über die Vorſtellung, event. 
den Recurs der fürſtlich Sul kowski'ſchen Hausinſpection anläſslich 
verweigerten Conſenſes für bauliche Herſtellungen V. Bezirk, Matzleins⸗ 
dorferſtraße 45 und beantragt, dieſe Vorſtellung abzuweiſen. 

Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Antrag des St.-R. v. Götz 
wegen Herſtellung einer Fahrbrücke über den Halterbach in der 
Dornbacherſtraße in Hütteldorf im XIII. Bezirke und beantragt, das 
vorgelegte Project für die Herſtellung einer Brücke über den Halterbach 
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und der Dornbacherſtraße in Hütteldorf mit dem Koſtenerforderniſſe 
von 7604 fl. 34 kr. zu genehmigen und zu beſchließen, daſs der Bau 
erſt im Jahre 1893 ausgeführt und die bezüglichen Koften in das 
Budget pro 1893 eingeſtellt werden. 

(Angenommen; an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über die Verbeſſerung der Beleuchtung in 
mehreren Straßen des VIII. Bezirkes und beantragt, in den im 
Berichte des Stadtbauamtes angeführten Straßen des VIII. Bezirkes 
an den in dem vorgelegten Plane erſichtlichen Stellen unter Berück— 
ſichtigung der laut Augenſcheinsprotokoll vom 25. Juli 1892 veran- 
laſsten Anderungen, im ganzen acht Intenſivbrenner, das iſt drei— 
flammige Suggbrenner mit je 840 1 Stundenconſum und je einer 
nachmitternächtigen gewöhnlichen Flamme, daun 31 neue ganznächtige 
und 66 halbnächtige Flammen aufzuſtellen. Die erforderlichen Mehr— 
koſten von 3525 fl. 79 kr. find auf Rubrik XXV 1 bedcckt. 

( Angenommen.) 

(Hiedurch findet auch der Antrag des Gem.-Rathes Weitm ann, 
betreffend die Verbeſſerung der Beleuchtung in der Lerchenfelderſtraße 
feine Erledigung.) 

— Derſelbe referiert über die Mehrkoſten für die Waſſerleitungs— 
einrichtung und Cloſetlieferung für das ſtädtiſche Volksbad III. Bezirk, 
Apoſtelgaſſe 24 und beantragt, die Rechtfertigung des Bauamtes bezüglich 
des Mehrerforderniſſes der Lieferung der Cloſets und Herſtellung der 
Beſpülung derſelben zur Kenntnis zu nehmen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Einladung des öſterreichiſchen 
Ingenieur- und Architektenvereines zur Erprobung eines Betongewölbes 
nach dem Syſtem Monier in Ober-Weidlingau und beantragt die 
Kenntnisnahme. ( Angenommen.) 

SL-R. Dr. Grübl referiert über die Benennung der zwiſchen 
der Hohlweg- und Kleiſtgaſſe unterhalb der Mohsgaſſe im III. Bezirke 
gelegenen noch unbenannten Gaſſe und beantragt, die erwähnte Quer— 
gaſſe im III. Bezirke, welche in ihrer Länge zehn bis zwölf Bauſtellen 
umfaſst, mit „Khunngaſſe“ zu benennen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Bericht der Direction der Gumpen— 
dorfer Communal-Oberrealſchule bezüglich des Austrittes des Supplenten 
Joſef Redtenbacher und beantragt, demſelben die Anerkennung für 
ſeine Dienſtleiſtung als Suppleut auszuſprechen. 

— derſelbe referiert über die Zuſchrift des k. k. n.⸗6. Landes⸗ 
ſchulrathes, betreffend die eventuelle Beurlaubung von Lehrperſonen 
und beantragt, der Beurlaubung einer der drei Lehrperſonen Victor 
Trantzl, Rudolf Pohl und Johann Haas bei ihrer eventuellen 
Ernennung zum k. k. Bezirks-Schulinſpector für den Schulbezirk 
Miſtelbach für die laufende Functionsperiode, d. i. bis Ende des 
Schuljahres 1892/93, und Supplierung gegen Erſatz der Subſtitutions— 
auslagen, zuzuſtimmen. 

St.⸗R. Dr. Hackenberg beantragt, gegen Erſatz der Sub— 
ſtitutionskoſten durch einen Bürgerſchullehrer. 

Der Referenten-Antrag mit der Modification des St.-R. Dr. 
Hackenberg wird angenommen. 

— Derſelbe referiert über das Anſuchen der Amalie Kummer— 
ecker, Leiterin des Kindergartens im XIX. Bezirke, Nuſsdorf, um 
Verſchiebung des ihr bewilligten monatlichen Urlaubes, und beantragt, 
derſelben einen Urlaub bis incluſive 15. September l. J. zu bewilligen. 

Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der fachlichen Fort— 
bildungsſchule der Anſtreicher und Wagenlackierer um Überlaſſung eines 
weiteren Lehrzimmers zu Zwecken dieſer Fachſchule im Schulgebäude 
VII., Burggaſſe 18 und beantragt die Geſuchsgewährung unter den 


(Angenommen); 
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vom Magiſtrate feſtgeſetzten Modalitäten, wenn die Zuſtimmung des 
Bezirksſchulrathes der Stadt Wien, welche einzuholen iſt, ertheilt wird. 
Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anfuchen des Johann Kubin 

um Überlaffung des Turnſaales III., Strohgaſſe 5 für Turnzwecke und 
beantragt die Geſuchsgewährung gegen Einhaltung der mit Stadtraths— 
Beſchluſs vom 10. September 1891, Z. 1517, genehmigten dies— 
bezüglichen Beſtimmungen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Verleihung des Offentlichkeits⸗ 
rechtes an das Communal-Obergymnaſium im XIX. Bezirke und bean⸗ 
tragt, dafs eine Erwirkung des Offentlichkeitsrechtes für das ganze 
Obergymnaſium auf die Dauer der Erfüllung der geſetzlichen Bedin- 
gungen und des Rechtes zur Abhaltung von Maturitätsprüfungen, 
ſowie um Anerkennung des Fortbeſtandes des Reciprocitätsverhältniſſes 
für das ordnungsmäßig angeſtellte Lehrperſonale im Sinne des § 11 
des Geſetzes vom 9. April 1870, R.-G.⸗Bl. Nr. 46 beim k. k. n.⸗b. 
Landesſchulrathe nachgeſucht werde. (Angenommen.) 


St.-N. Witzelsberger referiert über das Anſuchen des Pfarrers 

M. Mayer-Ahrdorf aus Gr.-Grillowitz um käufliche Überlaffung 

von für Wien nicht mehr verwendbaren Feuerwehr-Requiſiten und 

beantragt, demſelben einen Waſſerwagen, eine Karrenſpritze, drei Hafen- 

leitern und eine Anſtell-Leiter um den Preis von 45 fl. zu überlaſſen. 

Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der freiwilligen Feuer- 

wehr in Neuſtift am Walde um Abſchreibung einer Muſik⸗Impoſtgebür 

und beantragt die Geſuchsgewährung. Angenommen.) 
Hierauf wird die Sitzung geſchloſſen. 


Allgemeine Muchrichten. 


(Einladung zur Eröffnung des XX. Inter⸗ 
nationalen Getreide- und Saatenmarktes in Wien.) 
Der Wiener Gemeinderath wurde ſeitens der Kammer der Börſe 
für landwirtſchaftliche Producte in Wien zu der am 29. Auguſt 
1892, 9½ Uhr vormittags, im Saale des Börſegebäudes, II. Bezirk, 
Taborſtraße 10, ſtattfindenden feierlichen Eröffnung des XX. Inter⸗ 
nationalen Getreide- und Saatenmarktes eingeladen. 

Für jene Herren Gemeinderäthe, welche von dieſer Einladung 
Gebrauch zu machen beabſichtigen, liegen die Karten bei dem Leiter 
des Präſidialbureaus, I., Rathhaus, 1. Stock, bereit. 


Approviſtonierung. 
(Borſteuviehmarkt vom 23. Auguſt 1892.) 


1. Auftrieb: 


Jungſch weiin 3753 Stück 
Fettſchwe ink 5918 „ 


Summa . 9671 Stück 


Angekauft wurden: 

E 7459 Stück 
für das Land e e 
unverkauft blieben 1300 


für Wien 
nm 


77 


2120 


N N a Zu 


2. Preisbewegung: 


Jungſchweine .. von 35 bis 47 ir, 


Fettſchweine . 37 41 per Kg. Lebendgewicht. 


7 


Die Kaufluſt für Jungſchweine war ungemein flau, daher 


dieſelben um 2½ kr. per Kilo im Preiſe gefallen find, während 
Fettſchweine infolge des andauernd ſtarken Angebotes die vor— 
wöchentlichen Preiſe nur mit Mühe behaupteten. 


4 * 
* 


(Pferdemarkt vom 23. Auguſt 1892.) 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 263 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 80-300 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde 30—100 fl. „ „ 
Der Markt war ſehr flau. 


% * 
7 


(Stechviehmarkt vom 25. Anguſt 1892.) 
1. Auftrieb: 


Kälber Waidner 676, Kälber lebend 2208, Lämmer 
Waidner 12, Lämmer lebend 18, Schafe Waidner 324, 
Schafe lebend 6706. 


2. Preisbewegung: 
Kälber Waidner per Kg.. 
Halbes hend ana de ch 
Lämmer Waidner „ Paar.. . .. 5 fl. 
Lämmer lebend „ e von 5 bis 7½ „ 
Schafe Waidner „ g. „von 44 bis 54 kr. 
Schafe lebend . „ Baar von 7 bis 20 fl. 

Auf dem Jungviehmarkte wurden gegen den letzten Donners— 
tagmarkt um 313 Stück Kälber mehr zugeführt. Die Kaufluſt war 
infolge der größeren Zufuhr ſehr flau, daher Weidner-Kälber einen 
Preisrückgang von 4 kr. und lebende von 6 kr. per Kilo erfahren 
haben. 

Auf dem Schafmarkte wurden um 2291 Stück Schafe mehr 
aufgetrieben. Bei ſehr flauem Geſchäftsgange iſt ein Preisrückgang 
von 2 fl. per Paar eingetreten. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 25. Auguſt 1892 
316 Stück Maſt⸗, 33 Stück Weide⸗ und 398 Stück Beinlvieh 
aufgetrieben. 


von 40 bis 58 kr. 
28 „ 0 


Bierpreiſe im Monate Auguſt 1892. 


En gros. 
Abzug, Wiener J. 10 bis 11½ fl. 9.40 bis fl. 9.80 
5 böhmiſches, oberöſterr. II. 9 „ 100 „ 9.— „ „ 9.25 


Lager, Wiene 1 „ 13.— „ „ 14.— 

Märzen, Wiener (Export). . 13 „ 14½ „ 14.— „ 15.— 

Böhmiſches nach Pilsner Art . . 11 „ 19 FFF 

Pilsner 1 „ 12 „ 16.75 „ „17.50 

(Dieſe Preiſe verſtehen ſich franco Zuſtellung, inel. Verzehrungsſteuer, netto 
Caſſa, ohne jeden Sconto.) 


En detail. 


Abzug 12 bis 14 kr. per Liter über die Gaffe, 
1 „ , ee A deals, 

Lager und Märzenn . . 18 „ 24, „ „ über die Gaſſe, 
8 15 „ „„ e, ee im Locale; 


Böhmiſches, Pilsner. 26 „ 32 „ „ „ 
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Flaſcheubier⸗Preiſe. 


Abzug in Flaſchen zu ½ Liter. per Liter 11 bis 14 kr. 


Lager „ „ " m E u. SS SE 15 * 18 75 24 77 
1 30 
P ils ner 7 71 ” " ” „ „ a ee ” " 24 „ 30 7. 


Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeanmeldungen vom 18. Auguſt 1892. 


(Fortſetzung.) 
Niſſel Samuel — Schuhmacher — VI., Mariahilferſtraße 25. 
Raſtl Placidus — Spengler — IV., Hauptſtraße 32. 
Großer Marie — Spirituoſenhandel — X., Trieſterſtraße 3. 
Höfner Peter Paul — Stadtträger — VII., Lerchenfelderſtraße, Ecke der 
Neubaugaſſe. 
Piskaty Franz — Stadtträger — VII., Neubaugaſſe, Ecke der Neuſtiftg. 
Sumſer Martin — Stadtträger — VIII., Wickenburggaſſe bei Nr. 8, 
Ecke der Florianigaſſe. 
Fuchs Moriz — Uhren- und Pretioſen-Verſchleiß — I., Rotheuthurm— 
ſtraße 5. 
g Jorge Johann — Uhrmacher — III., Rennweg 75. 
Braunauer Thereſia — Victualien-Verſchleiß — X., Columbusgaſſe 69. 
Böhm Erasmus — Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Hauptſtraße 36. 


* * 
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Gewerbeanmeldungen vom 19. Auguſt 1892. 


Gerlinger Georg — Bäcker — XVII., Hernals, Bergſteiggaſſe 6. 

Rohrhofer Joſef — Beſtandwirt — XVIII., Währing, Herrengaſſe 31. 

Döltl Franz — Brantweinſchankpächter — XII., Altmannsdorf, Auguftiner- 
aſſe 4. 
N Roth Siegmund — Brantwein- und Theeſchank — VII., Burggaſſe 106. 

Hackenberg Joſef — Kleinhandel mit Brennmaterialien — VI., Königsegg- 
gaſſe 2. 

Breyer Rudolf — Drechsler — VI., Gumpendorferſtraße 114. 

Wondraczek Karl — Drechsler — VI., Stumpergaſſe 37. 

Jäger Franz — Einſpännergewerbe — J., Salzthorgaſſe. 5 

Fuchs Franz — Fleiſch⸗Verſchleiß — XVII., Hernals, Hauptſtraße 2. 

Breslauer Marie — Friſeur- und Raſeurgewerbe (Fortbetrieb) — VI., 
Gumpendorferſtraße 81. | 

Gmeiner Julius — Friſeurgewerbe — J., Blumenſtockgaſſe 1. 

Lindauer Anton — Friſeur und Raſeur — VI., Stumpergaſſe 45. 

Drbohlaw Ludwig — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, 
Palffygaſſe 17. 

Gerſtl Nathan — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Salzgries 5. 

Jungegger Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, 
Ottakringerſtraße 9. 

Kranich Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Herren- 
aſſe 36. 
0 Toth Roſina — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Als— 
bachſtraße 23. 

Treidler Barbara — Gemiſchtwaren -Verſchleiß — XVII., Hernals, 
Leopoldigaſſe 36. 

Wawra Julie — Verſchleiß von Gewürz im Umherziehen — X., Hanſeng. 2. 

Jurkovich Gregor — Grünwarenhandel — XVII., Hernals, Alsbachſtr. 1. 

no Marie — Holz- und Kohlen-Verſchleiß — XVIII., Gerſthof, Berg⸗ 
ſteiggaſſe 28. N 

Belik Franz — Herren-Kleidermachergewerbe — VII., Kaiſerſtraße 84. 

Turnowsky recte Bleyle Natalie — Damen⸗Kleidermacherin — J., Renng. 2. 

Schöllhammer Emma — Marketenderin — X., Himbergerſtraße 74. 

Fürtinger Thereſia — Milch-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Ganſtererg. 13. 

Adamec Marie — Obſt⸗ und Grünwarenhandel im Umherziehen — XVII., 
Hernals, Karlsgaſſe 22. 

Ruczicska Aung — Feilbieten von Obſt und Grünwaren im Umherziehen 
— XVII., Hernals, Thelemanngaſſe 6. 

Grosmann Philipp — Pfaidler — J., Dorotheergaſſe 1. 

Hein Siegmund und Abeles Salomon — Pflaidlergewerbe — J., Kohl— 
meſſergaſſe 3—5. 

Turnowsky recte Bleyle Natalie — Pfaidlergewerbe — J., Renng. 2. 

Weidmann Magdalena — Pfaidlerei — VI., Gumpendorferſtraße 17. 

Wanna Hermine — Privatlehranſtalt für Maßnehmen, Schnittzeichnen 
und Kleidermachen — X., Himbergerſtraße 12. 

Riemer Georg — Schuhmacher — VII., Siebenſterngaſſe 15. 

Spary Franz — Schuhmacher — XIV., Rudolfsheim, Schweglerſtr. 10. 

Pecha Barbara — Selchwaren⸗Verſchleiß — X., Lieſingergaſſe 20. 

Baunert Klara — Victualienhandel — XII., Unter⸗Meidling, Miesbach⸗ 
aſſe 34. 
el Worel Auna — Victualienhandel — XII., Unter⸗Meidling, Hauptftr. 29. 

Kratochwile Alois — Wag⸗ und Gewichtmacher — VI., Amerlingftr.. 9. 

Albert Georg Chriſtoph — Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — VIII., Joſef⸗ 
ſtädterſtraße 51. 
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Gewerbeanmeldungen vom 20. Auguſt 1892. 


Strauß Iſidor — Agent — J., Rudolfsplatz 13 a. 

Mayer Anna — Blumenhandel — II., Karmelitermarkt. 

Silbiger Bernhard — Buchdruckergewerbe — J., Salzthorgaſſe 2. 

Pſcheid! Franz — Einſpännergewerbe — XVIII., Gerſthof, Haupt⸗ 
ſtraße 108. 

Mohaupt Barbara Roſalia — Einſpänner⸗Licenz-Nr. 1013 — XIV., 
Sechshaus, Wehrgaſſe 14 bis 16. 

Mohaupt Barbara Roſalia — Einſpänner⸗Licenz⸗Nr. 696 — XIV., 
Sechshaus, Wehrgaſſe 14 bis 16. 

Kaufmann Franz — Fleiſchhauer — III., Hohlweggaſſe 7. 

Erlsbacher Maria Chriſtine — Galanteriewaren = Verfchleiß — III., 
Saleſianergaſſe 9. 

Blümel Andreas — Beſtandwirt — XVIII., Währing, Gerſthoferſtr. 48. 

Gruber Joſef — Gaſtwirt — V., Obere Bräuhausgaſſe 5. 

Lackner Anton — Gaſtwirt — XVIII., Währing, Kirchengaſſe 19. 

Maier Stefan — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XIX., Nufſsdorf, Lände 37. 

Spitzer Moriz und Weber Samuel — Gemiſchtwarenhandel — J., Franz 
Joſefs⸗Quai 7. 

Kriſpin Peter — Verſchleiß von Gebetbüchern — J., Stefansplatz. 

Bachl Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Breitenſee, Kendler— 
ſtraße 26. 

Mandel Samuel Iſidor — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Eugerth— 
ſtraße 194. 

Pokorny Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XV., Fünfhaus, Fünf⸗ 
hausgaſſe 20. 

Kuzma Amalia — Verſchleiß von Gratulationskarten und Bilderbögen 
— VI., Sonnenuhrgaſſe 2. 

Schäfer-Mayer Moriz — Handelsagent — J., Hegelgaſſe 13. 

Swada Geraſimon — Handelsagentie — IX., Mariaunengaſſe 30. 

Atlas Mendel — Einkauf von alten Hüten — II., Große Schiffgaſſe 30. 

Fritz Peter — Kaffeeſchenker — V., Reinprechtsdorferſtraße 37. 

Kotzian Victor — Klaviermacher — VI., Mollardgaſſe 37. 

Berger Julie — Kleidermacherin — IV., Alleegaſſe 58. 

Kunz Thekla — Herrenkleidermachergewerbe (Fortbetrieb) — VII., Neu— 
ſtiftgaſſe 16. ö + 

Schick Julie — Verſchleiß von Kopfbedeckungen aller Art — IX., Alſer— 
bachſtraße 12. 

Sziebold Joſef — Kunſtblumenmacherin — V., Spengergaſſe 13. 

Dietmann Maria — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Herrengaſſe 37. 

Grünsfeld Hugo — Verpackung von Nürnbergerwaren für Geſchäftsleute 
— J., Rothenthurmſtraße 14. 5 

Lorius Sofie — Papier-, Schreib- und Zeichenrequiſiten-Verſchleiß — 
V., Hundsthurmerſtraße 31. 

Alexander Joſef — Pfaidler — VII., Neubaugaſſe 15. f 

Layer Joſefa — Pfaidlergewerbe — XIV., Rudolfsheim, Pereiragaſſe 9a. 

Schmatz Joſef — Pferdefleiſch-Verſchleißer — XIII., Penzing, Kaiſerg. 1. 

Apeltauer Johann — Schuhmacher — II., Wintergaſſe 19. 

Kaufmann Bertha — Selchwaren Verſchleiß — III., Hohlweggaſſe 7. 

Klempa Marie — Victualienhandel im Umherziehen — V., Gießaufg. 1. 

Pirzinger Karl — Wagnergewerbe — XVI., Ottakring, Reinhartsg. 33. 

Cham Joſefa — Wäſcheputzerei — IV., Karolinengaſſe 23. 

Kollmann Marie — Wäſcherei — XIII., Breitenſee, Hauptſtraße 18. 

Talpa Joſef — Wäſchergewerbe — III., Erdbergſtraße 150. 


* ** 


Gewerbeanmeldungen vom 22. Auguſt 1892. 


Koppenfteiner Paul — Brantweinſchank — VI., Gumpendorferſtraße 3. 
Hirſchler Heinrich Wilhelm — Bronzearbeiter und Ciſeleur — VII., 
Apollogaſſe 3. ö | 
Maier Johann — Brot- und Würſtel-Verſchleiß — XI., Simmering, 
Hauptſtraße 39. EN 
Schumann Albert — Circusbeſitzer — XV., Fünfhaus, Mariahilfergürtel. 
Wybyral Thereſe — Drechsler — V., Griesgaſſe 24. g 
Jacobſon Leopold — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift „Feuilleton— 
Correſpondenz für Redactionen“ — VI., Dreihufeiſengaſſe 7. 
Schuhmeier Franz — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift „Volks— 
Tribüne“ — VII., Kaiſerſtraße 73/75. 
Farchy Iſidor — Eierhandel — IV., Reſſelgaſſe 5. 
Keller Joſef — Einſpännergewerbe — J., Stephansplatz. 
Pfeifer Juliana — Einſpännergewerbe — XI., Simmering, Hauptſtr. 52. 
Wollner Thereſe — Einſpännergewerbe — J., Freyung. 
Dziurzynsky Clemens — Fleiſch-Commiſſionshandel — III., Groß- 
markthalle. 
Hackenberg Franz — Friſeur und Raſeur — IV., Rainergaſſe 23. 
Janick Thereſe Louiſe — Friſeurgewerbe (Fortbetrieb) — II., Taborſtr. 83. 
Neider Adam — Friſeur — II., Obere Donauſtraße 77. 
Loriſch Rudolf — Gaſtwirtsgewerbe — IX., Nufsdorferſtraße 30. 
Pranz Emerich — Gaſt- und Schankgewerbe — XI., Simmering, Haupt- 
traße 10. 
W Braun Aron Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Untere Biaduct- 
aſſe 9. 
a Degenfellner Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Ferdinandsſtr. 37. 
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an Emanuel — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Gumpendorfer⸗ 
Engel Adolf — Gemiſchtwarenhandel — XVI., Ottakring, Eisnerſtr. 1. 
Gmaz Mathilde — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Skodagaſſe 17. 
Grünbaum Joſefine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Caſtellezgaſſe 14. 
Guttmann Joſefine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Staudingerg. 7. 
Hammer Karl — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VI., Garbergaſſe 8. 
Hundl Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Jagdgaſſe 34. 
Pleban Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Unter⸗Meidling, 
Pfarrgaſſe 14. 

Roſenzweig Camilla — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Gaudenzdorf, 
Schönbrunner Hauptſtraße 20. 

Scholle Jeronym — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XI., Simmering, 
Hirſchengaſſe 15. 

Maſchatt Franz — Geflügelhandel — II., Karmelitergaſſe 10. 

Schmidt Barbara, geb. von der Halde — Geflügelhandel — XVI., Neu- 
lerchenfeld, Brunnengaſſe, Markt. 

Roſauer Heinrich — Dauernde Geſchäftsbeſorgung gegen Proviſion — 
VII., Schottenfeldgaſſe 39. (Das Weitere folgt.) 


Ad Prot.⸗Nr. 115620 
Ref.⸗Nr. 1122 ex 1892. VII. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Lieferung von Schiebern, Luftventilen, 
Hydranten und ſonſtigen Maſchinenbeſtandtheilen zur Ausführung 
von Rohrleitungen der Kaiſer Franz Joſef⸗Hochquellen⸗Waſſer⸗ 
leitung in den ehemaligen Vorortegemeinden im verauſchlagten 
Koſtenbetrage von 104.310 fl. wird vom Magiſtrate der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, am Freitag den 16. Sep⸗ 
tember d. J., präciſe 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn 
Magiſtratsrathes Stadler, im Rathhauſe (7. Stiege, Mezzanin) 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, den Koſtenanſchlag 
und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte 
ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen zu verjehen- 
den Offerte, welches ſich entweder auf die ganze Lieferung oder 
auf eine Gruppe derſelben zu erſtrecken hat, iſt das vorgeſchriebene 
Vadium anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei 
der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offert— 
verhandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Dieſe Arbeiten ſind nur durch Gewerbsberechtigte in Aus— 
führung zu bringen und werden vom Stadtbauamte ſtrenge über— 
wacht werden. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 6. Auguſt 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 146069 ex 1892. 
Ref.-Nr. 2146. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Pflaſterungsarbeiten für 
die Umpflaſterung der Wienſtraße von der Ketteubrücken⸗ bis zur 
Preſsgaſſe im IV. Bezirk, mit dem veranſchlagten Koſtenerforder⸗ 
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niſſe von 3054 fl. 98 kr. und 600 fl. Pauſchale wird vom 


Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 


5. September d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Burean 
des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche Schriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, den Koſtenanſchlag 
und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte 
ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert ver⸗ 
ſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 24. Auguſt 1892 1--3 


Ad Prot.⸗Nr. 154467 
Ref.⸗Nr. 2285 ex 1892.V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für den 
Neubau eines Haupt⸗Unrathscanales aus Beton in der verlän- 
gerten Hasnerſtraße im XVI. Bezirke mit dem Koſtenerforderniſſe 
von 720 fl. 68 kr. und 90 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 6. September 
d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn 
Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. | 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu bringen, 
beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes Exem⸗ 
plares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, mit 
einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 


oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Haupteaſſa 
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erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 25. Auguſt 1892. 1-3 


Ad Prot.⸗Nr. 153079 
Ref.⸗Nr. 2260 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Banmeiſterarbeiten für den 
Umban des Haupt⸗Uurathscanales aus Beton in der Seegaſſe 
im IX. Bezirke mit dem Koſtenerforderniſſe von 5871 fl. 37 kr. 
und 500 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien am 7. September d. J., präciſe um 
11 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, die Profile, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiftrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 26. Auguſt 1892. 1—3 


Ad Prot.⸗Nr. 135711 
Ref.-Nr. 1983 ex 1898. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für den 
Neubau eines Haupt⸗Unrathscanales aus Beton in der Karajan⸗ 
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gaſſe im II. Bezirke mit dem Koſtenerforderniſſe von 1742 fl. 
11 kr. und 200 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der. k. k. Reichs- 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 6. September d. J., präciſe 
um 11 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden.“ 

Unternehmungsluſtige können den Plan, 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts⸗ 
ſtunden einſehen. 


Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 


Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 


Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 


oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 


die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 


Ad Prot.⸗Nr. 155107 
Ref.⸗Nr. 2298 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für den 
Neubau eines Haupt⸗Unrathscauales ans Beton in der Millergaſſe 
im XII. Bezirk zwiſchen der Laudon⸗ und Radetzkygaſſe im Koſten⸗ 
betrage von 1052 fl. 3 kr. und 150 fl. Pauſchale wird vom 
Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 


7. September d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Burcan 


des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhanſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Saul können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 


eine öffentliche 


das Profil, den 
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dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuschließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Haupteaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. | | 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 25. Auguſt 1892. 1—3 


91251 


Prot.⸗Nr 


53 iv x 1892. 
Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 
Wegen Vergebung der Zimmermanns- und Schieferdecker⸗ 


arbeiten zur Reconſtruction des ehemaligen Gemeindehauſes in 


, BR 5 5 Hütteldorf, Hauptſtraßet 43 wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs— 
Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie Hütteldorf, Hauptſtraße 43 wird vom Magiſtrate der keich 


haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. am Mittwoch den 7. Sep⸗ 


tember d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des 
Herrn Magiſtratsrathes Philipp, im neuen Rathhauſe (4 
Mezzanin), 
Wien, am 26. Auguſt 1892. 1-3 | 


Stiege, 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, den Koſtenanſchlag 
und die dem Projecte beigeſchloſſenen allgemeinen und ſpeciellen 
Bedingniſſe im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu 1 1 Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die 
Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmt⸗ 
lichen Offerenten vorbehalten. 

Vol Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 25. Auguſt 1892. 1—3 


8. 116378 
XI. 
Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung der Lieferung des für ſämmtliche ſtädtiſche 
Verſorgungsanſtalten, für das Bürger-Verſorgungshaus, das ſtädtiſche 
Aſyl⸗ und Werkhaus im X. Bezirke und für das V. ſtädtiſche 
Waiſenhaus in Kloſterneuburg im Jahre 1893 erforderlichen 
Petroleums, und zwar: 

1. Für die ſtädtiſche Verſorgungsanſtalt am Alſerbach von 
7000 kg per Jahr. 
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2. Für das Bürger⸗Verſorgungshaus in Wien von 3300 ke 
per Jahr. 

3. Für das ſtädtiſche Aſyl- und Werkhaus im X. Bezirke, 
Simmeringerſtraße Nr. 2, von 3000 kg per Jahr, dann für die 
auswärtigen Anſtalten, und zwar: 
für die ſtädtiſche Verſorgungsanſtalt 

4. zu Lieſing von 6000 kg per Jahr 

5. „ Mauerbach „ 7000 „ „ „ 

6. „St. Andrä a. d. Traiſen „ 3000 „ „ „ 

7. „ Ybbs „ 7700 „ „ „ dann 

8. für das V. ſtädtiſche Waiſenhaus in Kloſterneuburg von 
2800 kg per Jahr, wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien Donnerstag den 1. September 1892, präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Rathhauſe, I., Lichtenfelsgaſſe Nr. 2 
im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Trabauer (Armendepartement) 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Lieferungsvorſchrift beim 
ſtädtiſchen Marktcommiſſariate im Rathhauſe und in der ſtädtiſchen 
Verſorgungsanſtalt am Alſerbach, IX., Spitalgaſſe 23, während der 
gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen, ſowie mit 
einem Muſter? des offerierten Petroleums (mindeſteus dreiviertel 
Liter) zu verſehenden Offerte ſind fünf Percent derjenigen Summe, 
um welche die offerierte Lieferung erſtanden werden will, als Vadium 
beizuſchließen, welches für den Erſteher als Caution zu dienen hat. 

Die Anbote find getrennt für den Bedarf von 13.300 kg 
Petroleum für die Anſtalten in Wien und für den Bedarf von 
26.500 kg für die Anſtalten außer Wien zu ſtellen, jo dass aus | 
den Anboten genau erſichtlich iſt, welcher Preis für je 100 kg 
Petroleum für die Anſtalten in Wien, und welcher Preis für dieſes 
Quantum Petroleum für die Anſtalten außer Wien, jedoch in allen 
Fällen exeluſive der Emballage verlangt wird. 

Auf verſpätet einlangende oder mit dem vorgeſchriebenen 
Vadinm nicht verſehene Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 18. Auguſt 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 118847 
Ref.⸗Nr. 1722 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertansſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Banmeifterarbeiten für die 
Reconuſtruction der Sohle des Choleracanales im I. Bezirke von 
der Fichtegaſſe abwärts bis zur Wollzeile im Koſtenbetrage von 
8268 fl. und 1300 fl. Pauſchale, ferner der aus dieſem Anlaſſe 
erforderlichen Lieferung von Klinkerziegeln im Koſtenbetrage von 
6695 fl. und der Lieferung des erforderlichen Portland-Cementes 
im Koſtenbetrage von 1339 fl. wird vom Magiſtrate der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 31. Auguſt d. J., präciie | 
um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. | 
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Unternehmungsluſtige können den Koſtenanſchlag und die 
dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt 
während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen, 


Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 17. Auguſt 1892. 3—3 


er | | 
Kundmachung. 
(Licitation.) 
Zufolge Beſcheides des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den 


XIV. und XV. Bezirk vom 22. d. M., Z. N wird die öffent⸗ 


XIV. 

liche Verſteigerung der in der Pfandleihanſtalt der Gemeinde 
Wien, XIV. Bezirk, im Monate December 1891 verpfändeten 
und nicht ausgelösten Pretioſen von Pfand⸗Nr. 31027 bis incl. 


g. 193. 


Pfand⸗Nr. 34042 und Effecten von Pfand⸗Nr. 66658 bis incl. 


Pfand⸗Nr. 73496 am 9. September 1892, um 9 Uhr vormittags, 
im Pfandleihanſtalts⸗Gebäude, XIV. Bezirk (Sechshaus), Ge: 
meindegaſſe 5 gegen gleich bare Bezahlung vorgenommen. 

Im Falle die Licitation am oben angegebenen Tage nicht 
beendigt werden könnte, wird ſie am nächſtfolgenden Werktage fort— 


eſetzt. 
Pfandleihanſtalt der Gemeinde Wien, XIV. Bezirk, 
am 24. Auguſt 1892. 1—3 


M.⸗Z. 8077 ex 1892. 


VI. 
Rundmachung. 


(Grundverpachtung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird am Diensfag den 20. September 1892, vormittags um 
10 Uhr, in Weidlingan im Gaſthauſe zum Jeloͤmarſchall Landon 
die dem Bürgerſpitalfonde der Gemeinde Wien gehörige Wieſe 
Cat.⸗Parc. 184 mit 21 Joch 1203 Ce in der Gemeinde Purkers⸗ 
dorf im Rothwaſſerwalde in 7 Abtheilungen vom 1. November 
1892 auf weitere ſechs Jahre, d. i. bis 1. November 1898, im 
Wege der öffentlichen mündlichen Verſteigerung verpachtet. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Nefidenzftadt Wien. — Nr. 67, 26. Auguſt 1892. 


2125 


2 


A S 


Nähere Auskünfte werden im Magiſtrats-Departement VI im | G.⸗3Z. 149340. 
a 


neuen Rathhauſe in Wien an Wochentagen zwiſchen 8 und 2 Uhr, 
und bei dem Herrn k. k. Forſtmeiſter Adolf Hackenberg in Purkers⸗ 
dorf ertheilt. 

Der Meiſtbieter hat außer den entfallenden Vertragsſtempeln 
eine Caution in der Höhe der Hälfte des Anbotes bei der Licita- 
tions⸗Commiſſion zu erlegen. 

Vom Magiſtrate der k. k. Neichshaupt- und Neſidenzſtadt 
Wien, im Auguſt 1892. 3—3 


M.⸗Z. 8077 ex 1892. 


VI. 
Kundmachung. 


(Grundverpachtung.) 


on dem Magiſtrate der . k. Reichshaupt⸗ und Reſtdenzſtadt 
Von dem Magiſtrate der e al den Beſtimmungen des § 3 der Vollzugsvorſchriften zum Grund⸗ 


Wien werden im neuen Rathhauſe, Eingang Lichtenfelsgaſſe, Stiege 3, 
im ſteinernen Rathsſaale im J. Stocke nachfolgende, dem Bürger⸗ 
ſpitalfonde der Gemeinde Wien gehörigen Grundſtücke vom 


1898, am Montag den 19. September 1892, vormittags um 
10 Uhr, verpachtet werden, und zwar: 


1. Die Grasnutzung auf den Wieſen und Auen im II. Be⸗ i ee 
a a ſein tadelloſes, ſittliches Verhalten nachweiſen; ebenſo hat derſelbe 


nachzuweiſen, wo er heimatsberechtigt iſt, da in erſter Reihe nur 


zirke, Prater, am rechten und linken Donauufer; 
a) am rechten Donauufer: ein Theil von Cat.⸗Parc. 1674 
und die ganzen Parcellen Nr. 1681, 1682/1, 1682/2, 1685, 1686, 


1687, 1688/1, 1688/2, 1689, 1690, 1691, 1692, 1699, 1701, 


4038, 4040, zuſammen 13 Joch 2516 II". 


2465, 2466, 2467, 4108, 4109/3, 4273/1, 4273/2 und 4273/3, 
zuſammen 32 Joch 121478 O00. 

2. Der Acker in der oberen Muhren, Cat.⸗Parc. 1475 im 
X. Bezirke mit 3 Joch 15825 U in zwei Abtheilungen. 

3. Der Dunggrubenacker außerhalb der Belvederelinie, Cat. 
Parc. 21, 22 und 102 im X. Bezirke mit 6 Joch 16941 U in 
drei Abtheilungen. 

4. Die Acker im XII. Bezirke Meidling, zwiſchen der Süd— 
bahn, der Wilhelmsdorfer- und Rudolfsgaſſe, Cat.⸗Parc. 281/1, 
281/3, 281/5, 281/11, 281/12, 394/1, 394/5, 395/1 und 395,3, 
zuſammen 15 Joch 932 “ in zwölf Abtheilungen. 

5. Ein Theil der Lagerplätze im XII. Bezirke, Meidling, 
zwiſchen der Breitenfurter- und St. Marx⸗-Meidlingerſtraße, Ab- 
theilung VII, Cat.⸗Parc. 284 mit 646 DI", 

6. Die Kirchenwieſe im XI. Bezirke Simmering (Küchen- 
garten), Cat.⸗Parc. 1410/2, 1417/1, 1417/2, 1417/53, 1417/4, 
1417/5, 1418 und 1420 mit 9 Joch 658 U in ſieben Abthei⸗ 
lungen. 

7. Der Acker in Mittermuhren am Schrankenberg im X. Be- 
zirke, Theil der Cat. Parc. 1366/1 und 1366/7, zuſammen mit 
11 Joch 64075 DV. 

Die Pachtbedingungen ſowie die Pachtpläne können im Magi⸗ 
ſtrats⸗Departement VI an Wochentagen während der Amtsſtunden 
zwiſchen 8 und 2 Uhr geſehen werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, im Auguſt 1892. 2—3 


Kundmachung. 


(Sieben Stiftplätze am Conſervatorium der Geſellſchaft der Mnuſik⸗ 
freunde in Wien.) 


Am Conſervatorium der Geſellſchaft der Muſikfreunde in Wien 
ſind ſieben vom Gemeinderathe der Stadt Wien geſtiftete Freiplätze 
vom Schuljahre 1892/93 an auf die Dauer der Studien zu ver— 
leihen. 

Die Bewerber um dieſe Freiplätze haben ihre Geſuche bis 
längitens 25. September l. J. beim Wiener Magiſtrate einzu⸗ 
reichen und genau anzugeben, ob ſie die Vorbildungs- oder die 
Ausbildungsſchule beſuchen wollen und in beiden Fällen, welches 
Fach ſie als Hauptfach gewählt haben. 

Im erſteren Falle ſind dem Geſuche die Nachweiſe über das 


verfaſſungsſtatute des Conſervatoriums entſprechende Alter, ſowie 
über die mit Erfolg abgelegte Aufnahmsprüfung, im letzteren 


November 1892 an auf weitere ſechs Jahre, d. i. bis November VFVJJVJV)VJ%V%%%%%%% 
f vatoriums war, das Zeugnis über die abgelegte Jahresprüfung 


anzuſchließen. 


Der Bewerber mufs weiter ſeine wahre Dürftigkeit, ſowie 


ſolche zu berückſichtigen ſind, welche nach Wien zuſtändig ſind, und 
nur bei Abgang derartiger Petenten und unter beſonders berück— 
ſichtigungswürdigen Umſtänden auch Individuen bedacht werden 


p) am linken Donauufer: ein Theil von Cat.-Pare. 2434 können, welche das Heimatsrecht in Wien nicht beſitzen. 


und die ganzen Parcellen Nr. 2458, 2460/1, 2460/2, 2462, 2463, 


Bewerbern, welche bereits Zöglinge des Conſervatoriums im 
vorhergegangenen Schuljahre waren, wird ein Communal-Stiftplatz 
in der Regel nur dann verliehen, wenn ſie bei der letzten Jahres— 
prüfung im Hauptfache die Vorzugsclaſſe erhalten haben. 

Schließlich wird darauf aufmerkſam gemacht, daſs bei Ver— 


leihung dieſer Stiftplätze ſolche Bewerber, welche ſich dem Studium 


der höheren theoretiſchen Diſciplinen oder ſeltener gepflegten 


Orcheſter-Inſtrumente widmen, in Ermanglung ſolcher aber zunächſt 


Schüler der übrigen Inſtrumental-, dann jene der Geſangsclaſſen 
unter ſonſt gleichen Verhältniſſen den Vorzug erhalten. 
Auf verſpätet eingelangte oder nicht gehörig inſtruierte 
Geſuche kann keine Rückſicht genommen werden. 
Nur die mit einem legalen Armutszeugniſſe verſehenen Ge— 
ſuche ſind ſtempelfrei. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 16. Auguſt 1892. 2—3 


G. -Z. 129848 
XI. 


Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, dajs die Intereſſen der Löwen— 
feld'ſchen Stiftung des Jahres 1893 per 99 fl. 62 kr. ö. W. 
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abzüglich der Drud- und Inſertionskoſten an einen würdigen 
armen Fuhrmann in zwei gleichen Raten, wovon die erſte am 


1. Jänner 1893, die zweite am J. u 1893 fällig iſt, zur Ver⸗ 


theilung gelangen. 
Anſpruch auf eine Rütten aus dieſer Stiftung haben 


Perſouen, welche das Fuhrmannsgewerbe ſelbſtändig, 111 und 


werden auch Frauensperſonen zur Bewerbung um eine Betheilung 
aus dieſen Stiftungsintereſſen zugelaſſen. 

Der Stiftungsgenuſs darf einem und demſelben Bürger nur 
einmal verliehen werden und iſt bei der Vertheilung auf Confeſſion 
und Nationalität keinerlei Rückſicht zu nehmen. 

Bewerber haben ihre Armut und ihr tadelloſes ſittliches 
Verhalten mit den gehörigen Zeugniſſen auszuweiſen und außer— 
dem ihren Geſuchen den Erwerbſteuerſchein, ſowie die ihre Familien— 
verhältniſſe nachweiſenden Documente beizuſchließen. Die in ſolcher 
Weiſe belegten Geſuche ſind längſtens bis 1. September 1892 
im Einreichun gsprotokolle des Wiener Magiſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. | 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 27. Juli 1892. eg 


G. 3. 145197 


XI. 
Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, daſs bei der von dem geweſenen 
bürgerlichen Perückenmacher Karl Zöſcher im Jahre 1812 für 
arme Perſonen gegründeten Stiftung durch das Ableben eines 
Stiftlings ein Stiftplatz mit dem Genuſſe jährlicher 60 fl. in 
Erledigung gekommen iſt. 

Zur Betheilung aus dieſer Stiftung ſind berufen: 

1. In erſter Linie Verwandte des Stifters und 

im Falle des Mangels ſolcher Bewerber andere arme 
Perſonen. 

Verwandte des Stifters haben ihren Geſuchen den documen— 
tariſchen Nachweis über ihre Verwandtſchaft mit dem Stifter, ihre 
übrigen Documente und ein legales Armutszeugnis beizulegen; 
andere Bewerber aber haben den Geſuchen ſämmtliche Documente 
über ihre Familien⸗ und Heimatsverhältniſſe und ein legales 
Armutszeugnis anzuſchließen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche find läugſtens bis 
15. September 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magi⸗ 
ſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 9. Auguſt 1892. 3—3 
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Gemeinderath: 
Sitzung des Gemeinderathes 
Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 
vom 23. Auguſt 1892. 
Inhalt: 
Mittheilungen des Vorſitzenden: 
1. Eutſchuldigung des Gem.-Rathes Simon wegen Fernbleibens 2099 
2. Beurlaubung des Gem.-Rathes Dr. UBghghll . 
3. Entſchuldigung des Gem.-Rathes Winter wegen Fernbleibens 2099 
4. Legat des Herrn Johann Gög! zum Zwecke der Errichtung einer 
Stiftung für Handel- und Gewerbetreibende in Wien 2099 
Legat der Frau Amalie Gräfin Vecſey von Hainaeskö 
zum Zwecke der Errichtung einer Stiftung für im Dienſte ver— 
unglückte Mitglieder der ſtädtiſchen Feuerwehr 


on 


6. Zuſchrift der k. k. u.⸗ö. Statthalterei, n die Herabſet zung 
der 1 J7Cͥͤ Be a A Ye 2099 
7. Erlaſs des k. k. n.⸗ö. Statthalters betreffend die Fortſetzung der 
Pferdebahnlinie Währing — Pötleinsdorf 2100 
8. Klarſtellung des Sachverhaltes, betreffend die verzögerte Abfuhr 
9 
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der Leiche des auf der Straße verſtorbenen Joſef Plotzar .. 2100 
). Klarſtellung des Sachverhaltes, betreffend einen am 21. d. Mts. 2100 
eingetretenen Unglücksfall im ſtädtiſchen Donaubade . 2100 
10. Anberaumung der Ergänzungs wahlen in die Commiſſionen 
zur Bemeſſung der Militärtagygn ck 
Petition: ö 
11. Alpine Geſellſchaft „Krummholz“ um Bewilligung zu einer Steig- 
anlage am Schneeberg. (Gem. Rath Shlögl) ....... 102 


Interpellationen: 

12. Gem.⸗Rath Dr. Klotzber g, betreffend Eröffnung des ſtädtiſchen 
Volksbades im IX. Bezirke. (Wird ſofort beantwortet) .. . 2102 

13. Gem.⸗Rath Tagleicht, betreffend die Vergrößerung des ſtädtiſchen 
Lagerhauſes 

14. Gem.⸗Räthe Gregorig und Purſcht, betreffend die Verleihung 
von Freiplätzen im Curorte Baden 2102 

Anträge: 

15. Stiaßuy und Kreindl, betreffend die Desinfection, die Her⸗ 
ſtellung einer Cunette und die Einwölbung des Krotteubaches 
JJC ͤͤͤÄ( d 

16. Gem.⸗Räthe Gregorig und Purſcht, betreffend die Verleihung 
von Freiplätzen im Curorte Baden 

Referate: 
17. Gem.⸗Rath Rückauf betreffend die überlaſſung eines Gemeinde- 
grundes in Unter-Sievering an den Weinbauverein für Uuter— 
UND: e ggg... 
Derſelbe, betreffend die Subventionierung der Congregation der 
Barmherzigen Schweſtern zu Gumpendoeee Uk 
Gem.⸗Rath Wurm, betreffend die Adaptierung und Einrichtung 
des Turnſales im ſtädtiſchen Hauſe VII., Neubaugaſſe 25 für 
die Steueramtsabtheilung beim magiſtratiſchen Bezirksamte für 
Ne y h See ee 
. Gem.⸗Rath R. v. Goldſchmidt, betreffend die Baulinien⸗ 
beſtimmung für die Realität Nr. 10 Hafengaſſe im III. Bezirke 2109 
Derſelbe, betreffend die Baulinienbeſtimmung für den Kircheu— 
platz und Schulgaſſe im XVII. Bezirk, Hernals. . 2111 
2. Gem.⸗Rath Schneiderhan, betreffend das Project für einen 
Zubau zum Schulgebäude im JI. Bezirke, e S 
Derſelbe, betreffend die Creierung einer zweiten Telegraphiften- 
ſtelle bei der ſtädtiſchen Feuerwehr und Vermehrung des Tele— 
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18. 
1). 


graphenperſonales um drei Hilfsarbeiter . 2 2 2 2 zu 115 
24. Gem.⸗Rath v. Götz, betreffend die Renovierung des ehemaligen 
Geende hon es in Hütteldorf, Hauptſtraße 2dĩ·.n1.. 116 


. Derjelbe, betreffend die Baulmienbeſtimmung für die Realität 
Grundb.⸗Einl.⸗Z. 3, Hauptſtraße in Neuwaldegg, XVII. Bezirk 2116 
Derſelbe, betreffend die Baulinienbeſtimmung für die Schul⸗ 
gaſſe in Baumgarten, XIII. Bezirk 
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Stadtrath: 
Sitzungen des Stadtrathe sss 2117 
Bericht über die Stadtraths-Sitzung vom 18. Auguſt 1802 2117 
Allgemeine Nachrichten: 
Einladung zur Eröffnung des XX. Internationalen Getreide- und 
Sagtenmarktes in Wie ehe 
Approviſionierung: 
Borſtenviehmarkt vom 23. Auguft 18o on 2119 
Pferdemarkt vom 23. Auguſt 18zvy hh 2120 
Stechviehmarkt vom 25. Auguſt 1892. 2 2. 2 2 2 22 nenn. 2120 
Bierpreife im Monate Auguſt 1392. 2 2 > 2220 2120 
Gewerbeangelegenheiten: 
Gewerbeanmeldungennnnnnnnnnnnnnnnnsns 2120—2121 
Kündmachun gens 


2121—2126 


Die Gemeinde Wien. — Verantwortlicher Redacteur: Dr. Friedrich Edler v. Radler, Secretär des Wiener Magiſtrates. 


Papier aus der k. k. priv. Pittener Papierfabrik. — J. B. Wallishaufſſer's k. u. k. Hof⸗Buchdruckerei, Wien. 
Inſeraten⸗Annahme bei Otto Maaß (Haaſenſtein & Vogler), Wien, I., Wallfiſchgaſſe 10. 


